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Wichtige Hinweise zur vorvertraglichen Anzeigepflicht

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die Antragsfragen wahrheitsgemäß und vollständig beantwor-
ten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen.
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. Nähere Einzelheiten zu den Folgen
einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen.

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform gefragt haben, wahr-
heitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fra-
gen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird?

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe 
Fahrlässigkeit vorliegt.
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir dennoch zur Leistung 
verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand
- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
- noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht 
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben.
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.  

2. Kündigung

Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos verletzt haben, können wir
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätten.

3. Vertragsänderung

Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig ver-
letzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen 
erst ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kön-
nen Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie 
in unserer Mitteilung hinweisen.

4. Ausübung unserer Rechte

Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt 
mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der 
Ausübung unserer Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere 
Umstände angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder
die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss.  Dies gilt nicht für Versiche-
rungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben. 

5. Stellvertretung durch eine andere Person

Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der 
Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters, als auch Ihre eigene Kenntnis und 
Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder 
Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.
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1. Identität des Versicherers Ihr Vertragspartner ist die Itzehoer Versicherung / Brandgilde von 1691 Versicherungsverein a. G., 
Itzehoer Platz,
25521 Itzehoe.

Sie ist ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit. 
Das zuständige Registergericht ist das Amtsgericht Pinneberg, die zugehörige Registernummer lautet HRB 0037 IZ.

2. Identität eines Vertreters Entfällt
in dem Mitgliedstaat der EU

3. Ladungsfähige Anschrift Itzehoer Versicherung / Brandgilde von 1691 Versicherungsverein a. G.,
Itzehoer Platz, 
25521 Itzehoe.
Aufsichtsratsvorsitzender: Eberhard Dörr. 
Vorstand: Wolfgang Bitter (Vorsitzender), Gerd Bolten, Uwe Ludka, Frank Thomsen (stv.).

4. Hauptgeschäftstätigkeit Das Geschäftsgebiet umfasst Deutschland und das Ausland. Der Itzehoer Versicherungsverein betreibt alle Versiche-
und Aufsichtsbehörde rungszweige in der Erstversicherung, jedoch die Lebens-, Kranken-, Kredit- und Kautionsversicherung nur in der Rück-

versicherung. In der Kraftfahrtversicherung werden nicht versichert die Wagnisse des gewerblichen Güterfernverkehrs, 
der Kraftfahrzeughersteller, des Kraftfahrzeug-Handels und -Handwerks, Kraftomnibusse, Lehrlastkraftwagen und 
Selbstfahrervermietlastkraftwagen. 

In den von ihm nicht betriebenen Versicherungszweigen kann der Verein den Abschluss von Versicherungsverträgen 
vermitteln.

Die zuständige Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BAFin), 
Sektor Versicherungswirtschaft, 
Graurheindorfer Str. 108, 
53117 Bonn.

5. Garantiefond oder andere Entfällt
Entschädigungsregelungen

6. Anwendbares Recht; Für den Vertrag gilt deutsches Recht.
wesentliche Merkmale der 
Versicherungsleistung a) Versicherungsbedingungen

Es gelten die Allgemeinen Bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB 2008),
Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen soweit vereinbart.

b) Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung der Leistung des Versicherers
Der Versicherer bietet Versicherungsschutz für den Fall, dass der Versicherungsnehmer oder mitversicherte 
Personen nach einem Schadenereignis aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts von 
einem Dritten auf Schadenersatz wegen eines Personen-, Sach- oder Vermögensschadens in Anspruch genommen 
wird. Der Leistungsumfang richtet sich nach den §§ 1 bis 7 AHB 2008 sowie den für den Vertrag vereinbarten 
Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen.

7. Gesamtpreis der Der zu zahlende Beitrag wird im Antrag, dem Versicherungsschein einschließlich evtl. Nachträgen genannt.
Versicherung

8. Zusätzliche Kosten Abgesehen von den gesetzlichen Abgaben (z. B. Versicherungsteuer) werden berechnet:
1. Mahngebühren in Höhe von 3 €.
2. Gebühren für Rücklastschriften, die vom Versicherungsnehmer bzw. Kontoinhaber verursacht wurden, entsprechend

den im Einzelfall von dem Bankinstitut belasteten Gebühren.
3. Kosten, die entstehen, wenn der Versicherungsnehmer Abschriften der Erklärungen fordert, die er mit Bezug auf den

Vertrag (insbesondere bei Antragstellung und im Schadenfall) abgegeben hat.
Nebengebühren und weitere Kosten werden nicht erhoben. Insbesondere sind die Vermittler/innen nicht berechtigt, 
ihrerseits von dem Versicherungsnehmer noch irgendwelche besonderen Gebühren oder Kosten für die Aufnahme 
des Antrages oder aus anderen Gründen zu erheben. 

9. Einzelheiten zum Beitrag Beiträge zu langfristig abgeschlossenen Verträgen können jährlich, halbjährlich, vierteljährlich oder monatlich (nur mit 
erteilter Einzugsermächtigung möglich) gezahlt werden. Die Ratenzahlungszuschläge bei unterjährlicher Zahlungs-
weise betragen 3 % bei halbjährlicher, 5 % bei vierteljährlicher und 6 % bei monatlicher Zahlungsweise.
Bei kurzfristigen Verträgen ist generell ein Einmalbeitrag zu entrichten.
Einzelheiten zur Fälligkeit der Beiträge sind geregelt in den §§ 8 und 16 AHB 2008.

10. Befristung der An Angebote sind wir grundsätzlich 14 Tage ab Erstellung gebunden. Dies gilt vorbehaltlich einer Tarifänderung bzw. 
Gültigkeitsdauer des einer Antrags- und Risikoprüfung.
Angebots

11. Spezifische Preismerkmale Die Versicherungsbeiträge werden nach versicherungsmathematischen Grundsätzen kalkuliert.
Auf die Möglichkeit der Beitragsanpassung gemäß § 15 AHB 2008 wird besonders hingewiesen.

A. Informationen nach § 1 der Verordnung über Informationspflichten
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12. Zustandekommen des Der Vertrag kommt durch Annahme des Versicherungsantrages seitens des Versicherers (Versicherungsschein oder 
Vertrages Annahmeerklärung) zustande. Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Beginn, 

wenn der erste oder einmalige Beitrag rechtzeitig gezahlt wird.

13. Widerrufsrecht Der Versicherungsnehmer kann seine Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen ohne Angabe von Gründen in 
Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, wenn dem Versicherungsnehmer der 
Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich den Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die 
Vertragsinformationen und diese Belehrung zugegangen ist. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige 
Absendung des Widerrufs. 
Der Widerruf ist zu richten an die 
Itzehoer Versicherung / Brandgilde von 1691 Versicherungsverein a. G., 
Itzehoer Platz, 
25521 Itzehoe. 
Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf an folgende Faxnummer zu richten: 04821/7738888.

Widerrufsfolgen 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und es wird der Teil des Beitrags, der auf die Zeit 
nach Zugang des Widerrufs entfällt, erstattet.
Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, kann die Itzehoer Versicherung einbehal-
ten, wenn der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor Ablauf der Widerrufsfrist 
beginnt. Hat der Versicherungsnehmer eine solche Zustimmung nicht erteilt oder beginnt der Versicherungsschutz erst 
nach Ablauf der Widerrufsfrist, wird der gesamte Beitrag erstattet.
Beiträge werden unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs, erstattet. 

Besondere Hinweise
Das Widerrufsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf ausdrücklichen Wunsch des 
Versicherungsnehmers vollständig erfüllt wurde, bevor er sein Widerrufsrecht ausgeübt hat. Wird ein Ersatzvertrag 
widerrufen, so läuft der ursprüngliche Versicherungsvertrag weiter. Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Verträgen mit 
einer Laufzeit von weniger als einem Monat. 

14. Laufzeit des Vertrages Der Vertrag ist zunächst für die im Versicherungsschein dokumentierte Dauer abgeschlossen. Beträgt die Dauer des 
15. Kündigungsbedingungen Vertrages mindestens ein Jahr, verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er nicht durch Kündigung 

in Textform eines der beiden Vertragspartner zum Ablauf der vereinbarten Dauer gekündigt wurde.
Die Kündigung muss spätestens drei Monate vor dem Ablauf dem Vertragspartner zugegangen sein. 
Ein Versicherungsvertrag, der für eine Dauer von mehr als drei Jahren abgeschlossen wurde, kann zum Ablauf des drit-
ten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres gekündigt werden. Die Kündigung muss spätestens drei Monate vor dem 
Ablauf dem Vertragspartner zugegangen sein.

Der Vertrag endet ohne Kündigung, wenn die vereinbarte Dauer weniger als ein Jahr beträgt, zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt (wenn es sich um eine beantragte kurzfristige Versicherung handelt).

16. Anwendbares Recht Für den Vertrag gilt deutsches Recht.

17. Gerichtsstand Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach 
dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Örtlich zuständig ist 
auch das Gericht, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in 
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer müssen bei dem Gericht erhoben werden, das 
für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist.

18. Vertragssprache Die Vertragsbedingungen einschließlich sämtlicher Informationen sowie die Kommunikation während der Laufzeit des 
Vertrages erfolgen ausschließlich in deutscher Sprache.

19. Außergerichtliche Die Itzehoer ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e. V.. Damit kann das kostenlose, außergerichtliche 
Beschwerdestellen Streitschlichtungsverfahren in Anspruch genommen werden.

Die Anschrift lautet: Versicherungsombudsmann e.V.,
Postfach 080632, 
10006 Berlin.
Telefon 01804/224-424 (0,20 € pro Anruf aus dem Festnetz; Anrufe aus Mobilfunk-
netzen können abweichen), 
Telefax 01804/224-425
f.Bultmann@Versicherungsombudsmann.de

20. Beschwerdemöglichkeit Für Fragen zu den Verträgen, stehen die Vermittler/innen und die Mitarbeiter/innen der Hauptverwaltung in Itzehoe zur 
Verfügung. Sollten Sie einmal mit der Bearbeitung Ihres Anliegens nicht zufrieden sein, wenden Sie sich bitte direkt an 
die Hauptverwaltung. 
Sie können sich auch an die zuvor genannte außergerichtliche Beschwerdestelle oder die unter Nr. 4 genannte 
Aufsichtsbehörde wenden.
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B. Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB 2008) 

Umfang des Versicherungsschutzes 
§ 1 – Gegenstand der Versicherung; Versicherungsfall

1. Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten Risikos für den
Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen eines während der Wirksamkeit
der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses (Versicherungsfall), das
einen Personen-, Sach- oder sich daraus ergebenden Vermögensschaden zur
Folge hatte, aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtli-
chen Inhalts von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genommen
wird. Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schädigung des
Dritten unmittelbar entstanden ist.  Auf den Zeitpunkt der Schadenverur-
sachung, die zum Schadenereignis geführt hat, kommt es nicht an.

2. Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch wenn es sich um
gesetzliche Ansprüche handelt, 

2.1 auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme,
Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatz statt der Leistung;

2.2 wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacherfüllung durchfüh-
ren zu können; 

2.3 wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder wegen
des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges;

2.4 auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ordnungsgemä-
ße Vertragserfüllung; 

2.5 auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leistung;

2.6 wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistungen. 

§ 2 – Vermögensschaden; Abhandenkommen von Sachen

Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung erweitert
werden auf die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des
Versicherungsnehmers wegen 

1. Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch durch Sachschäden
entstanden sind;

2. Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf finden dann die
Bestimmungen über Sachschäden Anwendung. 

§ 3 – Versichertes Risiko

1. Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht

1.1 aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angegebenen
Risiken des Versicherungsnehmers;

1.2 aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versicherungsschein und
seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem
Halten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder
Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder
Deckungsvorsorgepflicht unterliegen; 

1.3 aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss der
Versicherung neu entstehen (Vorsorgeversicherung) und die in § 4 näher
geregelt sind.

2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des versi-
cherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass neuer
Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann den Vertrag jedoch unter den
Voraussetzungen von § 21 kündigen. 

§ 4 – Vorsorgeversicherung

1. Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages neu entstehen,
sind im Rahmen des bestehenden Vertrages sofort versichert.

1.1 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung des
Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats anzuzeigen. Die
Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. Unterlässt der
Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt der Versicherungs-
schutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. Tritt der
Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt wurde, so hat der
Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss
der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die
Anzeigefrist noch nicht verstrichen war.

1.2 Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen angemessenen
Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung über die Höhe dieses Beitrags
innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht
zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend
ab dessen Entstehung. 

2. Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Entstehung bis zur
Einigung im Sinne von Ziffer 1.2 auf den Betrag von 200.000 € pauschal für
Personen- und Sachschäden und 5.000 € für Vermögensschäden begrenzt,
sofern nicht im Versicherungsschein geringere Versicherungssummen fest-
gesetzt sind.

3. Die Regelungen der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken 

3.1 aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, Luft- oder
Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führerschein-
oder Versicherungspflicht unterliegen;

3.2 aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen;

3.3 die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen;

3.4 die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen von
kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern sind.

§ 5 – Leistungen der Versicherung; Vollmacht des Versicherers

1. Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflichtfrage, die
Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und die Freistellung des
Versicherungsnehmers von berechtigten Schadensersatzverpflichtungen.
Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der
Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils,
Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet ist und der
Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom
Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder
geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch
auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte. Ist die
Schadenersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit bindender
Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den
Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten freizu-
stellen.

2. Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des Schadens
oder Abwehr der Schadensersatzansprüche zweckmäßig erscheinenden
Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben. Kommt es in
einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über Schadensersatzan-
sprüche gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer zur
Prozessführung bevollmächtigt. Er führt den Rechtsstreit im Namen des
Versicherungsnehmers auf seine Kosten. 



3. Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadensereignisses, das
einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge
haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer
von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die
gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders vereinbarten höhe-
ren Kosten des Verteidigers. 

4. Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das Recht, die
Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der
Versicherer zur Ausübung dieses Rechts bevollmächtigt.

§ 6 – Begrenzung der Leistungen

1. Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem Versiche-
rungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. Dies gilt auch
dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflich-
tige Personen erstreckt. 

2. Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Entschädigungs-
leistungen des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines
Versicherungsjahres auf das zweifache der vereinbarten Versicherungs-
summen begrenzt.

3. Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende zeitlich
zusammenhängende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der
im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese
– auf derselben Ursache;
– auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und zeitli-

chem Zusammenhang oder
– auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln 
beruhen.

4. Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsnehmer bei
jedem Versicherungsfall mit einem im Versicherungsschein festgelegten
Betrag an der Schadensersatzleistung (Selbstbehalt). Soweit nicht etwas
anderes vereinbart wurde, ist der Versicherer auch in diesen Fällen zur
Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche verpflichtet. 

5. Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht auf die
Versicherungssummen angerechnet. 

6. Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem
Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt der Versicherer die
Prozesskosten im Verhältnis der Versicherungssumme zur Gesamthöhe die-
ser Ansprüche.

7. Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzahlungen zu
leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme
oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem
Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der Versicherungssumme,
so wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis der Versicherungssumme
bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert der Rente vom Versicherer erstattet.
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende Vorschrift der
Verordnung über den Versicherungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflicht-
versicherung in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt des
Versicherungsfalles. Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der
Versicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn
der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder die nach Abzug son-
stiger Leistungen verbleibende Restversicherungssumme übersteigt, werden
die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der Versicherungs-
summe abgesetzt.

8. Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines
Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am
Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer für den
von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Entschädigungs-
leistung, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

§ 7 – Ausschlüsse

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrücklich
etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versicherung ausgeschlossen:

1. Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vorsätzlich her-
beigeführt haben. 

2. Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden dadurch verur-
sacht haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder
Schädlichkeit
– Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
– Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.

3. Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrages oder Zusagen über
den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungsnehmers hinaus-
gehen.

4. Haftpflichtansprüche 

4.1 des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziffer 5 benannten
Personen gegen die Mitversicherten;

4.2 zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versicherungsver-
trages; 

4.3 zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versicherungsvertrages. 

5. Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer

5.1 aus Schadenfällen seiner Angehörigen*), die mit ihm in häuslicher
Gemeinschaft leben oder die zu den im Versicherungsvertrag mitversicherten
Personen gehören; 

5.2 von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn der
Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, beschränkt geschäftsfähige
oder betreute Person ist; 

5.3 von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versicherungsnehmer eine
juristische Person des privaten oder öffentlichen Rechts oder ein nicht
rechtsfähiger Verein ist; 

5.4 von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern, wenn der
Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesell-
schaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist;

5.5 von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer eine eingetragene
Partnerschaftsgesellschaft ist; 

5.6 von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern.

Zu Ziffer 4 und 5:

Die Ausschlüsse unter Ziffer 4 und 5.2 bis 5.6 erstrecken sich auch auf
Haftpflichtansprüche von Angehörigen der dort genannten Personen, die mit
diesen in häuslicher Gemeinschaft leben. 

6. Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen sich
daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn der Versicherungsnehmer
diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, geliehen, durch verbotene
Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegenstand eines besonderen Verwahrungs-
vertrages sind. 

7. Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen sich
daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn

7.1 die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des
Versicherungsnehmers an diesen Sachen (Bearbeitung, Reparatur,
Beförderung, Prüfung und dgl.) entstanden sind. Bei unbeweglichen Sachen
gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen
unmittelbar von der  Tätigkeit betroffen waren;

7.2 die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer
diese Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen oder beruflichen
Tätigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche und dgl.) benutzt
hat. Bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese
Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von der Benutzung betroffen waren;

7.3 die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des
Versicherungsnehmers entstanden sind und sich diese Sachen oder - sofern
es sich um unbewegliche Sachen handelt - deren Teile im unmittelbaren
Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben. Dieser Ausschluss gilt
nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er zum Zeitpunkt der
Tätigkeit offensichtlich notwendige Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von
Schäden getroffen hatte. 

Zu Ziffer 6 und 7:

Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziffer 6 und 7 in der Person von
Angehörigen, Angestellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtigten oder
Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleichfalls der
Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versicherungsnehmer als
auch für die durch den Versicherungsvertrag etwa mitversicherten Personen.

8. Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versicherungsnehmer her-
gestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen infol-
ge einer in der Herstellung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache und
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, wenn
die Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil der Sache oder in einer
mangelhaften Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung der
Sache oder Leistung führt. Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung,
wenn Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungsnehmers die
Herstellung oder Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen
Leistungen übernommen haben. 

9. Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Schadenereignissen;
Ansprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch VII (SGB) sind jedoch mitversichert. 

10.1  Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen Umweltschäden
gemäß Umweltschadensgesetz oder anderer auf der EU-Umwelthaftungs-
richtlinie (2004/35/EG) basierenden nationalen Umsetzungsgesetzen gel-
tend gemacht werden. Dies gilt auch dann, wenn der Versicherungsnehmer
von einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat-
rechtlichen Inhalts auf Erstattung der durch solche Umweltschäden entstan-
denen Kosten in Anspruch genommen wird. Der Versicherungsschutz bleibt
aber für solche Ansprüche erhalten, die auch ohne Bestehen des
Umweltschadensgesetzes oder anderer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie
(2004/35/EG) basierenden nationalen Umsetzungsgesetzen bereits auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen
den Versicherungsnehmer geltend gemacht werden könnten.
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*)  Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes 
oder vergleichbarer Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, 
Adoptiveltern und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, Großeltern und 
Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch ein familienähnliches, auf 
längere Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden sind).



10.2 Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung. Dieser
Ausschluss gilt nicht

10.2.1  im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken oder

10.2.2 für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder
gelieferte Erzeugnisse (auch Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige
Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten
entstehen (Produkthaftpflicht). Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für
Schäden durch Umwelteinwirkung, die aus der Planung, Herstellung,
Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von
– Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu

verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-
Anlagen);

– Anlagen gemäß Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsgesetz (UHG-
Anlagen);

– Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer 
Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen;

– Abwasseranlagen
oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche Anlagen bestimmt sind.

11. Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige
Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.

12. Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem oder mittel-
barem Zusammenhang stehen mit energiereichen ionisierenden Strahlen
(z.B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Röntgenstrahlen). 

13. Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen sind auf 

13.1 gentechnische Arbeiten;

13.2 gentechnisch veränderte Organismen (GVO);

13.3 Erzeugnisse, die
– Bestandteile aus GVO enthalten,
– aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.

14. Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen durch

14.1 Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer handelt;

14.2 Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen; 

14.3 Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer;

14.4 Weidetiere (Flur- oder Deckschäden) oder Wildtiere (Wildschaden).

15. Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, der Übermitt-
lung und der Bereitstellung elektronischer Daten, soweit es sich handelt um
Schäden aus 

15.1 Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Veränderung
von Daten; 

15.2 Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten;

15.3 Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch;

15.4 Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen.

16. Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- oder
Namensrechtsverletzungen. 

17. Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, Schikane,
Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskriminierungen. 

18. Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der Übertragung
einer Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren. Das Gleiche gilt für
Sachschäden, die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehören-
den, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden sind. 

19. Bei Vermögensschäden im Sinne von § 2 Ziffer 1 Ansprüche wegen
Schäden

19.1 durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag oder für
seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder gelieferte Sachen, erbrachte
Arbeiten oder sonstige Leistungen;

19.2 aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, prüfender oder
gutachterlicher Tätigkeit;

19.3 aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaftlich ver-
bundene Unternehmen;

19.4 aus Vermittlungsgeschäften aller Art;

19.5 aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveranstaltung;

19.6 aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- oder ähn-
lichen wirtschaftlichen Geschäften aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus
Kassenführung sowie aus Untreue und Unterschlagung;

19.7 aus Rationalisierung und Automatisierung;

19.8 aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und von Urheber-
rechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbsrechts;

19.9 aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kosten-
anschlägen;

19.10 aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehemalige oder
gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat
oder anderer vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgremien / Organe im
Zusammenhang stehen;

19.11 durch bewusstes Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen
Vorschriften, von Anweisungen und Bedingungen des Auftraggebers oder
sonstiger vorsätzlicher Pflichtverletzung;

19.12 aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z.B. von Geld,
Wertpapieren und Wertsachen;

19.13 aus Schäden durch ständige Emmissionen (z.B. Geräusche, Gerüche,
Erschütterungen). 

Beginn des Versicherungsschutzes;
Beitragszahlung

§ 8 – Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebe-
nen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen
Beitrag rechtzeitig im Sinne von § 9 Ziffer 1 zahlt. Der in Rechnung gestellte
Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der Versicherungsnehmer in der
jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat.

§ 9 – Fälligkeit und Folgen verspäteter Zahlung des Erst- oder Einmalbeitrags

1. Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Abschluss des
Vertrages fällig, jedoch nicht vor dem im Versicherungsschein angegebenen
Versicherungsbeginn. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie nach Erhalt
des Versicherungsscheins und der Zahlungsaufforderung oder nach Ablauf
der im Versicherungsschein genannten Widerspruchsfrist und Zahlungsauf-
forderung unverzüglich erfolgt. Ist Zahlung des Jahresbeitrags in Raten ver-
einbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags. 

2. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht
rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungs-
schutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

3. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht
rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der
Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten
hat.

§ 10 – Fälligkeit und Folgen verspäteter Zahlung des Folgebeitrags

1. Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt fällig.

2. Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungs-
nehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung
nicht zu vertreten hat. Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann
der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform
eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss.
Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des
Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen
angibt, die nach Ziffer 3 und 4 mit dem Fristablauf verbunden sind. Der
Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen
Schadens zu verlangen.

3. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit
der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein
Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 2
darauf hingewiesen wurde. 

4. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit
der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung
einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der
Zahlungsaufforderung nach Ziffer 2 darauf hingewiesen hat. Hat der
Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb
eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für
Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und der
Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz. 

§ 11 – Lastschriftverfahren

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung
als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag eingezogen werden kann
und der Versicherungsnehmer bzw. Kontoinhaber einer berechtigten
Einziehung nicht widerspricht. Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden
des Versicherungsnehmers bzw. Kontoinhabers vom Versicherer nicht einge-
zogen werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unver-
züglich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des
Versicherers erfolgt. Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil
der Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat oder hat
der Versicherungsnehmer bzw. Kontoinhaber aus anderen Gründen zu vertre-
ten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer
berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlan-
gen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst ver-
pflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist.
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§ 12 – Ratenzahlung

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch ausste-
henden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung
einer Rate im Verzug ist. Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche
Beitragszahlung verlangen.

§ 13 – Beitragsregulierung

1. Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, ob und
welche Änderungen des versicherten Risikos gegenüber den früheren
Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch durch einen
Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb eines
Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf Wunsch des
Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des
Versicherers kann dieser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in
dreifacher Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt
nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der Unrichtigkeit
der Angaben kein Verschulden trifft.

2. Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers oder son-
stiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt der Veränderung
berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch
erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim Versicherer. Der ver-
traglich vereinbarte Mindestbeitrag darf dadurch nicht unterschritten werden.
Alle entsprechend § 15 Ziffer 1 nach dem Versicherungsabschluss eingetre-
tenen Erhöhungen und Ermäßigungen des Mindestbeitrags werden berück-
sichtigt. 

3. Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mitteilung, kann der
Versicherer für den Zeitraum, für den die Angaben zu machen waren, eine
Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten
Beitrags verlangen. Werden die Angaben nachträglich gemacht, findet eine
Beitragsregulierung statt. Ein vom Versicherungsnehmer zuviel gezahlter
Beitrag wird nur zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei
Monaten nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrags erfolgten.

4. Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf Versiche-
rungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre. 

§ 14 – Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit durch
Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des
Beitrags, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestan-
den hat.

§ 15 – Beitragsangleichung

1. Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsangleichung. Soweit die
Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Umsatzsumme berechnet werden, findet
keine Beitragsangleichung statt. Mindestbeiträge unterliegen unabhängig
von der Art der Beitragsberechnung der Beitragsangleichung.

2. Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung für die ab
dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen Prozentsatz sich im vergangenen
Kalenderjahr der Durchschnitt der Schadenzahlungen aller zum Betrieb der
Allgemeinen Haftpflichtversicherung zugelassenen Versicherer gegenüber
dem vorvergangenen Jahr erhöht oder vermindert hat. Den ermittelten
Prozentsatz rundet er auf die nächst niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl
ab. Als Schadenzahlungen gelten dabei auch die speziell durch den einzelnen
Schadenfall veranlassten Ausgaben für die Ermittlung von Grund und Höhe
der Versicherungsleistungen. Durchschnitt der Schadenzahlungen eines
Kalenderjahres ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten
Schadenzahlungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum neu
angemeldeten Schadenfälle.

3. Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle einer
Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um den sich aus Ziffer 2
ergebenden Prozentsatz zu verändern (Beitragsangleichung). Der veränderte
Folgejahresbeitrag wird dem Versicherungsnehmer mit der nächsten
Beitragsrechnung bekannt gegeben. Hat sich der Durchschnitt der
Schadenzahlungen des Versicherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre
um einen geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den der Treuhänder
jeweils für diese Jahre nach Ziffer 2 ermittelt hat, so darf der Versicherer den
Folgejahresbeitrag nur um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der
Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen unternehmenseigenen
Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung darf diejenige
nicht überschreiten, die sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde. 

4. Liegt die Veränderung nach Ziffer 2 oder 3 unter 5%, entfällt eine
Beitragsangleichung. Diese Veränderung ist jedoch in den folgenden Jahren
zu berücksichtigen. 

Dauer und Ende des Vertrages; Kündigung
§ 16 – Dauer und Ende des Vertrages

1. Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abge-
schlossen. 

2. Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der
Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spätestens drei
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung
zugegangen ist. 

3. Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag,
ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

4. Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag schon
zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres gekündigt
werden; die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens drei Monate
vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein.

§ 17 – Wegfall des versicherten Interesses

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, so erlischt die
Versicherung bezüglich dieser Risiken. Dem Versicherer steht der Beitrag zu,
den er hätte erheben können, wenn die Versicherung dieser Risiken nur bis
zum Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er vom Wegfall Kenntnis
erlangt.

§ 18 – Kündigung nach Beitragsangleichung

Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung gemäß § 15 Ziffer 3,
ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes ändert, kann der
Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühe-
stens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Beitragserhöhung wirk-
sam werden sollte. Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der
Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem
Versicherungsnehmer einen Monat vor dem Wirksamwerden der
Beitragserhöhung zugehen. Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begrün-
det kein Kündigungsrecht.

§ 19 – Kündigung nach Versicherungsfall

1. Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn
– vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet wurde oder
– dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Versiche-

rungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich zugestellt wird.
Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform spätestens einen
Monat nach der Schadensersatzzahlung oder der Zustellung der Klage zuge-
gangen sein.

2. Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach
ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann
jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, späte-
stens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird.
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim
Versicherungsnehmer wirksam.

§ 20 – Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen

1. Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversicherung besteht, an
einen Dritten veräußert, tritt dieser an Stelle des Versicherungsnehmers in
die während der Dauer seines Eigentums sich aus dem Versicherungs-
verhältnis sich ergebenden Rechte und Pflichten ein. Dies gilt auch, wenn ein
Unternehmen aufgrund eines Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines
ähnlichen Verhältnisses von einem Dritten übernommen wird. 

2. Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle
– durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von einem 

Monat;
– durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wirkung 

oder auf den Schluss der laufenden Versicherungsperiode in Textform 
gekündigt werden. 

3. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn
– der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an 

ausübt, in welchem er vom Übergang auf den Dritten Kenntnis erlangt;
– der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang ausübt, 

wobei das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monats von dem 
Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung 
Kenntnis erlangt.

4. Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden
Versicherungsperiode und wird das Versicherungsverhältnis nicht gekündigt,
haften der bisherige Versicherungsnehmer und der Dritte für den
Versicherungsbeitrag dieser Periode als Gesamtschuldner. 

5. Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch den bishe-
rigen Versicherungsnehmer oder den Dritten unverzüglich anzuzeigen. Bei
einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein Versiche-
rungsschutz, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem
Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müs-
sen, und der Versicherer den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit
dem Erwerber nicht geschlossen hätte. Der Versicherungsschutz lebt wieder
auf und besteht für alle Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat nach
dem Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von der Veräußerung
Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn der Versicherer in diesem Monat von sei-
nem Kündigungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat. Der Versicherungs-
schutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht nicht weg, wenn dem
Versicherer die Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die
Anzeige hätte zugehen müssen.
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§ 21 – Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung
oder Erlass von Rechtsvorschriften

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder
Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der Versicherer berechtigt, das
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu
kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines
Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Versicherer von
der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

§ 22 – Mehrfachversicherung
1. Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in mehreren
Versicherungsverträgen versichert ist. 

2. Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne dass der
Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Aufhebung des später
geschlossenen Vertrages verlangen. 

3. Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungsnehmer es
nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem er von der
Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem
Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem
Versicherer zugeht.

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

§ 23 – Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers

1. Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebliche
Umstände
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem
Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände in Textform anzuzeigen,
nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für den
Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten
Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige
verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme
der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.
Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Entschluss
des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem
vereinbarten Inhalt abzuschließen. Wird der Vertrag von einem Vertreter des
Versicherungsnehmers geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen
Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe
er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

2. Rücktritt

2.1 Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen
Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versicherungsvertrag zurück-
zutreten. Dies gilt auch dann, wenn ein Umstand nicht oder unrichtig ange-
zeigt wurde, weil sich der Versicherungsnehmer der Kenntnis der Wahrheit
arglistig entzogen hat.

2.2 Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungsnehmer
nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen
Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. Das
Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung der
Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass
der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten
Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen geschlossen hätte.

2.3 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Tritt der
Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, darf er den
Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für
den Eintritt des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den
Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arg-
listig verletzt hat. Dem Versicherer steht der Teil des Beitrags zu, der der bis
zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit ent-
spricht.

3. Beitragsänderung oder Kündigungsrecht
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die Verletzung
einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruh-
te, kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat in
Textform kündigen. Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen
Bedingungen, geschlossen hätte. Kann der Versicherer nicht zurücktreten
oder kündigen, weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten
Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die
anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend
Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung
nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. Erhöht sich durch die
Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10% oder schließt der
Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus,
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach
Zugang der Mitteilung des Versicherers fristlos in Textform kündigen. Der

Versicherer muss die ihm nach Ziffer 2 und 3 zustehenden Rechte innerhalb
eines Monats in Textform geltend machen. Die Frist beginnt mit dem
Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm
geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände
anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere
Umstände zur Begründung seiner Erklärung angeben, wenn für diese die
Monatsfrist nicht verstrichen ist. Dem Versicherer stehen die Rechte nach
Ziffer 2 und 3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte
Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hinge-
wiesen hat. Der Versicherer kann sich auf die in Ziffer 2 und 3 genannten
Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die
Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 

4. Anfechtung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzu-
fechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht dem Versicherer der
Teil des Beitrags zu, der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungs-
erklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

§ 24 – Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsnehmer auf
Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist zu beseitigen. Dies
gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen
Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt hat,
gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend.

§ 25 – Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles

1. Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen,
auch wenn noch keine Schadensersatzansprüche erhoben wurden.

2. Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Abwendung
und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des Versicherers sind dabei
zu befolgen, soweit es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem
Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten
und ihn bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle
Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des
Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten
Schriftstücke übersandt werden. 

3. Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch erhoben,
ein staatsanwaltschaftliches, behördliches oder gerichtliches Verfahren ein-
geleitet, ein Mahnbescheid erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkün-
det, hat er dies ebenfalls unverzüglich anzuzeigen.

4. Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwaltungs-
behörden auf Schadensersatz muss der Versicherungsnehmer fristgemäß
Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer
Weisung des Versicherers bedarf es nicht. 

5. Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch gericht-
lich geltend gemacht, hat er die Führung des Verfahrens dem Versicherer zu
überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen des Versicherungsnehmers
einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt
Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten
Unterlagen zur Verfügung stellen. 

§ 26 – Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

1. Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem Vertrag,
die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann der
Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der
Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein
Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die
Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit
beruhte.

2. Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, verliert der
Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger
Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in
einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen. Der vollständige oder teilweise Wegfall des
Versicherungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des
Versicherungsfalles bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit
zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch
gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob
fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. Der
Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer
nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder
die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt
nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der
Versicherer ein ihm nach Ziffer 1 zustehendes Kündigungsrecht ausübt.
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I. Bestimmungen für alle Betriebe und Berufe
(gilt für die BASIS- und PLUS-Deckung)

Vereine siehe Ziffer II Position 26.

1. Versichertes Risiko
Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die
Haftpflichtversicherung (AHB) die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus dem im Antrag beschriebenen Risiko. Risikoveränderungen, die
sich nach Vertragsabschluss ergeben (z. B. Personalanbau, Anschaffung
neuer Maschinen, Eröffnung zusätzlicher Betriebe, Betriebsumstellung), sind
im Umfang von § 3 Ziffer 1.2 und § 4 AHB mitversichert. Auf die Frist zur
Anzeige nach § 4 Ziffer 1.1 und § 13 Ziffer 1 AHB wird besonders hingewie-
sen.

2. Haus- und Grundbesitz

2.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht
- des Versicherungsnehmers als Eigentümer, Mieter, Pächter und Nutznießer 

von Grundstücken - nicht jedoch von Luftlandeplätzen -, Gebäuden oder
Räumlichkeiten, die ausschließlich für den versicherten Betrieb oder für 
Wohnzwecke des Versicherungsnehmers und seiner Betriebsangehörigen 
benutzt werden. Bei der Berufshaftpflichtversicherung gelten diese 
Bestimmungen, wenn Berufsstätte und Wohnung in engem räumlichen 
Zusammenhang stehen.
Versichert sind hierbei Ansprüche aus der Verletzung von Pflichten, die 
dem Versicherungsnehmer in den oben genannten Eigenschaften obliegen 
(z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, Streuen und 
Schneeräumen auf Gehwegen). Dies gilt auch für vertraglich übernomme
ne Verkehrssicherungspflichten, die gesetzlich einem Dritten obliegen.
Mitversichert ist auch, wenn der Versicherungsnehmer Teile des 
Grundstücks mit einem Jahresbruttomietwert von nicht mehr als 30.000 €
Betriebsfremden überlässt. Wird der Jahresbruttomietwert von 30.000 €
überschritten, ist der Beitrag nach dem Miet- oder Pachtwert der überlas-
senen Teile ohne Beachtung des Mindestbeitrags zu berechnen;

- des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer von 
Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, Grabearbei-
ten) bis zu einer veranschlagten Bausumme von 75.000 € (Eigenleistun-
gen jedoch max. 50.000 €) je Bauvorhaben. Wenn dieser Betrag über-
schritten wird, entfällt die Mitversicherung. Es gelten dann die 
Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (§ 4 AHB);

- des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus § 836 Absatz 2 BGB, 
wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand;

- der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung und 
sonstigen Betreuung der Grundstücke beauftragten Personen für 
Ansprüche, die gegen sie aus Anlass der Ausführung dieser Verrichtungen 
erhoben werden.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen 
es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des 
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt. 
Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen 
Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen der-
selben Dienststelle zugefügt werden;

- des Insolvenzverwalters in dieser Eigenschaft.

2.2 Soweit besonders vereinbart, ist mitversichert die gesetzliche 
Haftpflicht aus dem Vorhandensein von Kinderspielplätzen auf den versicher-
ten Grundstücken einschließlich aufgestellter Turn- und Spielgeräte.

2.3 Eingeschlossen sind - abweichend von § 7 Ziffer 14.1 AHB - Haftpflicht-
ansprüche wegen Sachschäden, die durch Abwässer aus dem Rückstau des
Straßenkanals auftreten. § 7 Ziffer 10.2 AHB bleibt unberührt. Diese
Deckungserweiterung findet für die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung
keine Anwendung.

2.4 Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 3 AHB - die vom
Versicherungsnehmer als Mieter, Entleiher, Pächter oder Leasingnehmer
durch Vertrag übernommene gesetzliche Haftung aus Verkehrssicherungs-
pflichten des jeweiligen Vertragspartners (Vermieter, Verleiher, Verpächter,
Leasinggeber) in dieser Eigenschaft.

3. Sozialeinrichtungen
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
seinen Sozialeinrichtungen für Betriebsangehörige, die ausschließlich für
den versicherten Betrieb bestimmt sind (z. B. Werkskantinen, Badeanstalten,
Erholungsheime, Kindergärten und dgl.), aus Vorhandensein und Betätigung
einer Betriebsfeuerwehr und aus Überlassen von Plätzen, Räumen und
Geräten an die Sportgemeinschaft seines Betriebes. 

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus Betätigung der Betriebssportgemein-
schaft sowie die persönliche Haftpflicht der Mitglieder aus ihrer Betätigung in
dieser.

4. Gesetzliche Vertreter
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht der gesetzlichen Vertreter des
Versicherungsnehmers und solcher Personen, die er zur Leitung oder
Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben
angestellt hat, in dieser Eigenschaft.

C. Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen zur Haftpflicht-
versicherung für Betriebe, Berufe und Vereine

Weitere Bestimmungen

§ 27 – Mitversicherte Personen

1. Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche gegen
andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind alle für ihn gel-
tenden Bestimmungen auf die Versicherten entsprechend anzuwenden. Die
Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (siehe § 4) gelten nicht, wenn
das neue Risiko nur in der Person eines Versicherten entsteht.

2. Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht aus-
schließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben den Versicherten für
die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich. 

§ 28 – Abtretungsverbot
Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung ohne
Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch verpfändet werden.
Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist zulässig.

§ 29 – Anzeigen; Willenserklärungen; Anschriftenänderung

1. Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an
die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein
oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerich-
tet werden.

2. Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem
Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem
Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines einge-
schriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die
Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen.
Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namensänderung des Versiche-
rungsnehmers.

3. Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbe-
betrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen Nieder-
lassung die Bestimmungen der Ziffer 2 entsprechende Anwendung.

§ 30 – Verjährung

1. Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren.
Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des
Bürgerlichen Gesetzbuches. 

2. Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer
angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu dem
Zeitpunkt gehemmt, in dem die Entscheidung des Versicherers dem
Anspruchsteller in Textform zugeht. 

§ 31 – Gerichtsstand

1. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers
oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der
Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich
zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der
Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen
gewöhnlichen Aufenthalt hat.

2. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus
dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das
für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines
gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine
juristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz
oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn
der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommandit-
gesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene
Partnerschaftsgesellschaft ist.

§ 32 – Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

– 8 –
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5. Mitversicherte Personen
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht sämtlicher übrigen Betriebs-
angehörigen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen
Verrichtungen für den Versicherungsnehmer verursachen. Ausgeschlossen
sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers
gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt. Das gleiche gilt für solche
Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung
oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt wer-
den.

6. Haftpflichtansprüche mitversicherter Personen untereinander
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
Haftpflichtansprüchen mitversicherter natürlicher Personen untereinander.
Eingeschlossen sind in Abweichung von § 7 Ziffer 5 AHB in Verbindung mit
§ 7 Ziffer 4 AHB auch Haftpflichtansprüche mitversicherter natürlicher
Personen untereinander wegen Sachschäden. Von jedem Schaden hat der
Versicherungsnehmer 25 € selbst zu tragen.

7. Arbeits- oder Liefergemeinschaften
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
der Teilnahme an Arbeits- oder Liefergemeinschaften auch dann, wenn sich
der Haftpflichtanspruch gegen die Arbeits- oder Liefergemeinschaft selbst
richtet. Für die Teilnahme an Arbeits- oder Liefergemeinschaften gelten,
unbeschadet der sonstigen Vertragsbedingungen (insbesondere der
Versicherungssummen), folgende Bestimmungen: 

7.1 Die Ersatzpflicht des Versicherers bleibt auf die Quote beschränkt, 
welche der prozentualen Beteiligung des Versicherungsnehmers an der
Arbeits- oder Liefergemeinschaft entspricht. Dabei ist es unerheblich, wel-
cher Partnerfirma die schadenverursachenden Personen oder Sachen
(Arbeitsmaschinen, Baugeräte, Baumaterialien usw.) angehören.

7.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche
wegen Schäden an den von den einzelnen Partnern in die Arbeits- oder
Liefergemeinschaft eingebrachten oder von der Arbeits- oder Liefergemein-
schaft beschafften Sachen und allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden, gleichgültig, von wem die Schäden verursacht wurden.

7.3 Ebenso bleiben ausgeschlossen Ansprüche der Partner der Arbeits- 
oder Liefergemeinschaften untereinander sowie Ansprüche der Arbeits- oder
Liefergemeinschaften gegen die Partner und umgekehrt.

7.4 Die Ersatzpflicht des Versicherers erweitert sich innerhalb der verein-
barten Versicherungssummen über Ziffer 7.1 hinaus für den Fall, dass über
das Vermögen eines Partners das Insolvenzverfahren eröffnet oder die
Eröffnung mangels Masse abgelehnt worden ist und für diesen Partner wegen
Nichtzahlung eines Beitrags kein Versicherungsschutz besteht. Ersetzt wird
der dem Versicherungsnehmer zugewachsene Anteil, soweit für ihn nach
dem Ausscheiden des Partners und der dadurch erforderlichen Ausein-
andersetzungen ein Fehlbetrag verbleibt.

7.5 Versicherungsschutz im Rahmen der Ziffer 7.1 bis 7.3 besteht auch für
die Arbeits- oder Liefergemeinschaft selbst. Die Erweiterung der Ersatz-
pflicht des Versicherers innerhalb der vereinbarten Versicherungssumme ist
je Versicherungsfall auf 1.000.000 € für Personenschäden, 250.000 € für
Sachschäden, 25.000 € für Vermögensschäden und je Versicherungsjahr auf
das Doppelte dieser Summe begrenzt.

8. Mangelbeseitigungsnebenkosten
In der Versicherung von Betrieben mit Arbeiten auf fremden Grundstücken
sind mitversichert Mangelbeseitigungsnebenkosten / Erfüllungsneben-
schäden. 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Sachschäden, die als Folge eines
mangelhaften Werkes auftreten, und erfasst insoweit auch die Kosten, die
erforderlich sind, um die mangelhafte Werkleistung zum Zwecke der
Schadenbeseitigung zugänglich zu machen und um den vorherigen Zustand
wieder herzustellen. Nicht gedeckt sind diese Kosten, wenn sie nur zur
Nachbesserung aufgewendet werden, ohne dass ein Folgeschaden eingetre-
ten ist. Ferner sind in jedem Falle nicht gedeckt die Kosten des
Versicherungsnehmers für die Beseitigung des Mangels an der Werkleistung
selbst.
Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versicherungssumme für
Sachschäden 50.000 € je Versicherungsfall, begrenzt auf 100.000 € für alle
Schäden eines Versicherungsjahres.

9. Erdleitungen und elektrische Frei- und Oberleitungen
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
Tätigkeitsschäden in folgendem Umfang:
Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 7 AHB - die gesetzliche
Haftpflicht wegen Schäden an Erdleitungen (Kabel, unterirdische Kanäle,
Wasserleitungen, Gasrohre und andere Leitungen) sowie Frei- und / oder
Oberleitungen und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.
Die Regelungen von § 1 Ziffer 2 AHB (Erfüllungsansprüche) und § 7 Ziffer 8
AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten Arbeiten oder Sachen) blei-
ben bestehen. 
Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 20 % (mindestens 50 €,
höchstens 2.500 €) selbst zu tragen. Die Höchstersatzleistung innerhalb der
Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall und
Versicherungsjahr 250.000 €.

10. Tätigkeitsschäden bei Arbeiten auf fremden Grundstücken
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
Tätigkeitsschäden bei Arbeiten auf fremden Grundstücken (bei Betrieben des
Baugewerbes mit Ausnahme von Sachschäden an den zu unterfangenden
und unterfahrenden Grundstücken und Gebäuden).

Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 7 AHB - die gesetzliche
Haftpflicht aus Schäden, die an fremden Sachen durch eine 
gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers an oder mit
diesen Sachen entstanden sind und alle sich daraus ergebenden
Vermögensschäden, wenn diese Schäden
- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungs-

nehmers an diesen Sachen entstanden sind;
- dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer diese 

Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen und beruflichen Tätigkeit
benutzt hat;

- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungs-
nehmers entstanden sind und sich diese Sachen im unmittelbaren 
Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben.

Die Regelungen des § 1 Ziffer 2 AHB (Erfüllungsansprüche) und des § 7
Ziffer 8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten Arbeiten oder
Sachen) bleiben bestehen. 

Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung 
a) der Ladung von Fahrzeugen und Containern durch / oder beim Be- und
Entladen;
b) von Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Lohnbe- oder 
-verarbeitung, Reparatur oder zu sonstigen Zwecken befinden, befunden
haben oder die von ihm übernommen wurden.

Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sach-
schäden beträgt je Versicherungsfall 15.000 €, begrenzt auf 30.000 € für
alle Schäden eines Versicherungsjahres. 
Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 50 €,
höchstens 500 €) selbst zu tragen. 

11. Tätigkeitsschäden bei Be- und Entladearbeiten
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
Tätigkeitsschäden bei Be- und Entladearbeiten per Hand und durch mitversi-
cherte Arbeitsmaschinen, Baugeräte, Kraftfahrzeuge und sonstige mechani-
sche Vorrichtungen.

Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 7 AHB - die gesetzliche
Haftpflicht wegen der Beschädigung von Land- und Wasserfahrzeugen,
Containern beim Be- und Entladen und alle sich daraus ergebenden
Vermögensschäden. Für Schäden an Containern besteht auch dann
Versicherungsschutz, wenn diese entstehen beim Abheben von oder Heben
auf Land- oder Wasserfahrzeuge durch Kräne oder Winden zum Zwecke des
Be- oder Entladens. Dies gilt nicht, wenn die Container selbst Gegenstand von
Verkehrsverträgen (Fracht-, Speditions- oder Lagerverträgen) sind.
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung der Ladung von
Fahrzeugen und Containern.
Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 50 €,
höchstens 500 €) selbst zu tragen. Die Höchstersatzleistung innerhalb der
Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall 15.000 €,
begrenzt auf 30.000 € für alle Schäden eines Versicherungsjahres.

12. Abwässerschäden
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
Abwässerschäden.
Eingeschlossen sind - in Abweichung von § 7 Ziffer 14.1 AHB - Haftpflicht-
ansprüche aus Sachschaden, der entsteht durch Abwässer.
Ausgeschlossen bleiben jedoch Schäden an Entwässerungsleitungen durch
Verschmutzungen und Verstopfungen und alle sich daraus ergebenden
Vermögensschäden. 
§ 7 Ziffer 10.2 AHB bleibt unberührt.
Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 50 €,
höchstens 500 €) selbst zu tragen. Die Höchstersatzleistung innerhalb der
Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall 250.000 €,
begrenzt auf 500.000 € für alle Schäden eines Versicherungsjahres.

13. Auslandsschäden
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
Auslandsschäden.

13.1.1 Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 9 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen im Ausland vorkommender
Versicherungsfälle
a) aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an Ausstel-
lungen, Kongressen, Messen und Märkten;
b) durch Erzeugnisse, die ins Ausland gelangt sind, ohne dass der Versiche-
rungsnehmer dorthin geliefert hat oder hat liefern lassen;
c) durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer ins europäische
Ausland geliefert hat, hat liefern lassen oder die dorthin gelangt sind;
d) aus Bau-, Montage-, Reparatur- und Wartungsarbeiten (auch 
Inspektion und Kundendienst) oder sonstiger Leistungen im Inland oder
europäischen Ausland.
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Zu Nr. b) und c):
Für Versicherungsfälle, die in den USA, US-Territorien oder Canada durch
Erzeugnisse, die im Zeitpunkt ihrer Auslieferung durch den Versicherungs-
nehmer oder von ihm beauftragte Dritte ersichtlich für eine Lieferung in die
USA, US-Territorien oder nach Canada bestimmt waren, besteht Versiche-
rungsschutz nur nach besonderer Vereinbarung. 
Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haftpflicht für im
Ausland gelegener Betriebsstätten, z. B. Produktions- oder Vertriebsnieder-
lassungen, Läger und dergleichen sowie eine Erweiterung des Export-,
Arbeits- oder Leistungsrisikos auf Länder außerhalb Europas.

13.1.2 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche

- aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen, die vom 
Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der 
Durchführung von Arbeiten betraut sind.
Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen den 
Versicherungsnehmer und die mitversicherten Personen aus Arbeits-
unfällen und Berufskrankheiten, die den Bestimmungen des Sozial-
gesetzbuches VII (SGB) unterliegen (siehe § 7 Ziffer 9 AHB);

- auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder 
exemplary damages;

- nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im Zusammenhang 
stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1147 des französischen 
Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.

13.1.3 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden - abweichend von 
§ 6 Ziffer 5 AHB - als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.
Kosten sind: 
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen
zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des
Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die
dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten
auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

13.1.4 Bei Versicherungsfällen, die in USA, US-Territorien und Canada gel-
tend gemacht werden, gilt: 

Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 20 % (mindestens 5.000 €)
selbst zu tragen. Kosten gelten als Schadensersatzleistungen.

13.1.5 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion
angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

13.2 Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, gilt:

13.2.1 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche
- auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder 

exemplary damages;
- nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im Zusammenhang 

stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1147 des französischen 
Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.

13.2.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden - abweichend von 
§ 6 Ziffer 5 AHB - als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.
Kosten sind: 
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen
zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des
Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die
dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten
auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

13.2.3 Bei Versicherungsfällen, die in USA, US-Territorien und Canada gel-
tend gemacht werden, gilt: 

Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 20 % (mindestens 5.000 €)
selbst zu tragen. Kosten gelten als Schadensersatzleistungen.

13.2.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion
angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

14. Mietsachschäden an Immobilien
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
Mietsachschäden an Immobilien.

14.1 Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 6 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht aus der Beschädigung von gemieteten gewerblichen Räumen
und Gebäuden und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

14.2 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen
a) Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspruchung;
b) Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasser-
bereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten;
c) Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen 
besonders versichern kann;
d) Schäden infolge von Schimmelbildung oder Pilzbefall.

14.3 Ausgeschlossen sind ferner die unter den Regressverzicht nach dem 
Abkommen der Feuerversicherer bei übergreifenden Versicherungsfällen
fallenden Rückgriffsansprüche**).

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 50 €,
höchstens 500 €) selbst zu tragen. Die Höchstersatzleistung innerhalb der
Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall 150.000 €,
begrenzt auf 300.000 € für alle Schäden eines Versicherungsjahres.

15. Mietsachschäden anlässlich von Geschäftsreisen
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
Mietsachschäden anlässlich von Geschäftsreisen.

15.1 Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 6 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht aus der Beschädigung von gemieteten beweglichen Sachen
und Räumlichkeiten in Gebäuden und alle sich daraus ergebenden
Vermögensschäden.

15.2 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen
a) Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspruchung;
b) Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasser-
bereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten;
c) Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen 
besonders versichern kann;
d) Schäden infolge von Schimmelbildung oder Pilzbefall.

15.3 Ausgeschlossen sind ferner die unter den Regressverzicht nach dem 
Abkommen der Feuerversicherer bei übergreifenden Versicherungsfällen
fallenden Rückgriffsansprüche**).

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 50 €,
höchstens 500 €) selbst zu tragen. Die Höchstersatzleistung innerhalb der
Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall 30.000 €,
begrenzt auf 60.000 € für alle Schäden eines Versicherungsjahres.

16. Abhandenkommen von fremden Schlüsseln
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
dem Abhandenkommen von fremden Schlüsseln.

Eingeschlossen ist - in Ergänzung von § 2 Ziffer 1 AHB und abweichend von
§ 7 Ziffer 6 AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus dem Abhandenkommen von
fremden Schlüsseln (auch General-Hauptschlüsseln für eine zentrale
Schließanlage), die sich rechtmäßig im Gewahrsam des Versicherten befun-
den haben.

Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche Haftpflichtan-
sprüche wegen der Kosten für die notwendige Auswechslung von Schlössern
und Schließanlagen sowie für vorübergehende Sicherheitsmaßnahmen
(Notschloss) und einen Objektschutz bis zu 14 Tagen, gerechnet ab dem
Zeitpunkt, an welchem der Verlust des Schlüssels festgestellt wurde.
Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche aus Folgeschäden eines
Schlüsselverlustes (z. B. wegen Einbruchs). Ausgeschlossen bleibt die
Haftung aus dem Verlust von Tresor- und Möbelschlüsseln sowie sonstigen
Schlüsseln zu beweglichen Sachen.

Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für  Sach-
schäden beträgt je Versicherungsfall 15.000 €, begrenzt auf 30.000 € für
alle Schäden eines Versicherungsjahres.

17. Abhandenkommen von Sachen
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
dem Abhandenkommen von Belegschaftshabe.
Eingeschlossen ist - in Ergänzung von § 2 Ziffer 2 AHB und abweichend von
§ 7 Ziffer 6 AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus Abhandenkommen von
Sachen (einschließlich Kraftfahrzeuge und Fahrräder mit Zubehör) der
Betriebsangehörigen und Besuchern und alle sich daraus ergebenden
Vermögensschäden.
Soweit Versicherungsschutz durch andere Versicherungen des Versiche-
rungsnehmers oder des Geschädigten besteht, z. B. Einbruchdiebstahl-,
Kaskoversicherung usw., gehen diese Versicherungen vor. Ausgeschlossen
hiervon sind Geld, Wertpapiere (einschließlich Sparbücher), Scheckhefte,
Scheck- und Kreditkarten, Urkunden, Schmucksachen, Kostbarkeiten und
andere Wertsachen.
Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschä-
den beträgt je Schadenereignis 10.000 €, begrenzt auf 30.000 € für alle
Schäden eines Versicherungsjahres.

18. Schusswaffen
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
dem erlaubten Besitz und Gebrauch von Schusswaffen, Munition und
Geschossen (nicht jedoch bei Führen oder Gebrauch zu Jagdzwecken oder zu
strafbaren Handlungen) und deren Überlassung an bestimmte, mit dem
Schutz des Betriebes beauftragte Personen. Mitversichert ist die persönliche
gesetzliche Haftpflicht der Waffenträger aus dem Gebrauch der Waffen in
Ausführung dienstlicher Verrichtungen.

19. Strahlenschäden

19.1 Eingeschlossen ist abweichend von § 7 Ziffer 10.2 und Ziffer 12 
AHB - die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
- dem deckungsvorsorgefreien Umgang mit radioaktiven Stoffen;
- Besitz und Verwendung von Röntgeneinrichtungen und Stör-

strahlern, Laser und Masergeräte.
Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelteinwirkung
umfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die Umwelthaftpflicht-
Basisversicherung. 

**) Auf Wunsch wird dem Versicherungsnehmer der Wortlaut des Feuerregressverzichts-
abkommens ausgehändigt.
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19.2 Werden vom Versicherungsnehmer gelieferte Erzeugnisse, Arbeiten 
oder sonstige Leistungen im Zusammenhang mit energiereichen ionisieren-
den Strahlen verwendet, ohne dass dies für den Versicherungsnehmer
ersichtlich war, wird sich der Versicherer nicht auf § 7 Ziffer 12 AHB berufen.
Dies gilt nicht für Schäden,
- die durch den Betrieb einer Kernanlage bedingt sind oder von einer 

solchen Anlage ausgehen;
- die durch die Beförderung von Kernmaterialien einschließlich der 

damit zusammenhängenden Lagerung bedingt sind.

19.3 Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche
- wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgutes (Genom), 

die ab der zweiten Generation eintreten;
- wegen Personenschäden solcher Personen, die - gleichgültig für 

wen oder in wessen Auftrag - aus beruflichem oder wissenschaftli-
chem Anlass im Betrieb des Versicherungsnehmers eine Tätigkeit 
ausüben und hierbei die von energiereichen ionisierenden Strahlen 
oder Laserstrahlen ausgehenden Gefahren in Kauf zu nehmen haben;

- gegenüber jedem Versicherungsnehmer oder Versicherten, der 
den Schaden durch bewusstes Abweichen von dem Strahlenschutz 
dienenden Gesetzen, Verordnungen, behördlichen Verfügungen 
oder Anordnungen verursacht hat.

20. Winden
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
dem Besitz und der Verwendung von Winden.

21. Selbstfahrende Arbeitsmaschinen und Kraftfahrzeuge
Soweit besonders vereinbart, sind selbstfahrende Arbeitsmaschinen und
Kraftfahrzeuge mitversichert.

21.1 Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in § 3 Ziffer 1.2 
und in § 4 Ziffer 3.1 AHB.

21.2 Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht wer-
den. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des
Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten
Fahrer gebraucht wird.
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen und
Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von
einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

Nicht mitversichert ist die Haftpflicht wegen Schäden am befahrenen/bear-
beiteten Untergrund (auch dann, wenn Bearbeitungsschäden mitversichert
sind).

22. Maschinen, Geräte, Kraftfahrzeuge und Wasserfahrzeuge
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers
- aus Besitz und Gebrauch von nicht selbstfahrenden Maschinen und 

Geräten - nicht jedoch von nicht selbstfahrenden Turmdreh- oder sonsti-
gen Kränen;

- aus Besitz und Gebrauch von nicht zulassungs- oder versicherungs-
pflichtigen Anhängern;

- für eigene und geliehene bzw. gemietete Wasserfahrzeuge ohne eigene 
Antriebskraft;

- aus dem Bewegen von fremden Kraftfahrzeugen auf dem Betriebs-
grundstück.

22.1 Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in § 3 Ziffer 1.2
und in § 4 Ziffer 3.1 AHB.

22.2 Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht wer-
den. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des
Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten
Fahrer gebraucht wird. 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen und
Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug
nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis 
hat.

22.3 Falls besonders vereinbart, ist eingeschlossen - abweichend von § 7 
Ziffer 7 AHB - auch die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung und der
Vernichtung der auf dem Betriebsgrundstück bewegten fremden Kraftfahr-
zeuge.

22.4 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versiche-
rungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauf-
tragte Person durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder Kraftfahrzeug-
anhängers verursachen.

22.5 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versiche-
rungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauf-
tragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs verursachen oder
für die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeugs in Anspruch
genommen werden.

22.6 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so
gilt das auch für alle anderen Versicherten.

22.7 Eine Tätigkeit der in Ziffer 22.5 genannten Personen an einem
Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch
im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder
Besitzer des Fahrzeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb
gesetzt wird.

23. Luft- / Raumfahrzeuge

23.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder
beauftragte Person durch den Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeugs ver-
ursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- oder
Raumfahrzeugs in Anspruch genommen werden.

23.2 Besteht für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder 
Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen
Versicherten.

23.3 Nicht versichert ist die Haftpflicht aus
- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luft- 

oder Raumfahrzeugen oder Teilen von Luft- oder Raumfahrzeugen 
soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen 
oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren;

- Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, 
Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren 
Teilen, 

und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der mit diesen
beförderten Sachen, der Insassen und allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden sowie wegen sonstiger Schäden durch Luft- oder
Raumfahrzeuge.

24. Zapfstellen und Tankanlagen
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Besitz und Unterhaltung von
Zapfstellen und Tankanlagen mit Einschluss der Treibstoffabgabe an
Betriebsangehörige und gelegentlich auch an Betriebsfremde sowie aus
Besitz und Unterhaltung einer Fahrzeugpflegestation.

25. Vorsorgeversicherung

Abweichend von § 4 Ziffer 2 AHB gelten die vereinbarten Versicherungs-
summen auch für die Vorsorgeversicherung.

26. Nachhaftung
Bei Beendigung des Versicherungsvertrages allein aus Gründen der vollstän-
digen und dauernden Betriebs- und / oder Produktions- und Lieferein-
stellung (nicht aus irgendwelchen anderen Gründen, wie z. B. Änderung der
Rechtsform, Kündigung durch einen der Vertragspartner und nicht wegen
Konkurses), gilt folgende Besondere Bedingung:
Für Versicherungsfälle durch vor Beendigung des Versicherungsvertrages
hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, Arbeiten und sonstige Leistungen
wird im Umfang dieses Vertrages Versicherungsschutz noch für die Dauer
von maximal 5 Jahren nach Vertragsaufhebung geboten, wenn über die
Nachhaftungsversicherung eine einvernehmliche Beitragsvereinbarung
innerhalb eines Monats nach Vertragsbeendigung erzielt wird.
Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungszeit im
Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses geltenden
Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der
Versicherungssumme des Versicherungsjahres, in dem das Versicherungs-
verhältnis endet.

27. Nicht versicherte Risiken

27.1 Ausgenommen von der Versicherung und besonders zu versichern
ist, was nicht nach dem Antrag ausdrücklich in Versicherung gegeben 
oder nach Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen ohne 
besonderen Beitrag mitversichert ist, insbesondere die Haftpflicht 
aus Tätigkeiten, die weder dem versicherten Betrieb oder Beruf eigen 
noch sonst dem versicherten Risiko zuzurechnen sind.

27.2 Nicht versichert wird die Haftpflicht

27.2.1 aus dem Verändern der Grundwasserverhältnisse;

27.2.2 von Subunternehmern;

27.2.3 aus der Errichtung, Wartung und dem Betrieb von Abfalldeponien, 
Anlagen zur Ableitung und Aufbereitung sowie ober- oder unterirdischen
Lager- und Transportsystemen für Abwässer;

27.2.4 aus Schäden an
a) Daten, Datenträgern und Programmen,
b) durch falsche oder fehlerhafte Hard- und Software-Produkte,
c) durch mangelhafte Programmierung sowie der jeweils hieraus ent-
stehenden Folgeschäden;

27.2.5 aus Schäden an Kommissionsware;

27.2.6 aus Bergschäden (im Sinne des § 114 BBergG), soweit es sich handelt 
um die Beschädigung von Grundstücken, deren Bestandteilen und Zubehör;
wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (im Sinne des § 114 BBergG) durch
schlagende Wetter, Wasser- und Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlenstaub-
explosionen;
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27.2.7 aus Schäden, die sich als unvermeidbare Folgen aus der Anlage und 
Unterhaltung von Hoch- und Niederspannungsleitungen ergeben, wie z. B.
Flur- und Gebäudeschäden anlässlich der Beseitigung von Leitungsstörungen
und sonstigen Reparaturarbeiten;

27.2.8 aus Mangelfolgeschäden wegen Fehlens zugesicherter Eigenschaften;

27.2.9 aus Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von Sprengstoffen 
oder ihrer Lagerung zu Großhandelszwecken sowie aus Veranstaltung oder
Abbrennen von Feuerwerken;

27.2.10 aus Anlass von Abbruch- und Einreißarbeiten an Bauwerken sowie 
von Sprengungen, sofern nicht eine besondere Vereinbarung hierüber mit
dem Versicherer getroffen worden ist. In jedem Fall sind jedoch ausgeschlos-
sen Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden und allen sich daraus erge-
benden Vermögensschäden, die entstehen 
- bei Abbruch- und Einreißarbeiten in einem Umkreis, dessen Radius der 

Höhe des einzureißenden Bauwerks entspricht, 
- bei Sprengungen an Immobilien in einem Umkreis von weniger als 150 m.
§ 7 Ziffer 10.2 AHB bleibt unberührt.

27.3 Ausgeschlossen bleiben auch Ansprüche 

27.3.1 wegen Beschädigung von fremden Sachen, die vom
Versicherungsnehmer oder den mitversicherten Personen im Rahmen eines
Sub- oder Nachunternehmerauftrages ein- oder ausgebaut werden. Dies gilt
auch für Schäden anlässlich des Transportes dieser Sachen. Für solche Fälle
gilt nicht die Besondere Bedingung für "Tätigkeitsschäden bei Arbeiten auf
fremden Grundstücken" unter Punkt 10.

27.3.2 gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden
Mitversicherten), die den Schaden durch bewusst gesetz-, vorschrifts- oder
sonst pflichtwidrigen Umgang mit brennbaren oder explosiblen Stoffen ver-
ursachen

27.3.3 aus einer jagdlichen Betätigung oder der Teilnahme an Pferde-,
Rad- oder Kraftfahrzeugrennen sowie den Vorbereitungen hierzu (Training).

II. Bestimmungen für bestimmte Betriebe/Berufe
und für Vereine

1. Badebetriebe
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus
- gelegentlicher Abgabe von Speisen und Getränken (keine Gaststätten), 

Besitz und Benutzung von in dem Bad befindlichen Turn- und 
Spielgeräten und Spielplätzen;

- Verwendung von Apparaten, soweit die Behandlung ärztlich verordnet 
oder lediglich zur Körperpflege - nicht zu Heilzwecken - angewendet 
wird;

- nicht versichert bleiben Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Besitz 
und Verwendung von Röntgen- und sonstigen Strahlenapparaten.

2. Baubetriebe, Bauhandwerker
(auch Bildhauer, Dekorateure, Kaminbauer, Markisenbauer, Kunstmaler,
Restauratoren, Ofenbauer, Raumausstatter, Teppichverlegebetriebe)

2.1 Mitversichert sind Haftpflichtansprüche aus Anlass von Abbruch- und 
Einreißarbeiten an Bauwerken.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden und allen
sich daraus ergebenden Vermögensschäden, die entstehen
- bei Abbruch- und Einreißarbeiten in einem Umkreis, dessen Radius der 

Höhe des einzureißenden Bauwerks entspricht;
- aus Anlass von Sprengungen, sofern nicht eine besondere Vereinbarung

hierüber mit dem Versicherer getroffen worden ist;
- bei Sprengungen an Immobilien in einem Umkreis von weniger als 150 m.

§ 7 Ziffer 10.2 AHB bleibt unberührt.
Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 50 €,
höchstens 500 €) selbst zu tragen.

2.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht für Produkthaftpflicht-
schäden nach Position Nr. 4.1 der unter Ziffer III. abgedruckten Bedingungen
für die erweiterte Produkthaftpflicht.
2.3 Nicht versichert sind Ansprüche 
- aus Sachschäden an den zu unterfangenden und unterfahrenden 

Grundstücken, Gebäuden, Gebäudeteilen oder Anlagen gemäß § 7 Ziffer 
14.2 und § 7 Ziffer 7 AHB;

- aus Schäden durch Stollen-, Tunnel- und Untergrundbahnbau (auch bei 
offener Bauweise);

- aus dem Verändern der Grundwasserverhältnisse;
- aus der Beschädigung oder Vernichtung von Kraftfahrzeugen, Bau- oder 

Landmaschinen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Reparatur 
befinden, sowie deren Zubehör;

- aus Planungs- und Bauleitungstätigkeit, soweit die Bauvorhaben nicht 
vom Versicherungsnehmer ausgeführt werden;

- beim Baumfällen wegen Schäden an Bauwerken, Leitungen, Masten und 
dergleichen in einem Umkreis, dessen Radius der Höhe des zu fälIenden 
Baumes entspricht. 

2.3 Für Arbeiten im Zusammenhang mit asbestbelasteter Bausubstanz gilt:
- Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass die schadstoffbela-

stete Bausubstanz ordnungsgemäß zur Entsorgung an dafür vorge-
schriebene Entsorgungs- bzw. Endlagerstätten abgegeben wird.

- Nicht versichert sind Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer oder 
Mitversicherten, sofern die Schäden durch bewusstes Abweichen von 
Gesetzen oder an den Versicherungsnehmer gerichtete behördliche 
Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt werden.

2.4 PLUS-Deckung
Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein / Nachtrag beur-
kundet, gilt zusätzlich zu der Pos. l. die Plusdeckung für Betriebshaftpflicht-
versicherungen der Baubetriebe und Bauhandwerker (auch Bildhauer,
Dekorateure, Kaminbauer, Markisenbauer, Kunstmaler, Restauratoren,
Ofenbauer, Raumausstatter, Teppichverlegebetriebe). 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers

2.4.1 als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten (Neubauten, 
Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, Grabearbeiten) bis zu einer Bausumme
von 500.000 €.
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus dem Verändern der Grund-
wasserverhältnisse;

2.4.2 als Eigentümer, Mieter, Pächter und Nutznießer von Grundstücken, 
Gebäuden oder Räumlichkeiten, die ausschließlich für den versicherten
Betrieb oder für Wohnzwecke des Versicherungsnehmers und seiner
Betriebsangehörigen benutzt werden, auch wenn diese an Betriebsfremde
überlassen werden. Versichert sind hierbei Ansprüche aus der Verletzung von
Pflichten, die dem Versicherungsnehmer in den oben genannten
Eigenschaften obliegen (z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung,
Reinigung, Streuenund Schneeräumen auf Gehwegen). Dies gilt auch für ver-
traglich übernommene Verkehrssicherungspflichten, die gesetzlich einem 
Dritten obliegen;

2.4.3 aus allen zu Zwecken des Betriebes unterhaltenen Warenlagern, 
Verkaufsbüros und Ladengeschäften, auch Filialen;

2.4.4 der aus den Diensten des Versicherungsnehmers ausgeschiedenen 
- ehemaligen - gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und der
sonstigen Betriebsangehörigen aus ihrer früheren Tätigkeit für den
Versicherungsnehmer;

2.4.5 aus dem Besitz und dem Gebrauch gemieteter bzw. geliehener Arbeits-
maschinen / Baumaschinen für Versicherungsfälle, die auf einer Fahrlässig-
keit des Mieters oder Entleihers oder dessen Erfüllungs- bzw. Verrichtungs-
gehilfen beruhen. Dieses gilt auch für gemietete bzw. geliehene
Wasserfahrzeuge. Gemäß § 7 Ziffer 6 AHB sind jedoch Schäden an gemiete-
ten Arbeitsmaschinen und Fahrzeugen nicht mitversichert;

2.4.6 abweichend von § 7 Ziffer 6 AHB aus Schäden an
a) selbstfahrenden Arbeitsmaschinen,
b) sonstigen nicht zulassungspflichtigen Kraftfahrzeugen,
c) sonstigen nicht selbstfahrenden Arbeitsmaschinen,
d) sonstigen nicht selbstfahrenden Arbeitsgeräten, 
die der Versicherungsnehmer aus Anlass von Arbeiten auf der Baustelle von
am Bau tätigen Unternehmen gemietet oder geliehen hat. Bei Einsatz in einer
Arbeitsgemeinschaft beschränkt sich die Entschädigung auf den Teil der
Quote, welche der prozentualen Beteiligung des Versicherungsnehmers an
der Arbeitsgemeinschaft entspricht. Versicherungsschutz im Rahmen dieses
Vertrages wird nur im Anschluss an bereits bestehende Versicherungen (z.B. 
Maschinen-Versicherung) gewährt. Besteht ein derartiger Versicherungs-
schutz nicht, so hat der Versicherungsnehmer von jedem Schaden 1.500 €
selbst zu tragen.
Nicht versichert sind
a) Schäden infolge Transports,
b) Schäden durch Brand und Explosion,
c) Vermögensfolgeschäden.
Die Höchstersatzleistung für derartige Schäden beträgt innerhalb der
Versicherungssumme für Sachschäden 5.000 € je Versicherungsfall,
begrenzt auf 15.000 € für alle Schäden eines Versicherungsjahres;

2.4.7 aus Versicherungsfällen aus der Vermietung bzw. dem Verleih von 
Arbeitsmaschinen / Baumaschinen, die auf einer Fahrlässigkeit des
Vermieters oder Verleihers oder dessen Erfüllungs- bzw. Verrichtungs-
gehilfen beruhen. Dieses gilt auch für vermietete bzw. verliehene
Wasserfahrzeuge.

Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in § 3 Ziffer 1.2 und 
§ 4 Ziffer 2 AHB. Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer
gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und
Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug
nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird. 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen und
Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von
einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat;

2.4.8 aus der Beschäftigung und Beauftragung von Personen im 
Aufgabenbereich des Arbeitssicherheitsgesetzes bzw. § 22 Sozialgesetzbuch
VII (SGB). 
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Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht der beschäftigten
Personen in Ausführung ihrer durch das Gesetz bestimmten Aufgaben, soweit
es sich nicht um rein private Handlungen oder Unterlassungen handelt.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei 
denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt. Das
gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß der beamtenrechtlichen
Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen dersel-
ben Dienststelle zugefügt werden.

Abweichend von § 7 Ziffer 5 in Verbindung mit § 27 AHB sind Ansprüche der
Betriebsangehörigen gegen diese Personen bei Ausführung ihrer speziellen
dienstlichen Verrichtungen mitversichert;

2.4.9 aus der Beauftragung fremder Unternehmen (Subunternehmer) mit 
der Ausführung von Verrichtungen im Interesse des versicherten Betriebes. 
Nicht versichert ist
a) die persönliche Haftpflicht der fremden Unternehmen und ihres
Personals,
b) die gesetzliche Haftpflicht aus der gelegentlichen Überlassung von 
Gerüsten an andere Unternehmen auf Baustellen des Versicherungsnehmers,
c) die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden durch Gerüstverleih und
-vermietung für Baustellen, auf denen der Versicherungsnehmer keine eige-
nen Gewerke ausführt;

2.4.10 aus Tätigkeitsschäden.

Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 7 AHB - die gesetzliche
Haftpflicht aus Schäden, die an fremden Sachen durch eine gewerbliche oder
berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers an oder mit diesen Sachen
entstanden sind und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn
diese Schäden
- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungs-

nehmers an diesen Sachen entstanden sind,
- dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer diese Sachen 

zur Durchführung seiner gewerblichen und beruflichen Tätigkeit benutzt 
hat,

- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungs-
nehmers entstanden sind und sich diese Sachen im unmittelbaren 
Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben.

Die Regelungen des § 1 Ziffer 2 AHB (Erfüllungsansprüche) und des § 7
Ziffer 8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten Arbeiten oder
Sachen) bleiben bestehen. 
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung 
a) der Ladung von Fahrzeugen und Containern durch / oder beim Be- und 
Entladen,
b) von Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Lohnbe- oder 
-verarbeitung, Reparatur oder zu sonstigen Zwecken befinden, befunden 
haben oder die von ihm übernommen wurden.

Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sach-
schäden beträgt je Versicherungsfall 50.000 €, begrenzt auf 100.000 € für
alle Schäden eines Versicherungsjahres. 
Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 50 €,
höchstens 500 €) selbst zu tragen;

2.4.11 aus Tätigkeitsschäden bei Be- und Entladearbeiten per Hand und 
durch mitversicherte Arbeitsmaschinen, Baugeräte, Kraftfahrzeuge und son-
stige mechanische Vorrichtungen.

Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 7 AHB - die gesetzliche
Haftpflicht wegen der Beschädigung von Land- und Wasserfahrzeugen,
Containern beim Be- und Entladen und alle sich daraus ergebenden
Vermögensschäden. Für Schäden an Containern besteht auch dann
Versicherungsschutz, wenn diese entstehen beim Abheben von oder Heben
auf Land- oder Wasserfahrzeuge durch Kräne oder Winden zum Zwecke des
Be- oder Entladens. Dies gilt nicht, wenn die Container selbst Gegenstand von
Verkehrsverträgen (Fracht-, Speditions- oder Lagerverträgen) sind.
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung der Ladung von
Fahrzeugen und Containern.

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 50 €,
höchstens 500 €) selbst zu tragen. Die Höchstersatzleistung innerhalb der
Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall 50.000 €,
begrenzt auf 100.000 € für alle Schäden eines Versicherungsjahres;

2.4.12 - abweichend von § 7 Ziffer 14.2 und § 7 Ziffer 10.2 AHB - wegen 
Senkungen eines Grundstücks (auch eines darauf errichteten Werkes oder
eines Teiles eines solchen), Erschütterungen infolge Rammarbeiten oder
Erdrutschungen. Hinsichtlich Sachschäden gilt dies jedoch nur, falls diese an
einem Grundstück und / oder den darauf befindlichen Gebäuden oder
Anlagen entstehen und es sich hierbei nicht um das Baugrundstück selbst
handelt.
Soweit der versicherte Einschluss auch Schäden durch Umwelteinwirkung
umfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die Umwelthaftpflicht-
Basisversicherung;

2.4.13 aus Besitz, Halten und Gebrauch von nicht zulassungs- und nicht ver-
sicherungspflichtigen selbstfahrenden und nicht selbstfahrenden
Arbeitsmaschinen und Fahrzeugen (Versicherungsschutz für Bagger,
Planierraupen, Schaufellader, Atlaslader usw. sowie Turmdrehkräne und Hub-
und Gabelstapler über 6 km/h besteht nur, wenn dieses ausdrücklich verein-

bart ist), die nur innerhalb des abgeschlossenen Betriebsgrundstückes ver-
kehren. 

Nicht mitversichert ist die Haftpflicht wegen Schäden am befahrenen / bear-
beiteten Untergrund (auch dann, wenn Bearbeitungsschäden mitversichert
sind).
Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in § 3 Ziffer 1.2 und §
4 Ziffer 2 AHB.
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden.
Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des
Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten
Fahrer gebraucht wird. 
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen und
Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von
einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat;

Hinweise:

a) Bei Betriebsgrundstücken bzw. Betriebsgrundstücksteilen, die Be-
suchern, Kunden oder Lieferanten zugänglich sind, handelt es sich um 
sogenannte beschränkt öffentliche Verkehrsflächen. Kraftfahrzeuge mit
mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit (Hub- und Gabelstapler und 
selbstfahrende Arbeitsmaschinen jedoch erst mit nicht mehr als 20 km/h
Höchstgeschwindigkeit), die ausschließlich oder gelegentlich auf solchen
Betriebsgrundstücken oder Baustellen verkehren sind versicherungs-
pflichtig, mit der Folge, dass eine Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
nach Maßgabe der Allgemeinen Bedingungen für die Kraftfahrt-Versiche-
rung (AKB) abgeschlossen werden muss. Auch bei einer behördlicherseits
erteilten Befreiung von der Zulassungspflicht - Ausnahmegenehmigung 
nach § 70 Absatz 1 Ziffer 2 StVZO - bleibt die Versicherungspflicht be-
stehen.

b) Selbstfahrende Arbeitsmaschinen nach § 2 Ziffer 17 FZV und Stapler nach 
§ 2 Ziffer 18 FZV müssen (obwohl nicht zulassungspflichtig) beim Verkehr
auf öffentlichen Straßen amtliche Kennzeichen führen, wenn ihre durch die
Bauart bestimmte Höchstgeschwindigkeit 20 km/h übersteigt. Diese sind 
dann ausschließlich nach dem Kraftfahrt-Tarif zu versichern.

2.4.14 - abweichend von § 7 Ziffer 3 AHB - als Mieter, Pächter oder
Leasingnehmer von Grundstücken und Gebäuden für die durch Vertrag über-
nommene gesetzliche Haftung des jeweiligen Vertragspartners, sowie die der
Deutschen Bahn gegenüber im üblichen Rahmen vertraglich übernommene
Haftpflicht;

2.4.15 als Halter oder Hüter von Hunden sowie nach Maßgabe der 
Vertragsbestimmungen die gesetzliche Haftpflicht des Hüters - sofern er
nicht gewerbsmäßig tätig ist -, der im Auftrag des Versicherungsnehmers die
Führung der Aufsicht über das (die) Tier(e) übernommen hat und wegen
eines durch das (die) Tier(e) verursachten Schadens von einem Dritten auf
Schadenersatz in Anspruch genommen wird. 
Für die Mitversicherung von Auslandsschäden siehe Ziffer IV Position 3. 
Für die gesetzliche Haftpflicht als Halter oder Hüter von Hunden gelten die
Versicherungssummen der Betriebshaftpflichtversicherung.
Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein beurkundet, gilt
zusätzlich die Privathaftpflicht mit den dort genannten Versicherungssummen.
Die Höchstersatzleistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle ist
begrenzt auf das Zweifache je Versicherungsjahr für den genannten versi-
cherten Personenkreis.

3. Bildberichterstatter, Bildreporter, Journalisten
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als
Privatperson gemäß dem Deckungsumfang zur Privathaftpflichtversiche-
rung.

4. Bootshäuser
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Besitz, Verwendung und
Unterhaltung von Anlegebrücken, Stegen, Zugangswegen und Slipein-
richtungen und - falls besonders vereinbart - aus gelegentlichen
Reparaturarbeiten.
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus Beschädigung oder Abhandenkommen
eingestellter oder einzustellender Fahrzeuge nebst Zubehör.

5. Bürobetriebe
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus Fabrikation, Lagerung, Vertrieb von
Waren, technischer Planung, aus sonstigen nicht büromäßigen Tätigkeiten.

6. Campingplätze
Voraussetzung ist, dass der Platz von der zuständigen Verwaltungsbehörde
abgenommen und zugelassen ist und im Inland liegt. Mitversichert ist die
gesetzliche Haftpflicht aus der Unterhaltung des Platzes. 
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus
a) Beschädigung und Abhandenkommen der abgestellten Fahrzeuge 
und Fahrzeuganhänger aller Art,
b) Besitz, Betrieb und Unterhaltung von Gaststätten, Badeanstalten 
sowie aus dem Verleih von Wasserfahrzeugen aller Art - Versicherungs-
schutz hierfür kann besonders beantragt werden.
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7. Drogerien
Wenn chemische, pharmazeutische oder kosmetische Präparate hergestellt
werden, ist Versicherungsschutz besonders zu beantragen.

8. Friseure
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden
a) durch Heilbehandlung mit oder ohne Bestrahlung,
b) durch Permanent make up und Piercings jeder Art.

9. Fuhrbetriebe
Von jedem Sachschaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 50 €,
höchstens 500 €) selbst zu tragen. 
Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden aus dem Einsammeln,
Befördern, Sortieren, Lagern oder Zwischenlagern von Abfallstoffen,
Reststoffen oder Rückständen, auch soweit diese Stoffe einer
Wiederverwertung zugeführt werden können.

10. Gaststätten und Beherbergungsbetriebe

10.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Besitz und Betrieb 
von hoteleigenen Schwimmbädern, Schießständen, Solarien, Saunen,
Kinderspielplätzen und -beaufsichtigung, Minigolfplätzen, Sportanlagen (z. B.
Tennisplätzen) sowie der Durchführung von Veranstaltungen auf dem
Betriebsgelände (Veranstaltungen auf Sälen jedoch nur, wenn der Saal
gesondert mitversichert wurde).

10.2 Mitversichert ist die Haftpflicht des Versicherungsnehmers für den 
Einschluss der vertraglichen Haftpflicht bei Nebenbetrieben der Deutschen
Bahn (Bahnhofsgaststätten und -hotels).

Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 3 AHB - die von der Deutschen
Bahn AG gemäß den Allgemeinen Vertragsbedingungen für Nebenbetriebe
der Deutschen Bahn (AVN) durch Vertrag übernommene gesetzliche
Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts (nicht jedoch eine darüber hinaus zusätz-
lich vereinbarte Haftung).
Ausgeschlossen bleibt die Beschädigung der gepachteten Gegenstände (§ 7
Ziffer 6 AHB).

10.3 Falls bei Antragstellung ausdrücklich besonders vereinbart, gilt:

10.3.1 In Restaurationsbetrieben
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Beschädigung, Vernichtung oder
Abhandenkommen von Sachen (ausgenommen Tiere, Kraftfahrzeuge aller
Art mit Zubehör und Inhalt), die von Restaurationsgästen zur Aufbewahrung
übergeben worden sind. Die vereinbarte Summe stellt die Höchstersatz-
leistung für alle Schäden dar, die je Tag und Gast eintreten.

10.3.2 In Beherbergungsbetrieben
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht 

10.3.2.1 aus Beschädigung, Vernichtung oder Abhandenkommen der von 
den beherbergten Gästen eingebrachten Sachen (ausgenommen Tiere,
Kraftfahrzeuge aller Art mit Zubehör und Inhalt). Zu den eingebrachten
Sachen gehören auch aufbewahrte Sachen und solche, deren Aufbewahrung
zu Unrecht abgelehnt wurde.
Die vereinbarte Summe stellt die Höchstersatzleistung für alle Schäden dar,
die den Gästen eines Zimmers / Appartements an einem Tag zustoßen. Die
Gesamtleistung für alle Schäden eines Versicherungsjahres beträgt das
Hundertfache der für ein Zimmer / Appartement vereinbarten Summe;

10.3.2.2 aus Beschädigung, Vernichtung, Entwendung, Abhandenkommen 
oder unbefugtem Gebrauch
a) der eingestellten Kraftfahrzeuge und deren Zubehör (ausgenommen 

Inhalt und Ladung),
b) des in den eingestellten Kraftfahrzeugen befindlichen und für den priva-

ten Bedarf der Insassen bestimmten Reisegepäcks (ausgenommen son-
stiger Inhalt und Ladung) bis zu einer Höchstersatzleistung von 500 €.

Die vereinbarte Summe stellt die Höchstersatzleistung für alle Schäden dar,
die das Reisegepäck in einem Kraftfahrzeug an einem Tag betreffen. Die
Gesamtleistung für alle Schäden eines Versicherungsjahres beträgt 5.000 €. 
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen (Versiche-
rungsnehmer oder Mitversicherte), die das Fahrzeug oder Reisegepäck ent-
wendet oder unbefugt gebraucht haben.
Versicherungsschutz besteht nur, solange sich das Kraftfahrzeug in ver-
schließbaren Garagen, in Hofräumen oder umfriedeten Einstellplätzen befin-
det; 

10.3.2.3 beim Bewegen fremder Kraftfahrzeuge auf dem Betriebsgrund-
stück.
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden.
Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des
Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten
Fahrer gebraucht wird.
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder
Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug
nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis
hat.
Von jedem Schaden an Kraftfahrzeugen hat der Versicherungsnehmer 10 %
(mindestens 50 €, höchstens 500 €) selbst zu tragen. Die
Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden
beträgt je Kraftfahrzeug 15.000 €, begrenzt auf 150.000 € für alle Schäden
eines Versicherungsjahres.

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen (Versiche-
rungsnehmer oder Mitversicherte), die das Fahrzeug oder Reisegepäck ent-
wendet oder unbefugt gebraucht haben;

10.3.2.4 aus Beschädigung oder Vernichtung fremder Kraftfahrzeuge und 
deren Zubehör (ausgenommen Inhalt und Ladung) beim Zubringen oder
Abholen außerhalb des Betriebsgrundstücks. 

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden.
Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des
Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten
Fahrer gebraucht wird. 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder
Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sogen, dass das Fahrzeug
nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis
hat.

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 50 €,
höchstens 150 €) selbst zu tragen. Die Höchstersatzleistung innerhalb der
Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall und
Kraftfahrzeug 15.000 €, begrenzt auf 150.000 € für alle Schäden eines
Versicherungsjahres. 
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen (Versiche-
rungsnehmer oder Mitversicherte), die das Fahrzeug entwendet oder unbe-
fugt gebraucht haben.

11. Gärtnereien, Baumschulen, Gartengestaltungsbetriebe, Landschafts-
gärtnereien, Obst-, Gemüse- und Blumenanbau

11.1 Beim Baumfällen ist auch die gesetzliche Haftpflicht aus der 
Beschädigung von Bauwerken, Telefon- und elektrischen Leitungen, Masten
usw. im Fallbereich versichert. Von jedem Sachschaden hat der Versiche-
rungsnehmer 10 % (mindestens 50 €, höchstens 500 €) selbst zu tragen. 

11.2 Falls besonders vereinbart, gilt:

Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 6 und Ziffer 7 AHB - die
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers bei Beschädigung und
Verlust von fremden beweglichen Sachen - auch Zugmaschinen und selbst-
fahrende Arbeitsmaschinen und alle sich daraus ergebenden
Vermögensschäden, jedoch nicht Kraftfahrzeuge anderer Art - die der
Versicherungsnehmer gemietet, gepachtet, geliehen hat oder die
Gegenstand eines besonderen Verwahrungsvertrages sind, in folgendem
Umfang:

11.2.1 Voraussetzung ist, dass der Versicherungsnehmer für den Versiche-
rungsfall keinen Versicherungsschutz aus einer eventuell bestehenen
Kraftfahrthaftpflichtversicherung beanspruchen kann.

11.2.2 Der Versicherungsschutz ist davon abhängig, dass der Versiche-
rungsnehmer die Sachen nur kurzfristig, längstens einen Monat, zum
Gebrauch im eigenen Betrieb, im Rahmen der Nachbarschaftshilfe oder des
überbetrieblichen Maschineneinsatzes in Gewahrsam hat. Das Risiko der
hiermit in unmittelbarem Zusammenhang stehenden Beförderung mit
Kraftfahrzeugen aller Art ist eingeschlossen.

11.2.3 Während des Fahrbetriebes beschränkt sich der Versicherungsschutz 
für Schäden an den benutzten fremden Zugmaschinen, selbstfahrenden
Arbeitsmaschinen und mit Kraftfahrzeugen aller Art verbundenen Anhängern
und Arbeitsgeräten auf solche Schäden, die auf ein Unfallereignis, auf Brand
oder Explosion zurückzuführen sind. Unfallschäden im Sinne dieser
Bestimmung sind solche Schäden, die auf ein unmittelbar von außen, plötz-
lich mit mechanischer Gewalt einwirkendes Ereignis zurückzuführen sind
(Einwirkungen von einem Teil einer Zugeinheit auf ein anderes Teil der
Zugeinheit gelten nicht als von "außen" einwirkendes Ereignis).
Brems-, Betriebs- und reine Bruchschäden sind keine Unfallschäden. Brems-
schäden im Sinne dieser Bestimmung sind nur solche Schäden, die unmittel-
bar durch den Bremsvorgang entstehen. Betriebsschäden im Sinne dieser
Bedingungen sind alle Schäden, die durch falsche Bedienung unmittelbar an
den fremden Zugmaschinen, Anhängern, selbstfahrenden Arbeitsmaschinen
und mit Kraftfahrzeugen verbundenen Anhängern entstanden sind. Reine
Bruchschäden sind im Gegensatz zu einem Gewaltbruch solche Schäden, bei
denen es sich um einen Ermüdungsbruch handelt.
Beschädigungen, die bei Feld- und ähnlichen Arbeiten durch die Boden-
bearbeitung, insbesondere durch Steine oder sonstige Gegenstände auf oder
im Boden entstehen, gelten als von der Versicherung ausgeschlossene
Betriebsschäden.
Werden durch Brems-, Betriebs- und reine Bruchschäden Unfälle im Sinne
von Ziffer 11.2.1 ausgelöst, so bleiben die Brems-, Betriebs- und reinen
Bruchschäden auch in diesen Fällen von der Versicherung ausgeschlossen,
während die Unfallschäden (Folgeschäden) gedeckt sind.

11.2.4 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden
- am Inventar gepachteter Betriebe,
- an in Weide genommenen Tieren,
- an fremden Tieren anlässlich der Beförderung mit Kraftfahrzeugen,
- Schäden an Sachen, die der Versicherungsnehmer länger als einen 

Monat in Gewahrsam haben wollte oder hatte,
- an Gegenständen, die im Miteigentum des Versicherungsnehmers ste-

hen, es sei denn, dass das Miteigentum nur durch die Mitgliedschaft zu 
einer eingetragenen Genossenschaft begründet wird und allen sich da-
raus ergebenden Vermögensschäden.



– 15 –

Ausgeschlossen sind über den Sachschaden hinausgehende Schaden-
ersatzansprüche, insbesondere für Nutzungsverlust, ferner für zufälligen
Untergang und zufällige Verschlechterung der Sache sowie für die Erfüllung
von Verträgen.

11.2.5Die Höchstersatzleistung im Rahmen der Versicherungssumme für 
Sachschäden beträgt 
- je Versicherungsfall 10.000 €, 
- beim Abhandenkommen von Sachen (auch Tieren) je Versicherungsfall 

1.000 € jeweils begrenzt auf das Doppelte für alle Schäden eines 
Versicherungsjahres.

11.2.6 Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 250 € selbst zu 
tragen.

12. Handelsbetriebe

12.1 Mitversichert sind Arbeiten auf fremden Grundstücken, die im 
Rahmen des Kundendienstes anfallen (z.B. Anbringen von Gardinen und
Gardinenschienen, Zusammenbau und Aufhängen von Möbeln, Auslieferung
von Waren).
Nicht versichert sind Installations- und Montagearbeiten. 
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus Beschädigung von Kommissionsware.

12.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Verkauf an 
Endverbraucher, auch auf Wochenmärkten (mit Marktständen).

12.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden 
infolge Schrottexplosionen an Betriebsanlagen oder dem Betrieb dienenden
Sachen der mit Schrott belieferten Werke.

12.4 Abweichend von § 3 Ziffer 1.2 und 1.3 sowie § 4 AHB erstreckt sich 
der Versicherungsschutz nicht auf die Haftpflicht aus dem Vertrieb oder der
Lagerung von anderen Flüssiggasen als Propan, Butan oder Gemischen von
beiden. Die Mitversicherung dieser Risiken bedarf einer besonderen
Vereinbarung.

13. Handelsvertreter
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus der Beschädigung von Kommissions-
ware.

14. Handwerksbetriebe
Beschreibung s. unter Baubetriebe / Bauhandwerker.

15. Heilwesen

15.1 Tierärzte, Besamungsinstitute, -stationen und -genossenschaften, 
selbstständige Besamungstechniker, Klauenschneider, Tierkastrierer,
Tierheilpraktiker
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus 
- der Vertretung eines vorübergehend verhinderten Tierarztes;
- der Beschäftigung eines vorübergehend bestellten Vertreters (z. B. bei 

Urlaub, Erkrankung, Wehrdienstübung). Nicht mitversichert ist die per-
sönliche Haftpflicht des Vertreters;

- der Beschäftigung von Veterinär-Praktikanten und Hilfspersonal, ein-
schließlich der persönlichen gesetzlichen Haftpflicht dieser Personen für 
Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den 
Versicherungsnehmer verursachen;

- der Beschäftigung von Assistenz- und Volontärärzten, jedoch nur, wenn 
Beitrag entrichtet wird, einschließlich der persönlichen gesetzlichen 
Haftpflicht dieser Personen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer 
dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungsnehmer verursachen.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei 
denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des 
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt. 
Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen 
Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen 
derselben Dienststelle zugefügt werden;

- gutachterlicher Tätigkeit;
- Besitz und Verwendung von Apparaten und aus Behandlungen, soweit 

die Apparate und Behandlungen in der Tierheilkunde anerkannt sind. 
Hierzu gehören nicht der Besitz und die Verwendung von Apparaten, die 
durch Beschleunigung geladener Teilchen Strahlen erzeugen (Röntgen-
apparate nur zu Untersuchungszwecken sind ohne Beitragszahlung mit-
versichert), sowie aus Besitz und Anwendung von natürlichen oder 
künstlichen radioaktiven Stoffen bei Patienten;

- aus der Behandlung von Turnier- und Militarypferden.
Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sach-
schäden beträgt je Versicherungsfall 50.000 €. Die vertraglich verein-
barten Selbstbehalte bleiben unberührt.
(Als Turnier- und Militarypferde im Sinne dieser Vereinbarung gelten 
Pferde, die aufgrund erwerbswirtschaftlichen Interesses, d. h. Gagen / 
Preisgeldern - auch wenn diese nur zur Deckung der Unterhaltskosten 
dienen - an Turnieren / Wettkämpfen teilnehmen. Sofern nicht nur gele-
gentlich Turnier- und Militarypferde behandelt werden, muss hierfür der 
Versicherungsschutz und die Beitragsberechnung ausdrücklich mit dem 
Versicherer vereinbart werden.)

Kein Versicherungsschutz besteht für Haftpflichtansprüche wegen
Personenschäden durch im Geltungsbereich des Arzneimittelgesetzes (AMG)
ab 1.1.1978 an Verbraucher abgegebene Arzneimittel, für die der
Versicherungsnehmer in der Eigenschaft als pharmazeutischer Unternehmer
im Sinne des § 4 Absatz 18 AMG nach § 94 AMG eine Deckungsvorsorge zu
treffen hat.

15.2 Bei Tierärzten, Klauenpflegern, Tierheilpraktikern und Tierkastrierern 
gilt zusätzlich nachstehendes:

15.2.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht
a) aus der Beschädigung der zur Behandlung übernommenen oder 
behandelten Tiere;
b) als Tierhüter der zur Behandlung übernommenen oder behandel-
ten Tiere;
c) aus der Beschädigung von Tieren bei der künstlichen Besamung. 
Von jedem Schaden nach Ziffer a) - c) hat der Versicherungsnehmer 10 %
(mindestens 50 €, höchstens 500 €) selbst zu tragen.

15.2.2 Auslandsschäden und Erste-Hilfe-Leistung im Ausland
Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 9 AHB - die gesetzliche
Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden Versicherungsfällen aus
- der Ausübung der beruflichen Tätigkeit im Inland, soweit sich das 

zu behandelnde Tier im Zeitpunkt der ärztlichen Konsultation im 
Inland aufgehalten hat;

- Erste-HiIfe-Leistungen bei Unglücksfällen im Ausland;
- Anlass von Geschäftsreisen oder die Teilnahme an Ausstellungen, 

Kongressen, Symposien, Messen und Märkten.
Für Auslandsschäden und Schäden, die im Ausland geltend gemacht werden
gelten zusätzlich die unter Ziffer I. Position 13 aufgeführten Bestimmungen.

15.2.3 Klauenschneider / Klauenpfleger

Die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung der Tiere und aus Heil-
behandlung ist eingeschlossen, soweit die Beschädigung und Heilbehand-
lung nachweislich mit dem Klauenschneiden zusammenhängt. 

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 50 €,
höchstens 500 €) selbst zu tragen. 

15.3 Hufschmied
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
Schäden an Tieren durch Hufbeschlag / Hufpflege.
Eingeschlossen sind - abweichend von § 7 Ziffer 7 AHB - Haftpflichtan-
sprüche wegen Schäden an Tieren durch Hufbeschlag oder Hufpflege (z. B.
Beschneiden des Horns) und alle sich daraus ergebenden
Vermögensschäden.
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche aus Heilbehandlungen von Tieren. Die
Regelungen des § 1 Ziffer 2 AHB und des § 7 Ziffer 8 AHB bleiben bestehen.
Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 50 €,
höchstens 500 €) selbst zu tragen. Die Höchstersatzleistung innerhalb der
Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall 5.000 €,
begrenzt auf 15.000 € für alle Schäden eines Versicherungsjahres.

15.4 Medizinische Hilfsberufe
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht - sofern die Tätigkeiten und Behand-
lungen vom Versicherungsnehmer aufgrund seiner Ausbildung und
Fortbildung ausgeübt werden dürfen -
- aus Massagen;
- aus Krankengymnastik;
- aus Fußpflege;
- aus Kosmetik zur Körperpflege;
- aus dem Besitz und der Verwendung von medizinischen Bädern, 

Wannen- und Brausebädern, Saunabädern, Heißluftapparaten, 
Bestrahlungslampen, Diathermie, Moor-, Paraffin- und sonstigen 
Packungen, soweit der Versicherungsschutz hierfür besonders 
beantragt ist;

- medizinische Fußpflege;
- aus der Berufsausbildung anlässlich von Hausbesuchen;
- aus der Beschäftigung von Mitarbeitern (einschließlich Familien-

angehörigen);
soweit der Versicherungsschutz hierfür besonders beantragt ist.
Nicht versichert sind Schäden durch Heilbehandlung. Als Heilbehandlung im
Sinne dieser Ausschlussbestimmung gilt nicht die Verabreichung von
Massagen sowie von Höhensonnenbestrahlungen, Lichtbädern und medizini-
schen Bädern an gesunde Personen aus sportlichen Gründen oder aus
Gründen der Körperpflege. 
Nicht versichert sind ferner Haftpflichtansprüche aus Ultraschall- und
Schockbehandlung, Tätowierungen und Piercings jeder Art, Permanent make
up, Faltenunterspritzungen sowie aus Krankenpflege, sofern hierfür eine
staatliche Prüfung abgelegt werden muss. Die Bestimmungen des § 3 Ziffer
1.2 und 1.3 AHB finden insoweit keine Anwendung.
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Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen
es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt. Das
gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen
Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen dersel-
ben Dienststelle zugefügt werden.

Außer bei Sonnenstudios und medizinischen Hilfsberufen mit eigener Praxis
gilt nachstehendes:
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als
Privatperson im Umfang des Teil B. Ziffer IV.

16. Heime
Wenn Kranke aufgenommen werden oder ärztliche Leitung vorhanden ist
oder Speisen / Getränke an fremde Gäste abgegeben werden, ist Versiche-
rungsschutz besonders zu beantragen.

17. Holzfäller, Holzrückbetriebe
Beim Baumfällen ist auch die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung
von Bauwerken, Telefon- und elektrischen Leitungen, Masten usw. im
Fallbereich versichert. Von jedem Sachschaden hat der Versicherungsnehmer
10 % (mindestens 50 €, höchstens 500 €) selbst zu tragen.

18. Hundezucht und -dressur
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden durch ungewollten
Deckakt. Haftpflichtansprüche wegen Schäden an den zur Dressur übernom-
menen Hunden sind nicht mitversichert. 
Ausgeschlossen sind Schäden an Figuranten.

19. Maschinenring e.V. / Maschinenring GmbH

19.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
als Verein / Betrieb, insbesondere
- aus den gewöhnlichen satzungsgemäßen oder sich aus dem 

Vereins- / Betriebszweck ergebenden Veranstaltungen (z.B. 
Versammlungen, Festlichkeiten, interne oder offene Wettbewerbe);

- aus der Vermittlung des Einsatzes landwirtschaftlicher Maschinen 
und Geräte unter den Maschinenringmitgliedern entsprechend der 
Satzung des Maschinenringes;

- aus der Organisation und der Veranstaltung von Maschinen-
vorführungen. 

Mitversichert sind - abweichend von § 27 in Verbindung mit § 7 Ziffer 5 AHB -
gegenseitige Ansprüche von Mitgliedern des gleichen Maschinenringes,
sofern der Schaden im inneren ursächlichen Zusammenhang mit der sat-
zungsgemäßen Betätigung des Schädigers steht.

19.2 Betriebshelfereinsatz
Falls ausdrücklich vereinbart, ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers für den Fall, dass er aufgrund gesetzlicher
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Schadenersatz in
Anspruch genommen wird, soweit die Ansprüche in ursächlichem
Zusammenhang mit den von dem Versicherungsnehmer eingesetzten
Betriebshelfern und Betriebshelferinnen stehen. 
Unter den Versicherungsschutz fallen Haftpflichtansprüche von
- Betriebsinhabern, die Mitglied des vermittelnden Maschinenringes 

sind,
- Betriebsangehörigen des Betriebsinhabers,
- Dritten,
die gegen die eingesetzten Betriebshelfer erhoben werden.
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche von Betriebsinhabern, die nicht
Mitglied des Maschinenringes sind.
Mitversichert ist
a) die persönliche gesetzliche Haftpflicht der

1. gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher 
Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung der eingesetzten 
Betriebshelfer / Betriebshelferinnen angestellt hat in dieser 
Eigenschaft;

2. Betriebshelfer / Betriebshelferinnen selbst für Schäden, die sie in 
Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen verursachen, und 
zwar im vorstehend beschriebenen Umfang.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen
es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt. Das
gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen
Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen dersel-
ben Dienststelle zugefügt werden.

b) die gesetzliche Haftpflicht

1. aus Flurschäden durch Weidetiere, abweichend von § 7 Ziffer 14.4
AHB (siehe aber § 7 Ziffer 10.2 AHB);

2. wegen Schäden an fremden Sachen, die im Ausnahmefall der 
Betriebshelfer bzw. die Betriebshelferin für Zwecke des 
Einsatzbetriebes kurzfristig, längstens für die Dauer eines Monats, 
gemietet, gepachtet, geliehen hat oder die Gegenstand eines 
besonderen Verwahrungsvertrages sind, abweichend von § 7 Ziffer 
6 AHB;

3. wegen Schäden, die an fremden Sachen durch eine gewerbliche 
oder berufliche Tätigkeit des Betriebshelfers oder der Betriebs-
helferin an oder mit diesen Sachen (z.B. Bearbeitung, Reparatur,
Beförderung, Prüfung und dgl.) entstanden sind, auch soweit die 
Schäden durch selbstfahrende Arbeitsmaschinen oder sonstige nicht 
zulassungspflichtige Kraftfahrzeuge verursacht werden, abweichend von 
§ 7 Ziffer 7 AHB;

4. aus Sachschäden, die der Betriebshelfer oder die Betriebshelferin 
durch den Gebrauch eines zulassungspflichtigen Kraftfahrzeuges 
im Einsatzbetrieb diesem Betrieb / Betriebsinhaber in Ausführung 
seiner dienstlichen Verrichtung zufügt, sofern kein Versicherungs-
schutz durch andere Versicherungen (z. B. Kraftfahrzeug-Haft-
pflichtversicherung) besteht;

5. aus dem Abhandenkommen von Sachen des Betriebsinhabers und 
von sonstigen Betriebsangehörigen abweichend von § 2 Ziffer 2 AHB;

6. aus durch den Betriebshelfer oder die Betriebshelferin verursach-
ten Schäden an Kraftfahrzeugen aller Art. Besteht jedoch 
Versicherungsschutz durch andere Versicherungen (z. B. Kasko-
versicherung / Maschinenbruchversicherung), so gehen diese 
Versicherungen vor. Durch diesen Vertrag wird nur subsidiäre 
Deckung geboten. Wird aus einer anderen Versicherung Schaden-
ersatz geleistet und erleiden der Betriebsinhaber oder sonstige 
Betriebsangehörige dadurch Nachteile, dass ein Schadenfreiheits-
rabatt usw. vermindert wird oder gänzlich fortfällt, so sind 
Ansprüche wegen dieser Nachteile durch diesen Vertrag gedeckt;

7. aus Besitz und Verwendung von nicht selbstfahrenden Geräten und 
Maschinen sowie nicht zulassungspflichtigen Anhängern, ferner 
von Zugmaschinen und Raupenschleppern mit nicht mehr als 6 
km/h sowie Maschinen oder Kraftfahrzeugen als stationäre 
Kraftquellen, soweit diese den Zwecken des Betriebes dienen, in 
denen der Betriebshelfer oder die Betriebshelferin tätig ist, ferner 
von selbstfahrenden Mähdreschern mit nicht mehr als 20 km/h bei 
Einsatz innerhalb des landwirtschaftlichen Betriebes und von 
behördlich nicht zugelassenen Zugmaschinen von 6 km/h bis 25 
km/h, die nicht auf öffentlichen Geländen benutzt werden, sowie 
von anderen selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 
20 km/h, jeweils bei einem Einsatz in dem landwirtschaftlichen 
Betrieb, in dem der Betriebshelfer oder die Betriebshelferin tätig 
ist;

8. aus Milchgeldkürzungen auf der Grundlage der jeweils gültigen 
Milchgüteverordnung, die durch den Betriebshelfer oder die 
Betriebshelferin verschuldet wurden.

Versicherungssummen
Für die Positionen b) 2. - 5. beträgt die Höchstersatzleistung innerhalb der
Versicherungssumme für Sachschäden 10.000 €. Für Versicherungsfälle
eines Versicherungsjahres ist die Gesamtleistung begrenzt auf 30.000 € bei
bis 30.000 Betriebshelferstunden, 40.000 € bei zwischen 30.000 und 60.000
Betriebshelferstunden, 50.000 € bei mehr als 60.000 Betriebshelferstunden. 
Für die Vertragserweiterung gemäß Position b) 8. beträgt die Höchstersatz-
leistung je Versicherungsfall und für alle gleich gelagerten Versicherungsfälle
eines Versicherungsjahres innerhalb der Versicherungssumme für
Sachschäden 5.000 €.
Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 50 €,
höchstens 250 €) selbst zu tragen.

19.3 Soloverleih
Falls ausdrücklich vereinbart, ist mitversichert - abweichend von § 7 Ziffer 6
und 7 AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden, die gegenüber einem
Mitglied des Maschinenringes an einer im Wege des Soloverleihs dem
Mitglied zur Verfügung gestellten landwirtschaftlichen Maschine wegen
eines an dieser verursachten Sachschadens geltend gemacht wird.
Es ist dabei unerheblich, ob der Soloverleih zwischen den Mitgliedern des
Versicherungsnehmers erfolgt oder ob Maschinen zwischen Mitgliedern
mehrerer bei der Itzehoer Versicherung versicherter Maschinenringe verlie-
hen werden. In jedem Fall ist Voraussetzung, dass die Vermittlung über den
Maschinenring erfolgt.
Als Eigentümer im Sinne dieser Bestimmung gilt auch der wirtschaftliche
Eigentümer, der die Maschine unter Eigentumsvorbehalt gekauft hat. Sofern
der Verleiher nicht Eigentümer der Maschine ist, umfasst der
Versicherungsschutz im Rahmen dieser Bedingungen auch die
Haftpflichtansprüche des Eigentümers.
Soweit für den Schaden der angegebenen Art anderweitig Versicherungs-
schutz besteht (auch durch eine Maschinenversicherung), geht dieser vor. 
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Mitversichert
- sind Haftpflichtansprüche, die gegen das Mitglied wegen Brand-, 

Explosions- oder Unfallschäden, d. h. Schäden durch ein unmittel-
bar von außen her plötzlich mit mechanischer Gewalt einwirkendes 
Ereignis, aufgrund von Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts erhoben werden. Ferner sind Haftpflichtansprüche aus 
Brems-, Betriebs- und Bruchschäden eingeschlossen;

- ist das Abhandenkommen der soloverliehenen landwirtschaftli-
chen Maschinen und Geräte und der unter Verschluss verwahrten 
oder an den Maschinen bzw. Geräten befestigten Teile. 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Mähdrescher, 
landwirtschaftliche Zugmaschinen und selbstfahrende Arbeits-
maschinen nebst Anhängern oder mit ihnen verbundenen 
Arbeitsgeräten.

Nicht mitversichert ist der Schaden, der auf Verschleiß oder auf einem
Ermüdungsbruch beruht. Über Sachschäden hinausgehende Schadenersatz-
ansprüche, insbesondere für Nutzungsverlust, für zufälligen Untergang und
zufällige Verschlechterung der Sache sowie die Erfüllung von Verträgen sind
nicht Gegenstand der Versicherung.
Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sach-
schäden beträgt je Versicherungsfall 5.000 € für Beschädigung oder
Zerstörung und 500 € für Abhandenkommen von Sachen (auch Teilen). 
Die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-
jahres ist begrenzt auf das 5-fache dieser Versicherungssummen. Von jedem
Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 50 €, höchstens
250 €) selbst zu tragen.

Allgemeine Bestimmungen
Im Versicherungsfall ist die schriftliche Anzeige an den Versicherer nach § 25
AHB durch den Versicherungsnehmer, vertreten durch den Geschäftsführer,
zu erstatten. Die Anzeige ist aber durch den Schadenstifter als Versicherten
ebenfalls zu unterzeichnen. Dieser hat durch seine Unterschrift als für sich
rechtsverbindlich die Angaben über Art und Umfang des Versicherungsfalles
zu bestätigen.

20. Parkplätze (nur vermietete Stellplätze - ohne Bewachung)
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
Besitz und Vermietung von Garagen und Einstellplätzen für Kraftfahrzeuge in
Gebäuden und auf umfriedeten Grundstücken.

Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 7 AHB und in Ergänzung von
§ 2 Ziffer 2 AHB - die gesetzliche Haftpflicht wegen Beschädigung,
Vernichtung, Entwendung, Abhandenkommens oder unbefugten Gebrauchs
von eingestellten fremden Kraftfahrzeugen und deren Zubehör (ausgenom-
men Inhalt und Ladung) und aus dem Bewegen dieser Fahrzeuge auf dem
Betriebsgrundstück (nicht auf öffentlichen Wegen und Plätzen) und alle sich
daraus ergebenden Vermögensschäden.
Die Regelungen des § 1 Ziffer 2 AHB und des § 7 Ziffer 8 AHB bleiben beste-
hen.
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden.
Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des
Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten
Fahrer gebraucht wird.
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen und
Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von
einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 50 €,
höchstens 150 €) selbst zu tragen. Die Höchstersatzleistung innerhalb der
Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall und
Kraftfahrzeug 25.000 €, begrenzt auf 125.000 € für alle Schäden eines
Versicherungsjahres. 

Falls besonders vereinbart, gilt:

Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 7 AHB - die Haftpflicht aus der
Beschädigung, Vernichtung von fremden Kraftfahrzeugen und deren Zubehör
(ausgenommen Inhalt und Ladung) beim Zubringen und Abholen dieser
Kraftfahrzeuge außerhalb des Betriebsgrundstücks und alle sich daraus erge-
benden Vermögensschäden.
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden.
Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des
Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten
Fahrer gebraucht wird.
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen und
Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von
einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 50 €,
höchstens 150 €) selbst zu tragen. Die Höchstersatzleistung innerhalb der
Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall und
Kraftfahrzeug 15.000 €, begrenzt auf 150.000 € für alle Schäden eines
Versicherungsjahres. 

Nicht versichert sind Ansprüche
- aus der Übernahme einer Fahrzeugbewachung im Sinne der 

Bewachungsverordnung;
- aus Anlass von Reparaturen;
- gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder Mitversicherte), 

die das Fahrzeug entwendet oder unbefugt gebraucht haben.

21. Reinigungsbetriebe
Die Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Sachschaden
beträgt 10 % (mindestens 50 €, höchstens 500 €).

22. Reitschulen, Pferdeverleih und dgl.

22.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden durch unge-
wollten Deckakt. Nicht versichert sind Schäden an den Pensionstieren sowie
die persönliche Haftpflicht der fremden Tierbenutzer und alle sich daraus
ergebenden Vermögensschäden. 
Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 14.4 AHB - die gesetzliche
Haftpflicht aus Flurschäden anlässlich des Weidebetriebes.

22.2Sofern besonders beantragt sind mitversichert Schäden an Pensions-
tieren.
Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sach-
schäden beträgt je Tier 10.000 €, begrenzt auf das Doppelte für alle Schäden
eines Versicherungsjahres. Von jedem Schaden hat der Versicherungs-
nehmer 10% selbst zu tragen.

23. SPEZIAL-Deckung für
- Heizungs-, Sanitär- und Elektroinstallationsbetriebe
- Fliesen- und Fußbodenverlegebetriebe
- Maler, Tapezierer
- Schlossereien, Schmieden
- Bürobetriebe
- Friseure, Kosmetiker, Fußpfleger,
- Bäckereien, Fleischereien, Schlachtereien,
- Schuhmacher , Änderungsschneidereien
- Einzelhandelsbetriebe
(Nur gültig, sofern die SPEZIAL-Deckung ausdrücklich beantragt und im
Versicherungsschein beurkundet wurde.)
Abweichend bzw. ergänzend zu den Besonderen Bedingungen und
Risikobeschreibungen zur Haftpflichtversicherung für Betriebe, Berufe und
Vereine gilt:

Haus- und Grundbesitz (Ziffer I. Position 2)
Mitversichert ist auch, wenn der Versicherungsnehmer Teile des Grundstücks
mit einem Jahresbruttomietwert von nicht mehr als 100.000 € Betriebs-
fremden überlässt. Wird der Jahresbruttomietwert von 100.000 € überschrit-
ten, ist der Beitrag nach dem Miet- oder Pachtwert der überlassenen Teile
ohne Beachtung des Mindestbeitrags zu berechnen.

Bauherrenhaftpflicht (Ziffer I. Position 2)
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmer als
Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten,
Reparaturen, Abbruch-, Grabearbeiten) bis zu einer veranschlagten
Bausumme von 500.000 € je Bauvorhaben. Wenn dieser Betrag überschrit-
ten wird, entfällt die Mitversicherung. Es gelten dann die Bestimmungen über
die Vorsorgeversicherung (§ 4 AHB).

Erdleitungen und elektrische Frei- und Oberleitungen (Ziffer I. Position 9)
Die Höchstersatzleistung je Schadenereignis und für alle Schäden eines
Versicherungsjahres ist auf die Deckungssumme für Sachschäden begrenzt.

Tätigkeitsschäden bei Arbeiten auf fremden Grundstücken (Ziffer I. Position 10)
Die Höchstersatzleistung innerhalb der Deckungssumme für Sachschäden
beträgt je Schadenereignis 50.000 €, begrenzt auf 100.000 € für alle Schä-
den eines Versicherungsjahres.

Tätigkeitsschäden bei Be- und Entladearbeiten (Ziffer I. Position 11)
Die Höchstersatzleistung innerhalb der Deckungssumme für Sachschäden
beträgt je Schadenereignis 50.000 €, begrenzt auf 100.000 € für alle Schä-
den eines Versicherungsjahres.

Mietsachschäden an Immobilien (Ziffer I. Position 14)
Die Höchstersatzleistung innerhalb der Deckungssumme für Sachschäden
beträgt je Schadenereignis 250.000 €, begrenzt auf 500.000 € für alle Schä-
den eines Versicherungsjahres.

Mietsachschäden anlässlich von Geschäftsreisen (Ziffer I. Position 15)
Die Höchstersatzleistung innerhalb der Deckungssumme für Sachschäden
beträgt je Schadenereignis 50.000 €, begrenzt auf 100.000 € für alle Schä-
den eines Versicherungsjahres.

Abhandenkommen von fremden Schlüsseln (Ziffer I. Position 16)
Die Höchstersatzleistung innerhalb der Deckungssumme für Sachschäden
beträgt je Schadenereignis 25.000 €, begrenzt auf 50.000 € für alle Schäden
eines Versicherungsjahres.
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Energiemehrkosten
Abweichend von § 2 Ziffer 1 AHB sind mitversichert gesetzliche Haftpflicht-
ansprüche wegen Vermögensschäden durch erhöhten Energieverbrauch und
erhöhte Energiekosten aufgrund von vom Versicherungsnehmer mangelhaft
durchgeführter Installationen. Ausgeschlossen bleiben Ansprüche infolge
der Unwirksamkeit von Energiesparmaßnahmen.
§ 7 Ziffer 10.2 AHB bleibt unberührt. 
Die Höchstersatzleistung innerhalb der Deckungssumme für Sachschäden
beträgt je Schadenereignis und für alle Schäden eines Versicherungsjahres
50.000 €. 

Schäden durch Medienverluste
Mitversichert sind gesetzliche Schadenersatzansprüche, aus dem Verlust von
Flüssigkeiten oder Gasen, der aus der Herstellung, Lieferung, Montage,
Instandhaltung oder Wartung von Anlagen und Behältern (auch Rohrleitun-
gen usw.) sowie aus der beruflichen Tätigkeit an oder mit diesen Anlagen
oder Anlagenteilen durch den Versicherungsnehmer resultiert.
§ 7 Ziffer 10.2 AHB bleibt unberührt.
Die Höchstersatzleistung innerhalb der Deckungssumme für Sachschäden
beträgt je Schadenereignis und für alle Schäden eines Versicherungsjahres
50.000 €. 

Beauftragung fremder Unternehmen
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
der Beauftragung fremder Unternehmen (Subunternehmer) mit der
Ausführung von Verrichtungen im Interesse des versicherten Betriebes.
Nicht versichert ist
a) die gesetzliche Haftpflicht der fremden Unternehmen und ihres
Personals,
b) die gesetzliche Haftpflicht aus der gelegentlichen Überlassung von
Gerüsten an andere Unternehmen aus Baustellen des Versicherungs-
nehmers,
c) die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden durch Gerüstverleih und -ver-
mietung für Baustellen, auf denen der Versicherungsnehmer keine eigenen
Gewerke ausführt. 

24. Tierhandel
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden durch ungewollten
Deckakt.

25. Tierhalter
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Tierhüters, sofern er nicht
gewerbsmäßig tätig ist.

26. Vereine

26.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
als Verein, insbesondere

26.1.1 aus den gewöhnlichen satzungsgemäßen oder sonst sich aus dem 
Vereinszweck ergebenden Veranstaltungen (z. B. Mitgliederversammlungen,
Vereinsfestlichkeiten, interne und offene Wettbewerbe);

26.1.2 als Eigentümer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer und Nutznießer von 
Grundstücken, Gebäuden oder Räumlichkeiten, die ausschließlich den
Vereinszwecken dienen (z. B. Sport- und Spielplätze).
Versichert sind hierbei Ansprüche aus der Verletzung von Pflichten, die dem
Versicherungsnehmer in den oben genannten Eigenschaften obliegen (z. B.
bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, Streuen und Schnee-
räumen auf Gehwegen).
Mitversichert ist hinsichtlich des versicherten Grundstücks die gesetzliche
Haftpflicht
1. des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer von 

Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, 
Grabearbeiten) bis zu einer veranschlagten Bausumme von 30.000 €

je Bauvorhaben. Wird dieser Betrag überschritten, so entfällt die 
Mitversicherung. Es gelten dann die Bestimmungen über die 
Vorsorgeversicherung (§ 4 AHB);

2. des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus § 836 Absatz 2 
BGB, wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand;

3. der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, 
Beleuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke beauftrag-
ten Personen für Ansprüche, die gegen sie aus Anlass der 
Ausführung dieser Verrichtungen erhoben werden.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei 
denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des 
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt. 
Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen 
Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen 
derselben Dienststelle zugefügt werden;

4. des Insolvenzverwalters in dieser Eigenschaft;

26.1.3 aus Besitz, Verwendung und Unterhaltung von Anlegebrücken, 
Stegen, Zugangswegen und Slipeinrichtungen. Nicht versichert ist die Haft-
pflicht aus Beschädigung oder Abhandenkommen eingestellter oder einzu-
stellender Fahrzeuge nebst Zubehör;

26.2 bei Reit- und Fahrvereinen auch

26.2.1 aus der Durchführung von Reit- und Fahrveranstaltungen, Rennen, 
Turnieren, Wettreiten, Schlepp- und Schnitzeljagden und der dazu erforderli-
chen Übungen;

26.2.2 die persönliche gesetzliche Haftpflicht der Mitglieder aus ihrer 
Beteiligung an solchen vom Verein angeordneten Veranstaltungen und Übun-
gen, auch soweit sie dabei als Tierhalter in Anspruch genommen werden kön-
nen.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen den Verein oder die mitver-
sicherten Personen aus Unfällen der Reiter und aus Schäden an den Pferden
(einschließlich Zaum- und Sattelzeug), die an diesen Veranstaltungen und
Übungen teilnehmen;

26.3 bei Gebirgs- und Verschönerungsvereinen auch aus der Unterhaltung 
von Wegen, Aussichtstürmen und dgl.;

26.4 bei Hundezucht- und Hundedressurvereinen auch die persönliche 
gesetzliche Haftpflicht

26.4.1 der vom Verein bestellten Abrichter;

26.4.2 der Mitglieder aus ihrer Beteiligung an Vereinsveranstaltungen, auch
soweit sie dabei als Tierhalter in Anspruch genommen werden. 
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus Schäden, die auf dem Wege zu und von
den Vereinsveranstaltungen entstehen, die der Abrichter oder andere beim
Abrichten tätige Personen, z. B. Figuranten erleiden, an den bei der
Hundezucht und / oder -dressur eingesetzten Hunden;

26.5 bei Jagdhundevereinen auch

26.5.1 die Haftung des Versicherungsnehmers aus der Durchführung von 
Jagdhundeprüfungen und Zuchtschauen einschließlich der persönlichen
Haftpflicht der mit der Durchführung beauftragten Personen;

26.5.2 die Haftung der Tierhalter und Tierhüter während der unter 1. 
genannten Veranstaltungen (soweit anderweitig eine Haftpflichtversicherung
besteht, geht diese vor);

26.5.3 eingeschlossen ist der Gebrauch von Jagdwaffen (nicht aber zum 
Zwecke der Jagdausübung).

26.6 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 

26.6.1 der Mitglieder des Vorstandes und der von ihnen beauftragten 
Vereinsmitglieder in dieser Eigenschaft;

26.6.2 sämtlicher übrigen Mitglieder aus der Betätigung im Interesse und 
für Zwecke des versicherten Vereins bei Vereinsveranstaltungen;

26.6.3 sämtlicher übrigen Angestellten und Arbeiter für Schäden, die sie in 
Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungsnehmer
verursachen.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen
es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt. Das
gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen
Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen dersel-
ben Dienststelle zugefügt werden.

26.7 Nicht versichert ist, sofern nicht ausdrücklich eine gegenteilige 
Vereinbarung getroffen ist, die Haftpflicht

26.7.1 aus Haus- und Grundbesitz, soweit nicht nach Ziffer 26.1 bereits mit
versichert;

26.7.2 aus Veranstaltungen, die über den Rahmen gewöhnlicher 
Vereinsveranstaltungen hinausgehen (z. B. Gau- und Bundesfeste, Aus-
stellungen, Luftfahrtveranstaltungen, Schützenfeste, Umzüge);

26.7.3  als Tierhalter;

26.7.4  aus Tribünenbau;

26.7.5 aus dem Abbrennen von Feuerwerken aller Art (auch bengalische 
Beleuchtung);

26.7.7  aus der Unterhaltung von Eis- und Rodelbahnen;

26.7.8 aus der Veranstaltung von Skikursen, Skiausflügen und Skifüh-
rungstouren sowie Ski-Abfahrts-, -Tor- und -Sprungläufen;

26.7.9  aus Betrieben aller Art (z. B. Gaststättenbetrieb im Vereinskasino in 
eigener Regie, Badeanstalten);

26.7.10  aus der Ausübung des Berufs von Vereinsmitgliedern, auch wenn 
diese im Auftrag oder Interesse des Vereins erfolgte;

26.7.11  aus der Verwendung von Böllern, Mörsern, Schallkanonen und dgl.;

26.7.12  aus Halten oder Besitz, ferner aus Anlass von Inbetriebsetzen oder
Lenken von Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen;

26.7.13  bei Kleingärtnervereinen auch
- die Haftpflicht aus der Verwendung von Pflanzenschutz-, 

Schädlingsbekämpfungs- und Düngemitteln;
- die persönliche Haftpflicht der Mitglieder aus Besitz bzw. 

Verwaltung und Bewirtschaftung der ihnen überlassenen 
Grundstücke.
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27. Wanderschäfereien

27.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden durch unge-
wollten Deckakt.

27.2Falls besonders vereinbart, gilt.

Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 14.4 AHB - die gesetzliche
Haftpflicht aus Flurschäden anlässlich des Ausbrechens von Schafherden aus
dem Pferch.
Von jedem Flurschaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 
50 €, höchstens 500 €) selbst zu tragen.

28. Zuchttiergenossenschaften
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht
- des Hüters, sofern er nicht gewerbsmäßig tätig ist;
- aus gewolltem und ungewolltem Deckakt.

Von jedem Deckschaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (minde-
stens 50 €, höchstens 500 €) selbst zu tragen.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche von Genossen / Gesell-
schaftern und ihrer Angehörigen, bei denen Zuchttiere stehen.

III. Erweiterte Produkthaftpflicht

(Nur gültig, sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein /
Nachtrag beurkundet.)

1. Gegenstand des Vertrages

1.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
für Personen-, Sach- und daraus entstandene weitere Schäden, soweit diese
durch vom Versicherungsnehmer
- hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse;
- erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen
verursacht wurden.
Dieser Versicherungsschutz beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Versiche-
rungsnehmer die Erzeugnisse in den Verkehr gebracht, die Arbeiten abge-
schlossen oder die Leistungen ausgeführt hat.

1.2 Eingeschlossen sind - abweichend von § 7 Ziffer 7 AHB - gesetzliche 
Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die an fremden Sachen durch eine
gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers an oder mit
diesen Sachen entstanden sind, und alle sich daraus ergebenden
Vermögensschäden. Dieser Versicherungsschutz besteht nur, sofern die
Schäden nach Abschluss der Arbeiten oder Ausführung der sonstigen
Leistungen eingetreten sind.

Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung von
- Kraft-, Schienen- und Wasserfahrzeugen, Containern sowie deren 

Ladung;
- Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Lohnbe- oder -

verarbeitung, Reparatur oder sonstigen Zwecken befinden oder 
befunden haben.

2. Versichertes Risiko
Der Versicherungsschutz bezieht sich auf den in der Betriebsbeschreibung
genannten Produktions- und Tätigkeitsumfang.
Im Rahmen dieses Risikos sind mitversichert Ansprüche wegen Schäden aus
der Vergabe von Leistungen an Dritte (Subunternehmer). Nicht versichert
bleibt die Haftpflicht der Subunternehmer selbst und deren Betriebs-
angehörige.

3. Mitversicherte Personen
Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht

3.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher 
Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebes
oder eines Teils desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft;

3.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in 
Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen verursachen.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen
es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII SGB handelt.

4. Abgrenzungen und Erweiterungen des Versicherungsschutzes

4.1 Personen- oder Sachschäden aufgrund von Sachmängeln infolge 
Fehlens von vereinbarten Eigenschaften.

Eingeschlossen sind - insoweit abweichend von § 1 Ziffer 1 und 2 und § 7
Ziffer 3 AHB - auf Sachmängeln beruhende Schadensersatzansprüche Dritter
im gesetzlichen Umfang wegen Personen-, Sach- und daraus entstandener
weiterer Schäden, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer
Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner
Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensunabhängig einzu-
stehen hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden sind.

4.2 Verbindungs-, Vermischungs-, Verarbeitungsschäden

4.2.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Dritter 
wegen der in Ziffer 4.2.2 genannten Vermögensschäden im Sinne von § 2
Ziffer 1 AHB infolge Mangelhaftigkeit von Gesamtprodukten Dritter, die durch
eine aus tatsächlichen oder wirtschaftlichen Gründen nicht trennbare
Verbindung, Vermischung oder Verarbeitung von mangelhaft hergestellten
oder gelieferten Erzeugnissen mit anderen Produkten entstanden sind.
Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung können sowohl solche des
Versicherungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, die Erzeugnisse des 
Versicherungsnehmers enthalten.
Mängel bei der Beratung über die An- oder Verwendung der vom Versiche-
rungsnehmer hergestellten oder gelieferten Erzeugnisse sowie
Falschlieferungen stehen Mängeln in der Herstellung oder Lieferung gleich.
Versicherungsschutz besteht insoweit auch - abweichend von § 1 Ziffer 1 und
2 und § 7 Ziffer 3 AHB - für auf Sachmängeln beruhende Schadenersatz-
ansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang, wenn der Versicherungsnehmer
aufgrund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimmte
Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschul-
densunabhängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden
sind.

4.2.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen

4.2.2.1 der Beschädigung oder Vernichtung der anderen Produkte, soweit hier-
für nicht bereits Versicherungsschutz nach Ziffer 1 oder 4.1 besteht;

4.2.2.2 anderer für die Herstellung der Gesamtprodukte aufgewendeter 
Kosten mit Ausnahme des Entgeltes für die mangelhaften Erzeugnisse des
Versicherungsnehmers;

4.2.2.3 Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zumutbare 
Nachbearbeitung der Gesamtprodukte oder für eine andere Schadenbe-
seitigung (siehe aber Ziffer 6.2.8). Der Versicherer ersetzt diese Kosten in
dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeugnisse des
Versicherungsnehmers zum Verkaufspreis der Gesamtprodukte (nach
Nachbearbeitung oder anderer Schadenbeseitigung) steht;

4.2.2.4 weiterer Vermögensnachteile (z.B. entgangenen Gewinnes), weil die 
Gesamtprodukte nicht oder nur mit einem Preisnachlass veräußert werden
können (siehe aber Ziffer 6.2.8). Der Versicherer ersetzt diese Vermögens-
nachteile in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeugnisse des
Versicherungsnehmers zu dem Verkaufspreis steht, der bei mangelfreier
Herstellung oder Lieferung der Erzeugnisse des Versicherungsnehmers für
die Gesamtprodukte zu erzielen gewesen wäre;

4.2.2.5 der dem Abnehmer des Versicherungsnehmers unmittelbar entstan-
denen Kosten durch den Produktionsausfall, der aus der Mangelhaftigkeit der
Gesamtprodukte herrührt. Ansprüche wegen eines darüber hinausgehenden
Schadens durch den Produktionsausfall sind nicht versichert.

4.3 Weiterver- oder -bearbeitungsschäden

4.3.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Dritter 
wegen der in Ziffer 4.3.2 genannten Vermögensschäden im Sinne von § 2 
Ziffer 1 AHB infolge Weiterverarbeitung oder bearbeitung mangelhaft herge-
stellter oder gelieferter Erzeugnisse, ohne dass eine Verbindung,
Vermischung oder Verarbeitung mit anderen Produkten stattfindet.
Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung können sowohl solche des
Versicherungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, die Erzeugnisse des 
Versicherungsnehmers enthalten.
Mängel bei der Beratung über die An- oder Verwendung der vom Versiche-
rungsnehmer hergestellten oder gelieferten Erzeugnisse sowie Falsch-
lieferungen stehen Mängeln in der Herstellung oder Lieferung gleich.
Versicherungsschutz besteht insoweit auch - abweichend von § 1 Ziffer 1 und
2 und § 7 Ziffer 3 AHB - für auf Sachmängeln beruhende Schadenersatz-
ansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang, wenn der Versicherungsnehmer
aufgrund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimmte
Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschul-
densunabhängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden
sind.

4.3.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen

4.3.2.1 Kosten für die Weiterverarbeitung oder -bearbeitung der mangelhaf-
ten Erzeugnisse mit Ausnahme des Entgeltes für die mangelhaften Erzeug-
nisse des Versicherungsnehmers, sofern die verarbeiteten oder bearbeiteten
Erzeugnisse unveräußerlich sind;

4.3.2.2 Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zumutbare 
Nachbearbeitung der weiterverarbeiteten oder -bearbeiteten Erzeug-
nisse oder für eine andere Schadenbeseitigung (siehe aber Ziffer 6.2.8). Der
Versicherer ersetzt diese Kosten in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt
für die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers zum Verkaufspreis der wei-
terverarbeiteten oder -bearbeiteten Erzeugnisse (nach Nachbearbeitung oder
anderer Schadenbeseitigung) steht;

4.3.2.3 weiterer Vermögensnachteile (z.B. entgangenen Gewinnes), weil die 
weiterverarbeiteten oder -bearbeiteten Erzeugnisse nicht oder nur mit einem
Preisnachlass veräußert werden können (siehe aber Ziffer 6.2.8). Der
Versicherer ersetzt diese Vermögensnachteile in dem Verhältnis nicht, in dem
das Entgelt für die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers zu dem
Verkaufspreis steht, der bei mangefreier Herstellung oder Lieferung der
Erzeugnisse des Versicherungsnehmers nach Weiterverarbeitung oder -bear-
beitung zu erwarten gewesen wäre.



– 20 –

4.4 Aus- und Einbaukosten

4.4.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Dritter 
wegen der in Ziffer 4.4.2 und 4.4.3 genannten Vermögensschäden im Sinne
von § 2 Ziffer 1 AHB infolge Mangelhaftigkeit von Gesamtprodukten Dritter
die durch den Einbau, das Anbringen, Verlegen oder Auftragen von mangel-
haft hergestellten oder gelieferten Erzeugnissen entstanden sind.
Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung können sowohl solche des
Versicherungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, die Erzeugnisse des
Versicherungsnehmers enthalten. Mängel bei der Beratung über die An- oder
Verwendung der vom Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten
Erzeugnisse sowie Falschlieferungen stehen Mängeln in der Herstellung oder
Lieferung gleich.
Versicherungsschutz besteht insoweit auch - abweichend von § 1 Ziffer 1 und
2 und § 7 Ziffer 3 AHB - für auf Sachmängeln beruhende Schadenersatz-
ansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang, wenn der Versicherungsnehmer
aufgrund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimmte
Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschul-
densunabhängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden
sind.

4.4.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen

4.4.2.1 Kosten für den Austausch mangelhafter Erzeugnisse (nicht jedoch 
von deren Einzelteilen), d.h. Kosten für das Ausbauen, Abnehmen, Freilegen
oder Entfernen mangelhafter Erzeugnisse und das Einbauen, Anbringen,
Verlegen oder Auftragen mangelfreier Erzeugnisse oder mangelfreier
Produkte Dritter. Vom Versicherungsschutz ausgenommen bleiben die
Kosten für die Nach- und Neulieferung mangelfreier Erzeugnisse oder man-
gelfreier Produkte Dritter;

4.4.2.2 Kosten für den Transport mangelfreier Erzeugnisse oder mangelfrei-
er Produkte Dritter mit Ausnahme solcher an den Erfüllungsort der ursprüng-
lichen Lieferung des Versicherungsnehmers. Sind die Kosten für den direkten
Transport vom Versicherungsnehmer bzw. vom Dritten zum Ort des
Austausches geringer als die Kosten des Transportes vom Erfüllungsort der
ursprünglichen Lieferung des Versicherungsnehmers zum Ort des
Austausches, sind nur die Kosten des Direkttransportes versichert.

4.4.3 Ausschließlich für die in Ziffer 4.4.2 genannten Kosten besteht in 
Erweiterung der Ziffer 4.4.1 - und insoweit abweichend von § 1 Ziffer 1 und 2
AHB - Versicherungsschutz auch dann, wenn sie zur Erfüllung einer gesetzli-
chen Pflicht zur Neulieferung oder zur Beseitigung eines Mangels des
Erzeugnisses des Versicherungsnehmers von diesem oder seinem Abnehmer
aufgewendet werden.

4.4.4 Kein Versicherungsschutz besteht, wenn

4.4.4.1 der Versicherungsnehmer die mangelhaften Erzeugnisse selbst ein-
gebaut oder montiert hat oder in seinem Auftrag, für seine Rechnung oder
unter seiner Leitung hat einbauen oder montieren lassen. Dies gilt nicht,
wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass die Mangelhaftigkeit nicht aus
dem Einbau, der Montage oder Montageleitung, sondern ausschließlich aus
der Herstellung oder Lieferung resultiert;

4.4.4.2 sich die Mangelbeseitigungsmaßnahmen gemäß Ziffer 4.4.1 bis 4.4.3 
auf Teile, Zubehör oder Einrichtungen von Kraft-, Schienen- oder Wasser-
fahrzeugen beziehen, soweit diese Erzeugnisse im Zeitpunkt der Auslieferung
durch den Versicherungsnehmer oder von ihm beauftragte Dritte ersichtlich
für den Bau von oder den Einbau in Kraft-, Schienen- oder Wasserfahrzeugen
bestimmt waren;

4.4.4.3 Ziffer 6.2.8 eingreift.

4.5 Schäden durch mangelhafte Maschinen (nur gültig, sofern ausdrück-
lich vereinbart)

4.5.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Dritter 
wegen der in Ziffer 4.5.2 genannten Vermögensschäden im Sinne von § 2
Ziffer 1 AHB infolge Mangelhaftigkeit von Produkten, die durch vom
Versicherungsnehmer mangelhaft hergestellte, gelieferte, montierte oder
gewartete Maschinen produziert, be- oder verarbeitet wurden. Mängel bei der
Beratung über die An- oder Verwendung der vom Versicherungsnehmer her-
gestellten, gelieferten, montierten oder gewarteten Maschinen sowie Falsch-
lieferungen stehen Mängeln in der Herstellung oder Lieferung gleich.
Versicherungsschutz besteht insoweit auch - abweichend von § 1 Ziffer 1 und
2 und § 7 Ziffer 3 AHB - für auf Sachmängeln beruhende Schadenersatz-
ansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang, wenn der Versicherungsnehmer
aufgrund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimmte
Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschul-
densunabhängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden
sind.

4.5.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen

4.5.2.1 der Beschädigung oder Vernichtung der mittels der Maschine herge-
stellten, be- oder verarbeiteten Produkte, soweit hierfür nicht bereits
Versicherungsschutz nach Ziffer 1 oder 4.1 besteht;

4.5.2.2 anderer für die Herstellung, Be- oder Verarbeitung der Produkte nutz-
los aufgewendeter Kosten;

4.5.2.3 Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zumutbare 
Nachbearbeitung der mittels der Maschinen des Versicherungsnehmers her-
gestellten, be- oder verarbeiteten Produkte oder für eine 
andere Schadenbeseitigung;

4.5.2.4 weiterer Vermögensnachteile (z.B. entgangenen Gewinnes), weil die 
mittels der Maschinen des Versicherungsnehmers hergestellten, be- oder
verarbeiteten Produkte nicht oder nur mit einem Preisnachlass veräußert
werden konnten;

4.5.2.5 der dem Abnehmer des Versicherungsnehmers unmittelbar entstan
denen Kosten infolge eines sich aus Mängeln der hergestellten, be- oder ver-
arbeitenden Produkte ergebenden Produktionsausfalles. Ansprüche wegen
eines darüber hinausgehenden Schadens durch den Produktionsausfall sind
nicht versichert;

4.5.2.6 weiterer Vermögensnachteile, weil die mittels der Maschinen des 
Versicherungsnehmers mangelhaft hergestellten, be- oder verarbeiteten
Produkte mit anderen Produkten verbunden, vermischt, verarbeitet (Ziffer
4.2) oder weiterverarbeitet oder -bearbeitet (Ziffer 4.3), eingebaut, ange-
bracht, verlegt oder aufgetragen (Ziffer 4.4) werden. Dieser Versicherungs-
schutz wird im Umfang der vorgenannten Ziffern 4.2 ff. gewährt.

4.6 Prüf- und Sortierkosten (nur gültig, sofern ausdrücklich vereinbart)
Besteht Versicherungsschutz nach den vorangehenden Ziffern 4.2 ff., gilt:

4.6.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Dritter 
wegen der in Ziffer 4.6.2 und 4.6.3 genannten Vermögensschäden infolge der
Überprüfung von Produkten der Dritten auf Mängel, wenn die Mangelhaftig-
keit einzelner Produkte bereits festgestellt wurde und aufgrund ausreichen-
den Stichprobenbefundes oder sonstiger nachweisbarer Tatsachen gleiche
Mängel an gleichartigen Produkten zu befürchten sind. Die Überprüfung
muss der Feststellung dienen, welche der Produkte mit Mangelverdacht tat-
sächlich mangelhaft sind und bei welchen dieser Produkte die nach den
Ziffern 4.2 ff. versicherten Maßnahmen zur Mangelbeseitigung erforderlich
sind. Produkte im Sinne dieser Regelung sind solche, die aus oder mit
Erzeugnissen des Versicherungsnehmers hergestellt, be- oder verarbeitet
wurden.

4.6.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen Kosten 
der Überprüfung der Produkte mit Mangelverdacht. Zur Überprüfung gehört
auch ein notwendiges Vorsortieren zu überprüfender und Aussortieren von
überprüften Produkten sowie das infolge der Überprüfung erforderliche
Umpacken der betroffenen Produkte.

4.6.3 Ist jedoch zu erwarten, dass die Kosten der Überprüfung der Produkte 
mit Mangelverdacht zzgl. der nach Ziffern 4.2 ff. gedeckten Kosten auf Basis
der festgestellten oder nach objektiven Tatsachen anzunehmenden
Fehlerquote höher sind, als die nach Ziffern 4.2 ff. gedeckten Kosten im Fall
der tatsächlichen Mangelhaftigkeit aller Produkte mit Mangelverdacht, so
beschränkt sich der Versicherungsschutz auf dieVersicherungsleistungen
nach Ziffern 4.2 ff. In diesen Fällen oder wenn eine Feststellung der
Mangelhaftigkeit nur durch Zerstörung des Produktes möglich ist, bedarf es
keines Nachweises, dass die Produkte mit Mangelverdacht tatsächlich
Mängel aufweisen.

4.6.4 Ausschließlich für die in Ziffer 4.6.2 und 4.6.3 genannten Kosten 
besteht in Erweiterung der Ziffer 4.6.1 - und insoweit abweichend von § 1
Ziffer 1 und 2 AHB - Versicherungsschutz auch dann, wenn sie zur Erfüllung
einer gesetzlichen Pflicht zur Neulieferung oder zur Beseitigung eines
Mangels des Erzeugnisses des Versicherungsnehmers von diesem oder sei-
nem Abnehmer aufgewendet werden.

4.6.5 Auf Ziffer 6.2.8 wird hingewiesen.

5. Auslandsschäden
Sofern gesondert vereinbart, ist eingeschlossen - abweichend von § 7 Ziffer
9 AHB - die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen im
Ausland vorkommender Versicherungsfälle.

5.1.1 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 
- aus Arbeitsunfällen von Personen, die vom Versicherungsnehmer 

im Ausland eingestellt oder dort mit der Durchführung von 
Arbeiten betraut worden sind;

- auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder 
exemplary damages;

- nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im 
Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Art. 1147 des 
französischen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer 
Länder.

5.1.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden - abweichend von 
§ 6 Ziffer 5 AHB - als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen
zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des
Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die
dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten
auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

5.1.3 Bei Versicherungsfällen, die in USA, US-Territorien und Canada gel-
tend gemacht werden, gilt: 
Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 20 % (mindestens 5.000 €)
selbst zu tragen. Kosten gelten als Schadensersatzleistungen.
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5.1.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion
angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

5.2 Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, gilt:

5.2.1 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche
- auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder 

exemplary damages;
- nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im 

Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1147 des 
französischen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer 
Länder.

5.2.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden - abweichend von 
§ 6 Ziffer 5 AHB - als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen
zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des
Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die
dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten
auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

5.2.3 Bei Versicherungsfällen, die in USA, US-Territorien und Canada gel-
tend gemacht werden, gilt: 
Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 20 % (mindestens 5.000 €)
selbst zu tragen. Kosten gelten als Schadensersatzleistungen.

5.2.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion
angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

6. Risikoabgrenzungen

6.1 Nicht versichert sind

6.1.1 Ansprüche, soweit diese nicht in Ziffer 4 ausdrücklich mitversichert 
sind,
- auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, 

Rücktritt, Minderung, auf Schadenersatz statt der Leistung;
- wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nachbesserung 

durchführen zu können;
- wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder 

wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten 
Erfolges;

- auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ordnungs-
gemäße Vertragserfüllung;

- auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der 
Leistung;

- wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatz-
leistungen.

Dies gilt auch dann, wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt;

6.1.2 im Rahmen der Versicherung gemäß Ziffern 4.2 ff. Ansprüche wegen 
Folgeschäden (z. B. Betriebsunterbrechung oder Produktionsausfall), soweit
diese nicht in den Ziffern 4.2 ff. ausdrücklich mitversichert sind.

6.2 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind

6.2.1 Ansprüche aus Garantien oder aufgrund sonstiger vertraglicher 
Haftungserweiterungen, soweit es sich nicht um im Rahmen der Ziffer 4 ver-
sicherte Vereinbarungen bestimmter Eigenschaften von Erzeugnissen,
Arbeiten und Leistungen bei Gefahrübergang handelt, für die der
Versicherungsnehmer verschuldensunabhängig im gesetzlichen Umfang ein-
zustehen hat;

6.2.2 Ansprüche, die daraus hergeleitet werden, dass gelieferte Sachen 
oder Arbeiten mit einem Rechtsmangel behaftet sind (z.B. Schäden aus der
Verletzung von Patenten, gewerblichen Schutzrechten, Urheberrechten,
Persönlichkeitsrechten, Verstößen in Wettbewerb und Werbung);

6.2.3 Ansprüche wegen Schäden gemäß § 7 Ziffer 8 AHB;

6.2.4 Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitver-
sicherten, soweit diese den Schaden durch bewusstes Abweichen von gesetz-
lichen oder behördlichen Vorschriften sowie von schriftlichen Anweisungen
oder Bedingungen des Auftraggebers herbeigeführt haben;

6.2.5 Ansprüche aus Sach- und Vermögensschäden durch Erzeugnisse, 
deren Verwendung oder Wirkung im Hinblick auf den konkreten Verwen-
dungszweck nicht nach dem Stand der Technik oder in sonstiger Weise aus-
reichend erprobt waren.
Dies gilt nicht für Schäden an Sachen, die mit den hergestellten oder gelie-
ferten Erzeugnissen weder in einem Funktionszusammenhang stehen noch
deren bestimmungsgemäßer Einwirkung unterliegen;

6.2.6 Ansprüche aus
- Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luft- 

oder Raumfahrzeugen sowie von Teilen von Luft- oder Raumfahr-
zeugen, soweit diese Teile im Zeitpunkt der Auslieferung durch den 
Versicherungsnehmer oder von ihm beauftragte Dritte ersichtlich 
für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen sowie den Einbau in 
Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren,

- Tätigkeiten, (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, 
Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen sowie Luft- 
oder Raumfahrzeugteilen;

6.2.7 Ansprüche wegen Vermögensschäden im Sinne von § 2 Ziffer 1 AHB, 
die von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder seinen
Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbunden sind oder unter einer
einheitlichen unternehmerischen Leitung stehen, geltend gemacht werden.

6.2.8 Ansprüche wegen Kosten gemäß Ziffer 4.2.2.3, 4.3.2.2, 4.4 und - 
soweit vereinbart - Ziffer 4.6 sowie Ansprüche wegen Beseitigungs- bzw.
Vernichtungskosten im Rahmen der Ziffer 4.2.2.4 und 4.3.2.3, die im
Zusammenhang mit einem Rückruf von Erzeugnissen geltend gemacht wer-
den. Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung können sowohl solche des
Versicherungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, die Erzeugnisse des
Versicherungsnehmers enthalten. Rückruf ist die auf gesetzlicher
Verpflichtung beruhende Aufforderung des Versicherungsnehmers, zuständi-
ger Behörden oder sonstiger Dritter an Endverbraucher, Endverbraucher
beliefernde Händler, Vertrags- oder sonstige Werkstätten, die Erzeugnisse
von autorisierter Stelle auf die angegebenen Mängel prüfen, die gegebenen-
falls festgestellten Mängel beheben oder andere namentlich benannten
Maßnahmen durchführen zu lassen.

7. Zeitliche Begrenzung

7.1 Der Versicherungsschutz gemäß Ziffern 4.2 ff. umfasst die Folgen aller
Versicherungsfälle, die dem Versicherer nicht später als drei Jahre nach
Beendigung des Versicherungsvertrages gemeldet werden. Unberührt blei-
ben die vertraglichen Anzeigeobliegenheiten.

7.2 Für Ansprüche nach Ziffern 4.2 ff. wegen Schäden durch Erzeugnisse 
des Versicherungsnehmers, die vor Inkrafttreten dieses Versicherungs-
vertrages ausgeliefert wurden, besteht Versicherungsschutz nur bei beson-
derer Vereinbarung.

8. Versicherungsfall und Serienschäden
8.1 Versicherungsfall ist das während der Wirksamkeit des Vertrages ein-
getretene Schadenereignis gemäß § 1 Ziffer 1 AHB. Bei Ziffer 4.4.3 und 4.6.4
ist es für den Versicherungsfall - abweichend von § 1 Ziffer 1 AHB - unerheb-
lich, dass es sich nicht um Haftpflichtansprüche handelt.

8.2 Der Versicherungsfall tritt ein bei:

8.2.1 Ziffer 4.2 im Zeitpunkt der Verbindung, Vermischung oder 
Verarbeitung der Erzeugnisse;

8.2.2 Ziffer 4.3 im Zeitpunkt der Weiterbearbeitung oder -verarbeitung der 
Erzeugnisse;

8.2.3 Ziffer 4.4 im Zeitpunkt des Einbaus, Anbringens, Verlegens oder 
Auftragens der Erzeugnisse;

8.2.4 Ziffer 4.5.2.1 bis 4.5.2.5 im Zeitpunkt der Produktion, Be- oder 
Verarbeitung der in Ziffer 4.5 genannten Sachen;

8.2.5 Ziffer 4.5.2.6 in den für Ziffer 4.2 bis 4.4 vorgenannten Zeitpunkten, 
je nachdem, mit welcher dieser Ziffern die Regelung gemäß Ziffer 4.5.2.6 in
Zusammenhang steht;

8.2.6 Ziffer 4.6 in den für Ziffer 4.2 bis 4.5 vorgenannten Zeitpunkten, je 
nachdem, mit welcher dieser Ziffern die in Ziffer 4.6 geregelte Über-
prüfung in Zusammenhang steht.

8.3 Mehrere während der Wirksamkeit des Vertrages eintretende 
Versicherungsfälle
- aus der gleichen Ursache, z.B. aus dem gleichen Konstruktions-, 

Produktions- oder Instruktionsfehler, es sei denn, es besteht zwi-
schen den mehreren gleichen Ursachen kein innerer Zusammen-
hang, oder

- aus Lieferungen solcher Erzeugnisse, die mit den gleichen 
Mängeln behaftet sind,

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als in dem Zeitpunkt ein-
getreten, in dem der erste dieser Versicherungsfälle eingetreten ist. § 6 Ziffer
3 AHB wird gestrichen.

9. Versicherungssummen; Maximierung; Selbstbehalt

9.1 Die betragen je Versicherungsfall für Personen- und Sachschäden 
(siehe Versicherungsschein oder Nachtrag). 

9.2 Die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres beträgt höchstens das Doppelte der vereinbarten Versiche-
rungssummen.

9.3 Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 %, mindestens 
250 € selbst zu tragen. Im Falle eines Serienschadens im Sinne von Ziffer 8.3
beträgt der Selbstbehalt für alle Versicherungsfälle dieser Serie 2.500 €.
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10. Erhöhungen und Erweiterungen des Risikos / neuer Risiken

10.1 Der Versicherungsnehmer hat wesentliche Erhöhungen oder 
Erweiterungen des Produktions- oder Tätigkeitsumfanges gemäß § 3 Ziffer
1.2 AHB, zwecks Vereinbarung neuer Beiträge und Überprüfung der
Bedingungen - abweichend von § 13 Ziffer 1 - unverzüglich anzuzeigen.

10.2 Kommt der Versicherungsnehmer dieser Anzeigepflicht nicht nach, 
so erhöhen sich die in Ziffer 9.3 genannten Selbstbehalte in Schadenfällen,
die mit solchen Erhöhungen oder Erweiterungen oder mit neu entstandenen
Risiken in Zusammenhang stehen, auf das Doppelte.

10.3 Die Bestimmungen des § 3 Ziffer 1.3 und § 4 AHB - 
Vorsorgeversicherung - finden für die Produkthaftpflichtversicherung keine
Anwendung. Der Versicherungsschutz für neue Risiken bedarf insoweit
besonderer Vereinbarung.

lV. Privathaftpflicht

1. Mitversichert ist - soweit bei Antragstellung ausdrücklich beantragt - 
die Privathaftpflicht nach Maßgabe der folgenden Bedingungen für folgende
Personen:
- Für den Versicherungsnehmer.
- Bei einer "Aktiengesellschaft" für die Vorstandsmitglieder.
- Bei einer "GmbH" für die Geschäftsführer im Sinne des GmbH-

Gesetzes (nicht Gesellschafter, die keine Geschäftsführer sind).
- Bei einer " oHG" für die vertretungsberechtigten persönlich haften-

den Gesellschafter.
- Bei einer "KG" für die Komplementäre (nicht Kommanditisten).
- Bei einer "KGaA" für die Komplementäre (nicht Aktionäre).
- Bei einer "GbR" für die Gesellschafter.
- Bei einer "Genossenschaft" für die Mitglieder des Vorstandes. 
Prokuristen sind keine gesetzlichen Vertreter, denn gemäß § 48 HGB wird
Prokura von dem gesetzlichen Vertreter erteilt. Die Prokura ist keine gesetz-
liche, sondern eine durch Rechtsgeschäft erteilte Vertretungsmacht
(Vollmacht im Sinne des § 186 Absatz 2 BGB).
Wird die Betriebshaftpflicht beendet, so endet gleichzeitig auch die in dem
Vertrag eingeschlossene Privathaftpflichtversicherung.

2. Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und der nachstehenden
Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen die gesetzliche
Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus den Gefahren des täglichen
Lebens als Privatperson und nicht aus den Gefahren eines Betriebes, eines
Berufes.
Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
a) den Gefahren eines Dienstes, Amtes (auch Ehrenamtes), einer ver-

antwortlichen Betätigung in Vereinigungen aller Art oder
b) einer ungewöhnlichen und gefährlichen Beschäftigung.
Insbesondere ist versichert die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers

2.1 als Familien- und Haushaltungsvorstand (z. B. aus der Aufsichtspflicht 
über Minderjährige);

2.2 als Dienstherr der in seinem Haushalt tätigen Personen;

2.3 als Inhaber

2.3.1 einer oder mehrerer im Inland gelegener Wohnungen (bei 
Wohnungseigentum als Sondereigentümer) einschließlich Ferienwohnung.
Bei Sondereigentümern sind versichert Haftpflichtansprüche der
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer wegen Beschädigung des Gemein-
schaftseigentums. 
Die Leistungspflicht erstreckt sich jedoch nicht auf den Miteigentumsanteil
des Versicherungsnehmers an dem gemeinschaftlichen Eigentum,

2.3.2 eines im Inland gelegenen Einfamilienhauses bzw. einer 
Doppelhaushälfte oder eines Reihenhauses,

2.3.3 eines im Inland gelegenen Wochenend- / Ferienhauses, sofern sie 
ausschließlich vom Versicherungsnehmer zu Wohnzwecken verwendet wer-
den, einschließlich der zugehörigen Garagen und Gärten sowie eines
Schrebergartens, nicht aber als Inhaber einer kleinen Landwirtschaft, auch
wenn diese nur zur Deckung des Eigenbedarfs dient. 
Hierbei ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht 
- aus der Verletzung von Pflichten, die dem Versicherungsnehmer in 

den oben genannten Eigenschaften obliegen, (z. B. bauliche 
Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, Streuen und Schnee-
räumen auf Gehwegen);

- aus der Vermietung von nicht mehr als drei einzeln vermieteten 
Wohnräumen; 
nicht jedoch von Wohnungen, Räumen zu gewerblichen Zwecken und 
Garagen.
Werden mehr als drei Räume einzeln vermietet, entfällt die Mit-
versicherung. Es gelten dann die Bestimmungen über die 
Vorsorgeversicherung (§ 4 AHB); 

- Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten (Neubauten, 
Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, Grabearbeiten) bis zu einer 
Bausumme von 50.000 € je Bauvorhaben. Wenn dieser Betrag 
überschritten wird, entfällt die Mitversicherung. Es gelten dann die 
Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (§ 4 AHB);

2.4 als Wohnungsmieter aus der vom Hausbesitzer durch Vertrag über-
nommenen Beleuchtungs- sowie Streu- und Reinigungspflicht;

2.5 als Radfahrer;

2.6 aus der Ausübung von Sport, ausgenommen einer jagdlichen 
Betätigung und der Teilnahme an Pferde-, Rad- oder Kraftfahrzeugrennen
sowie den Vorbereitungen hierzu (Training);

2.7 aus dem erlaubten privaten Besitz und aus dem Gebrauch von Hieb-, 
Stoß- und Schusswaffen sowie Munition und Geschossen, nicht jedoch zu
Jagdzwecken oder zu strafbaren Handlungen;

2.8 als Halter und Hüter von zahmen Haustieren, gezähmten Kleintieren 
und Bienen, nicht jedoch von Hunden, Rindern, Pferden, sonstigen Reit- und
Zugtieren, wilden Tieren sowie von Tieren, die zu gewerblichen oder landwirt-
schaftlichen Zwecken gehalten werden;

2.9 als 
- nicht gewerbsmäßiger Hüter fremder Hunde (nicht jedoch von 

gefährlichen Hunden im Sinne der geltenden Kampfhundever-
ordnung), Rindern, Pferden oder sonstigen Reit- und Zugtieren;

- Reiter bei Benutzung fremder Pferde;
- Fahrer bei der Benutzung fremder Fuhrwerke zu privaten Zwecken, 

soweit Versicherungsschutz nicht über eine Tierhalterhaftpflicht-
Versicherung besteht.

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche der Tierhalter oder -eigentümer
sowie Fuhrwerkseigentümer;

2.10 als Halter eines ausgebildeten Blindenhundes;

2.11 als Teilnehmer an einem ausbildungsspezifischen Praktikum, sofern 
für den Zeitraum der Ausbildung Versicherungsschutz besteht. Werden dem
Versicherungsnehmer oder mitversicherten Personen in diesem Rahmen
Gerätschaften zur Verfügung gestellt, die für den Ausbildungsabschnitt zwin-
gend erforderlich sind, so gilt die gesetzliche Haftpflicht aus deren
Beschädigung mitversichert.
Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sach-
schäden beträgt je Versicherungsfall 5.000 €, begrenzt auf das Doppelte für
alle Schäden eines Versicherungsjahres. Von jedem Schaden hat der
Versicherungsnehmer 10% (mindestens 50 €, höchstens 250 €) selbst zu
tragen.

3. Mitversichert ist

3.1 die gleichartige gesetzliche Haftpflicht

3.1.1 des Ehegatten und eingetragenen Lebenspartners*) des Versiche-
rungsnehmers,

3.1.2 ihrer unverheirateten und nicht in einer eingetragenen Lebens-
partnerschaft*) lebenden Kinder (auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder), bei
volljährigen Kindern jedoch nur, solange sie sich noch in einer Schul- oder
sich unmittelbar anschließenden Berufsausbildung befinden (berufliche
Erstausbildung - Lehre und / oder Studium -, nicht Referendarzeit,
Fortbildungsmaßnahmen und dgl.). Bei Ableistung des Grundwehr- oder
Zivildienstes (einschließlich des freiwilligen, zusätzlichen Wehrdienstes) oder
des freiwilligen sozialen Jahres vor, während oder im Anschluss an die
Berufsausbildung bleibt der Versicherungsschutz bestehen,

3.1.3 der in häuslicher Gemeinschaft lebenden unverheirateten und nicht 
in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft *) lebenden Kinder (auch Stief-,
Adoptiv- und Pflegekinder) mit geistiger Behinderung;

3.2 im Falle ausdrücklicher Vereinbarung gemäß den nachfolgenden 
Voraussetzungen der in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versicherungs-
nehmer lebende Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft und des-
sen Kinder, diese entsprechend Ziffer 3.1.2 und 3.1.3.

3.2.1 Der Versicherungsnehmer und der mitversicherte Partner müssen 
unverheiratet sein.

3.2.2 Der mitversicherte Partner muss im Versicherungsschein namentlich 
benannt werden.

3.2.3 Haftpflichtansprüche des Partners und dessen Kinder gegen den 
Versicherungsnehmer sind vom Versicherungsschutz ausgeschlossen.

3.2.4 Mitversichert sind jedoch etwaige übergangsfähige Regressan-
sprüche von Sozialversicherungsträgern, Sozialhilfeträgern, öffentlichen und
privaten Arbeitgebern wegen Personenschäden.

3.2.5 Die Mitversicherung für den Partner und dessen Kinder, die nicht 
auch Kinder des Versicherungsnehmers sind, endet mit der Aufhebung der
häuslichen Gemeinschaft zwischen dem Versicherungsnehmer und dem
Partner.

3.2.6 Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers gilt für den überleben-
den Partner und dessen Kinder Ziffer 6.3;

*) Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der in einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder einer vergleichbaren Partnerschaft nach
dem Recht anderer Staaten lebt. Als eingetragene Lebenspartnerschaften gelten auch die den
Partnerschaften im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes vergleichbaren Partnerschaften
nach dem Recht anderer Staaten.
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3.3 die gesetzliche Haftpflicht der im Haushalt des Versicherungs-
nehmers beschäftigten Personen gegenüber Dritten aus dieser Tätigkeit. Das
gleiche gilt für Personen, die aus Arbeitsvertrag oder gefälligkeitshalber
Wohnung, Haus und Garten betreuen oder den Streudienst versehen.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen
es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt;

3.4 im Rahmen der Besonderen Bedingungen für die Versicherung 
aus Gewässerschäden in der Privat- sowie Haus- und Grundbesitzerhaft-
pflichtversicherung - außer Anlagenrisiko - das sogenannte Restrisiko.

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Lagerung von 
gewässerschädlichen Stoffen in Kleingebinden bis 100 l/kg Inhalt soweit das
Gesamtfassungsvermögen der vorhandenen Behälter 500 l/kg nicht über-
steigt. Kein Versicherungsschutz - auch nicht über § 3 Ziffer 1.3 AHB und § 4
AHB - besteht für Anlagen, die über die Begrenzung des Fassungsvermögens
je Einzelgebinde bzw. der Gesamtmenge hinausgeht.

4. Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge

4.1 Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Eigentümers, Besitzers,
Halters oder Führers eines Kraft-, Luft-, Wasserfahrzeugs oder
Kraftfahrzeugsanhängers wegen Schäden, die durch den Gebrauch des
Fahrzeugs verursacht werden. 

4.2 Versichert ist jedoch die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden, die ver-
ursacht werden durch den privaten Gebrauch von

4.2.1.1 Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit;

4.2.1.2 selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h
Höchstgeschwindigkeit;

4.2.1.3 nicht versicherungspflichtigen Anhängern.

Für die unter Ziffer 4.2.1.1 und 4.2.1.2 genannten Kfz gilt:
Die Ausschlüsse in § 3 Ziffer 1.2 AHB und § 4 Ziffer 3.1 AHB gelten nicht. 
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigen Fahrer gebraucht werden.
Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des
Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten
Fahrer gebraucht wird. Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug nur mit
der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt
wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat;

4.2.2 Luftfahrzeugen, die nicht der Versicherungspflicht unterliegen;

4.2.3 Wassersportfahrzeugen, ausgenommen eigene Segelboote  und eigene
oder fremde Wassersportfahrzeuge mit Motoren - auch Hilfs- oder Außen-
bordmotoren - oder Treibsätzen. 
Mitversichert ist jedoch der gelegentliche Gebrauch von fremden
Wassersportfahrzeugen mit Motoren, soweit für das Führen keine behördli-
che Erlaubnis erforderlich ist;

4.2.4 ferngelenkten Land- und Wasser-Modellfahrzeugen.

5. Elektronischer Datenaustausch; Internetbenutzung

5.1 Eingeschlossen ist - insoweit abweichend von § 7 Ziffer 15 AHB - die
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden aus dem
Austausch, der Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, z. B.
im Internet, per E-Mail oder mittels Datenträger, soweit es sich handelt um  

5.1.1 Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Veränderung
von Daten (Datenveränderung) bei Dritten durch Computer-Viren und / oder
andere Schadprogramme; 

5.1.2 Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der Nichterfassung
und fehlerhaften Speicherung von Daten bei Dritten und zwar wegen 
- sich daraus ergebender Personen- und Sachschäden, nicht jedoch weite-

rer Datenveränderungen sowie 
- der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten Daten bzw. 

Erfassung / korrekter Speicherung nicht oder fehlerhaft erfasster Daten; 

5.1.3 Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Datenaustausch. 
Für Ziffer 5.1.1 bis 5.1.3 gilt:
Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszutauschenden, zu
übermittelnden, bereitgestellten Daten durch Sicherheitsmaßnahmen und /
oder -techniken (z. B. Virenscanner, Firewall) gesichert oder geprüft werden
bzw. worden sind, die dem Stand der Technik entsprechen. Diese Maßnahmen
können auch durch Dritte erfolgen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese
Obliegenheit, so gilt § 26 Ziffer 1 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von
Obliegenheiten). 

5.2 Die im Rahmen des Versicherungsscheins und seinen Nachträgen ausge-
wiesene Versicherungssumme für Vermögensschäden stellt abweichend von
§ 6 Ziffer 2 AHB zugleich die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle
eines Versicherungsjahres dar. Mehrere während der Wirksamkeit der
Versicherung eintretende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall,
der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn
diese 
- auf derselben Ursache, 
- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und zeitli-

chem Zusammenhang oder 
- auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstellung elektronischer 

Daten mit gleichen Mängeln 
beruhen. 

§ 6 Ziffer 3 AHB wird gestrichen. 

5.3 Versicherungschutz besteht - insoweit abweichend von § 7 Ziffer 9 AHB -
für Versicherungsfälle im Ausland. Dies gilt jedoch nur, soweit die versicher-
ten Haftpflichtansprüche in europäischen Staaten und nach dem Recht euro-
päischer Staaten geltend gemacht werden.  

5.4 Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genannten Tätigkeiten
und Leistungen: 
- Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege; 
- IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schulung; 
- Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, -wartung,

-pflege; 
- Bereithaltung fremder Inhalte, z. B. Access-, Host-, Full-Service-

Providing; 
- Betrieb von Datenbanken. 

5.5 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche 

5.5.1 wegen Schäden, die dadurch entstehen, dass der Versicherungs-
nehmer oder eine mitversicherte Person
- unbefugt in fremde Datenverarbeitungssysteme / Datennetze ein-

greift (z. B. Hacker-Attacken, Denial of Service Attacks), 
- Software einsetzt, die geeignet ist, die Datenordnung zu zerstören 

oder zu verändern (z. B. Software-Viren, Trojanische Pferde); 

5.5.2 die in Zusammenhang stehen mit  
- massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten elektronisch 

übertragenen Informationen (z. B. Spamming), 
- Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich bestimmte 

Informationen über Internet-Nutzer gesammelt werden sollen; 

5.5.3 gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten aus der 
Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und von Urheberrechten;

5.5.4 gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten, soweit 
diese den Schaden durch bewusstes Abweichen von sonstigen gesetzlichen
oder behördlichen Vorschriften oder durch sonstige bewusste Pflicht-
verletzungen herbeigeführt haben.

6. Außerdem gilt:

6.1 Für vorübergehenden Auslandsaufenthalt bis zu einem Jahr.

6.1.1 Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 9 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden Versicherungsfällen.

6.1.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der vorübergehenden 
Benutzung oder Anmietung (nicht dem Eigentum) von im Ausland gelegenen
Wohnungen und Häusern gemäß Ziffer 2.3.1 bis 2.3.3.

6.1.3 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zah-
lungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion ange-
hören, liegt, gilt die Verpflichtung des Versicherers mit dem Zeitpunkt als
erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

6.2 Für den Einschluss von Mietsachschäden.

6.2.1 Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 6 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht aus der Beschädigung von Wohnräumen und sonstigen zu pri-
vaten Zwecken gemieteten Räumen in Gebäuden und alle sich daraus erge-
benden Vermögensschäden.

6.2.2 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen
a) Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspruchung,
b) Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasser-
bereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten und allen sich daraus
ergebenden Vermögensschäden,
c) Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen 
besonders versichern kann,
d) Schäden infolge von Schimmelbildung oder Pilzbefall.

6.2.3 Ausgeschlossen sind ferner die unter den Regressverzicht nach dem 
Abkommen der Feuerversicherer bei übergreifenden Versicherungsfällen fal-
lenden Rückgriffsansprüche**).

**) Auf Wunsch wird dem Versicherungsnehmer der Wortlaut des Feuerregressverzichts-
abkommens ausgehändigt.
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6.3 Für die Fortsetzung der Privathaftpflichtversicherung nach dem Tode des
Versicherungsnehmers.
Für den mitversicherten Ehegatten und eingetragenen Lebenspartner *) des
Versicherungsnehmers und / oder unverheiratete und nicht in einer eingetra-
genen Lebenspartnerschaft *) lebende Kinder des Versicherungsnehmers
besteht der bedingungsgemäße Versicherungsschutz im Falle des Todes des
Versicherungsnehmers bis zum nächsten Beitragsfälligkeitstermin fort. Wird
die nächste Beitragsrechnung durch den überlebenden Ehegatten oder ein-
getragenen Lebenspartner *) eingelöst, so wird dieser Versicherungsnehmer.

7. Weitere Einschlüsse

7.1 Abhandenkommen von fremden Schlüsseln.

7.1.1 Eingeschlossen ist - in Ergänzung von § 2 Ziffer 2 AHB und abweichend
von § 7 Ziffer 7 AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus dem Abhandenkommen
von fremden (nicht in beruflicher Eigenschaft übernommenen) Schlüsseln
(auch General-Hauptschlüssel für eine zentrale Schließanlage), die sich
rechtmäßig im Gewahrsam des Versicherten befunden haben. Sofern im
Versicherungsschein / Nachtrag nicht anders angegeben beträgt die Höchst-
ersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden je
Versicherungsfall 2.500 €, begrenzt auf das Doppelte für alle Schäden eines
Versicherungsjahres.

7.1.2 Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein / Nach-
trag beurkundet ist - in Ergänzung von § 2 Ziffer 2 AHB und abweichend von 
§ 7 Ziffer 6 AHB - mitversichert, die gesetzliche Haftpflicht aus dem
Abhandenkommen von fremden (in beruflicher Eigenschaft übernommenen)
Schlüsseln (auch General-Hauptschlüssel für eine zentrale Schließanlage),
die sich rechtmäßig im Gewahrsam des Versicherten befunden haben. Sofern
im Versicherungsschein / Nachtrag nicht anders angegeben beträgt die
Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden je
Versicherungsfall 5.000 €, begrenzt auf das Doppelte für alle Schäden eines
Versicherungsjahres.

7.2 Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche 
Haftpflichtansprüche wegen der Kosten für die notwendige Auswechslung
von Schlössern und Schließanlagen sowie für vorübergehende
Sicherheitsmaßnahmen (Notschloss) und einen Objektschutz bis zu 14
Tagen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem der Verlust des Schlüssels
festgestellt wurde.
Ausgeschlossen bleiben 
- Haftpflichtansprüche aus dem Verlust von Tresor- und Möbel-

schlüsseln sowie sonstigen Schlüsseln zu beweglichen Sachen;
- die Folgeschäden eines Schlüsselverlustes (z. B. wegen Einbruchs). 

V. Haus- und Grundbesitz
Mitversichert ist - sowohl gegen Beitrag als auch bei beitragsfreiem Ein-
schluss - die Haus- und Grundstückshaftpflicht nach Maßgabe der folgenden
Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen:

Wenn der Versicherungsnehmer auf dem Grundstück einen Betrieb unterhält
oder einen Beruf ausübt, wird Versicherungsschutz für das Haftpflichtrisiko
aus dem Haus- und Grundbesitz nur durch eine besondere Betriebs- oder
Berufshaftpflichtversicherung gewährt.

1. Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
als Haus- und / oder Grundstücksbesitzer (z.B. als Eigentümer, Nießbraucher,
Pächter, Mieter) infolge Verstoßes gegen die Pflichten, die dem
Versicherungsnehmer obliegen, wie bauliche Instandhaltung, Beleuchtung,
Reinigung, Streuen und Schneeräumen auf Gehwegen.

2. Mitversichert sind

2.1 Hausgärten - nicht aber Bauplätze -, Einfahrt und Hofraum bei den für 
die Versicherung in Betracht kommenden Hausgrundstücken;

2.2 Kinderspielplätze auf den versicherten Grundstücken einschließlich 
aufgestellter Turn- und Spielgeräte.

3. Besitz und Vermietung von Garagen auf / bei den Grundstücken.
3.1 Die Haftpflicht als Unternehmer eines gewerblichen Garagenbe-
triebes, aus dem Besitz von Tanksäulen und Hebebühnen und als Unter-
nehmer eines selbstständigen Tankstellenbetriebes ist nicht versichert.
Hierfür ist eine Betriebshaftpflicht-Versicherung abzu-schließen.

4. Mitversichert ist hinsichtlich des versicherten Grundstücks die 
gesetzliche Haftpflicht

4.1 des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer von 
Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, Grabearbeiten)
bis zu einer veranschlagten Bausumme von 50.000 € je Bauvorhaben. Wird
dieser Betrag überschritten, so entfällt die Mitversicherung. Es gelten dann
die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (§ 4 AHB);

4.2 des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus § 836 Absatz 2 
BGB, wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand;

4.3 der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung 
und sonstigen Betreuung der Grundstücke beauftragten Personen für 
Ansprüche, die gegen sie aus Anlass der Ausführung dieser Verrichtungen
erhoben werden. 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei 
denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt. Das
gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen
Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen dersel-
ben Dienststelle zugefügt werden;

4.4 der Zwangs- oder Konkursverwalter in dieser Eigenschaft.

5. Außerdem gilt bei Gemeinschaften von Wohnungseigentümern im Sinne
des Wohnungseigentümergesetzes.

5.1 Versicherungsnehmer ist die Gemeinschaft der Wohnungseigen-
tümer.

5.2 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer aus dem gemeinschaftlichen Eigentum.

5.3 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht des 
Verwalters und der Wohnungseigentümer bei Betätigung im Interesse und für
Zwecke der Gemeinschaft.

5.4 Eingeschlossen sind - abweichend von § 7 Ziffer 4 AHB -
a) Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen den 
Verwalter;
b) Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen die 
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer;
c) gegenseitige Ansprüche von Wohnungseigentümern bei Betätigung im
Interesse und für Zwecke der Gemeinschaft.Ausgeschlossen bleiben Schäden
am Gemeinschafts-, Sonder- und Teileigentum und alle sich daraus ergebenden
Vermögensschäden.
Die gesetzliche Haftpflicht aus Sondereigentum ist im Rahmen der Privat-
haftpflichtversicherung zu versichern.

6. Für private Risiken gilt:
Mitversichert ist im Umfang der Besonderen Bedingungen für die
Versicherung aus Gewässerschäden in der Privat- sowie Haus- und
Grundbesitzerhaftpflichtversicherung - außer Anlagenrisiko - das sogenann-
te Restrisiko. Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Lagerung
von gewässerschädlichen Stoffen in Kleingebinden bis 100 l/kg Inhalt soweit
das Gesamtfassungsvermögen der vorhandenen Behälter 500 l/kg nicht
übersteigt. Kein Versicherungsschutz - auch nicht über § 3 Ziffer 1.3 AHB und
§ 4 AHB - besteht für Anlagen, die über die Begrenzung des Fassungs-
vermögens je Einzelgebinde bzw. der Gesamtmenge hinausgehen.

7. Für gewerbliche Risiken gilt:
Mitversichert ist das allgemeine Umweltrisiko im Rahmen der Besonderen
Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Haftpflicht wegen Schäden
durch Umwelteinwirkung im Rahmen der Betriebs- / Berufs- und
Vereinshaftpflichtversicherung (Umwelthaftpflicht-Basisversicherung).

VI. Tierhaltung (Hunde und Pferde)
Mitversichert ist - sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein /
Nachtrag beurkundet - die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers
als Halter von Hunden und Pferden nach Maßgabe der folgenden Besonderen
Bedingungen und Risikobeschreibungen:

1. Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
als Tierhalter zu privaten Zwecken.

2. Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

2.1 des Hüters - sofern er nicht gewerbsmäßig tätig ist;

2.2 aus Schäden durch ungewollten Deckakt;

2.3 aus Flurschäden - abweichend von § 7 Ziffer 14.4 AHB;

2.4 im Rahmen der Besonderen Bedingungen für 
die Versicherung aus Gewässerschäden in der Privat- sowie Haus- und
Grundbesitzerhaftpflichtversicherung - außer Anlagenrisiko - das sogenann-
te Restrisiko.
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Lagerung von gewässer-
schädlichen Stoffen in Kleingebinden bis 100 l/kg Inhalt soweit das
Gesamtfassungsvermögen der vorhandenen Behälter 500 l/kg nicht über-
steigt. Kein Versicherungsschutz - auch nicht über § 3 Ziffer 1.3 AHB und § 4
AHB - besteht für Anlagen, die über die Begrenzung des Fassungsvermögens
je Einzelgebinde bzw. der Gesamtmenge hinausgehen.

3. Für die Hundehaltung sowie Reit- und Zugtierhaltung bei vorüberge-
hendem Auslandsaufenthalt bis zu einem Jahr gilt:
Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 9 AHB - die gesetzliche
Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden Versicherungsfällen. Die
Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außer-
halb der Staaten, die der Europäischen Währungs-union angehören, liegt, gilt
die Verpflichtung des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der
Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen
Geldinstitut angewiesen ist.

*) Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der in einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder einer vergleichbaren Partnerschaft nach
dem Recht anderer Staaten lebt. Als eingetragene Lebenspartnerschaften gelten auch die den
Partnerschaften im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes vergleichbaren Partnerschaften
nach dem Recht anderer Staaten.
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VII. Gewässerschäden in der Privat- sowie Haus-
und Grundbesitzerhaftpflichtversicherung - außer

Anlagenrisiko -

1. Gegenstand der Versicherung
Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögensschäden wie
Sachschäden behandelt werden, die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers für unmittelbare oder mittelbare Folgen von Veränderungen
der physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit eines
Gewässers einschließlich des Grundwassers (Gewässerschäden), mit
Ausnahme der Haftpflicht als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von gewäs-
serschädlichen Stoffen und aus der Verwendung dieser gelagerten Stoffe.
(Versicherungsschutz hierfür wird ausschließlich durch besonderen Vertrag
gewährt.)

2. Rettungskosten
Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer im Versiche-
rungsfall zur Abwendung oder Minderung des Schadens für geboten halten
durfte (Rettungskosten), sowie außergerichtliche Gutachterkosten werden
vom Versicherer insoweit übernommen, als sie zusammen mit der
Entschädigungsleistung die Versicherungssumme für Sachschäden nicht
übersteigen. Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der Regelung der
Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung
(AHB). Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und außerge-
richtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu ersetzen, als sie 
zusammen mit der Entschädigung die Versicherungssumme für Sach-
schäden übersteigen. Eine Billigung des Versicherers von Maßnahmen des
Versicherungsnehmers oder Dritter zur Abwendung oder Minderung des
Schadens gilt nicht als Weisung des Versicherers.

3. Ausschlüsse
3.1 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen (Versiche-
rungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch vorsätzli-
ches Abweichen von dem Gewässerschutz dienenden Gesetzen,
Verordnungen, an den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen
Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt haben.

3.2  Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die mittelbar
oder unmittelbar auf Kriegsereignissen, anderen feindselgen Handlungen,
Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik (in Deutschland) oder unmittelbar
auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das gleiche gilt
für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausge-
wirkt haben.

Erläuterung:
Nach gängiger Rechtsprechung sind alle Behälter zur Aufbewahrung wasser-
gefährdender Stoffe (z. B. Farbdosen, Flaschen mit Verdünner, Tüten mit
Unkrautvernichtungsmittel usw.) Anlagen zur Lagerung wasserschädlicher
Stoffe. Das Risiko der Lagerung / Verwendung dieser Stoffe ist im Rahmen
der Privaten Haftpflichtversicherungen mitversichert, soweit es sich um
Stoffe handelt, deren Verwendung im Haushalt üblich ist und die Mengen von
100 Liter im Einzelbehältnis und 500 Liter Gesamtmenge nicht überschritten
werden.

VIII. Forderungsausfalldeckung
(Nur gültig, sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein /

Nachtrag beurkundet.)

1. Hat der Versicherungsnehmer oder eine in Ziffer IV. Position 3.1 - 3.3 der 
Besonderen Bedingungen für die Privathaftpflicht mitversicherte 
Person 
- wegen eines Personen- oder Sachschadens berechtigte Schaden-

ersatzansprüche gegen einen Dritten, der durch den vorliegenden 
Vertrag nicht versichert ist, und

- kann er die berechtigten Schadenersatzansprüche gegen den scha-
denersatzpflichtigen Dritten nicht oder nicht voll durchsetzen (siehe 
Ziffer 4) 

so stellt ihn der Versicherer so, als hätte der schadenersatzpflichtige Dritte
Versicherungsschutz im Rahmen und im Umfang dieser Privathaftpflichtver-
sicherung. Es wird also fingiert, dass der schadenersatzpflichtige Dritte bei
der Itzehoer eine Privathaftpflichtversicherung mit dem gleichen Umfang
abgeschlossen hätte wie der Versicherungsnehmer (Einschränkungen aber
unter Ziffer 3), Versicherungsschutz besteht auch für Schadenersatz-
ansprüche, die aus der Eigenschaft des schadenersatzpflichtigen Dritten als
Tierhalter oder -hüter entstanden sind. 

2. Die Itzehoer zahlt auf Grundlage dieser Bedingungen an den Versich-
erten eine Leistung bis zur Höhe des vollstreckbaren Titels, begrenzt auf die
vereinbarten Versicherungssummen in der Privathaftpflichtversicherung
maximal 5.000.000 € pro Versicherungsfall und Versicherungsjahr. Soweit
der Versicherte bereits Zahlungen von dem ersatzpflichtigen Dritten oder
einem sonstigen Dritten erhalten hat, ist die Itzehoer in Höhe dieser
Zahlungen leistungsfrei.

3. Es besteht kein Versicherungsschutz 

3.1 wenn der Ersatzpflichtige Dritte zum Zeitpunkt des Eintritts des 
Schadenereignisses, dass den Leistungsfall in der Forderungsausfallver-
sicherung zur Folge hatte, seinen festen Wohnsitz nicht in Deutschland hatte
oder wenn das Schadenereignis außerhalb Deutschlands eingetreten ist,

3.2 wenn und soweit ein anderer Versicherer (z.B. Privathaftpflicht-
versicherer des Dritten oder Sachversicherer des Versicherungsnehmers
oder der mitversicherten Person) oder ein Sozialversicherungsträger leis-
tungspflichtig ist,

3.3 für Schäden bis 2.500 €,

3.4 für Schäden an vermieteten oder verpachteten Immobilien (Häusern, 
Wohnungen, Garagen usw.) des Versicherungsnehmers oder der mitver-
sicherten Person,

3.5 für Schäden an Sachen, die (auch) dem Bereich eines Betriebes, 
Gewerbes oder Berufes des Versicherungsnehmers oder der mitversicherten
Person zugerechnet werden können,

3.6 für alle Schäden, für die die fingierte Haftpflichtversicherung dem 
schadenersatzpflichtigen Dritten keinen Versicherungsschutz bieten würde
(z.B. bei vom schadenersatzpflichtigen Dritten vorsätzlich verursachte
Schäden oder Schäden an gemieteten Sachen oder bei Schäden durch eine
betriebliche oder berufliche Tätigkeit des schadenersatzpflichtigen Dritten),

3.7 für reine Vermögensschäden,

3.8 für Verzugszinsen, Vertragsstrafen, Kosten der Rechtsverfolgung, 
Forderungen aufgrund eines gesetzlichen oder vertraglichen Forderungs-
übergangs inkl. abgetretene Forderungen.

4. Voraussetzungen für den Versicherungsschutz sind:

4.1 Der Versicherungsnehmer oder die versicherte Person muss gegen 
den schadenersatzpflichtigen Dritten einen rechtskräftig gewordenen und
vollstreckbaren Titel (Urteil, Vollstreckungsbescheid, gerichtlicher Vergleich)
über eine Schadenersatzforderung von über 2.500 € erwirkt haben.
Gleichgestellt ist ein notarielles Schuldanerkenntnis mit Unterwerfungs-
klausel aus der hervor geht, dass sich der schadenersatzpflichtige Dritte per-
sönlich der sofortigen Zwangsvollstreckung in sein gesamtes Vermögen
unterwirft.

4.2 Der Versicherungsnehmer oder die versicherte Person hat nachzu-
weisen, dass eine Zwangsvollstreckung fehlgeschlagen ist oder aussichtslos
erscheint. Eine Zwangsvollstreckung ist fehlgeschlagen, soweit sie nicht zu
einer vollständigen Befriedigung der Forderung aus dem Titel geführt hat. Sie
erscheint aussichtslos, wenn der schadenersatzpflichtige Dritte z.B. innerhalb
der letzten drei Jahre die eidesstattliche Versicherung abgegeben hat oder in
dem beim Vollstreckungsgericht geführten Schuldnerverzeichnis eingetra-
gen ist.

4.3 Der Versicherungsnehmer und die versicherte Person, die Ansprüche 
aus der Forderungsausfallversicherung geltend macht, sind verpflichtet, dem
Versicherer wahrheitsgemäße und ausführliche Auskünfte zu dem Haft-
pflichtschaden zu erteilen. Sie haben den Titel im Original, die Original-
Vollstreckungsunterlagen und sonstige Unterlagen, aus denen sich eine
Leistungsverpflichtung des Versicherers ergibt oder die zur Beurteilung der
Leistungsverpflichtung erforderlich erscheinen, herauszugeben. Bei einer
Verletzung dieser Verpflichtungen ergeben sich die Rechtsfolgen aus § 26
Ziffer 2 AHB.

4.4 Der Versicherungsnehmer oder die versicherte Person ist verpflichtet,
seine Ansprüche gegen den schadenersatzpflichtigen Dritten in Höhe der
vom Versicherer erbrachten Zahlung an diesen in notarieller Form abzutreten. 

5. Rechte aus diesem Vertrag können nur der Versicherungsnehmer 
oder die mitversicherten Personen herleiten, nicht jedoch Dritte, insbesonde-
re nicht der schadenersatzpflichtige Dritte.
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IX. Schäden durch Umwelteinwirkung im Rahmen
der Betriebs- / Berufs- und Vereins-

Haftpflichtversicherung 
(Umwelthaftpflicht-Basisversicherung)

1. Gegenstand der Versicherung

1.1 Versichert ist - abweichend von § 7 Ziffer 10.2 AHB - im Rahmen und
Umfang des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts
des Versicherungsnehmers wegen Personen- und Sachschäden durch
Umwelteinwirkung, wenn diese Umwelteinwirkung nicht von Anlagen oder
Tätigkeiten ausgeht oder ausgegangen ist, die unter Ziffer 2 fallen. 

Mitversichert sind gemäß § 2 Ziffer 1 AHB Vermögensschäden aus der
Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts am eingerichteten und aus-
geübten Gewerbebetrieb, wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder -befug-
nissen. Sie werden wie Sachschäden behandelt.

1.2 Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte Stoffe bei 
ihrer Verwendung im räumlichen und gegenständlichen Zusammenhang mit
versicherten Anlagen in Boden, Luft oder Wasser (einschließlich Gewässer)
gelangen, ohne in diese eingebracht oder eingeleitet zu sein. Der
Versicherungsschutz bezieht sich jedoch nicht auf die Verwendung von
Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem Stalldung, Pflanzenschutz- und
Düngemittel. Versicherungsschutz besteht jedoch für Haftpflichtansprüche
Dritter, wenn

1.2.1 beim Verwendungsvorgang durch plötzliche und unfallartige 
Ereignisse die genannten Stoffe bestimmungswidrig und unbeabsichtigt aus
ihren Behältnissen entweichen;

1.2.2 bei der Verwendung von Jauche, Gülle, festem Stalldung, Pflanzen-
schutz-, Unkraut-, Schädlingsbekämpfungs- und Düngemittel Pflanzen und
Kulturen Dritter, die nicht Gegenstand der Bearbeitung sind, sowie fremde
Bienenvölker, durch Umwelteinwirkungen geschädigt werden. Innerhalb der
vereinbarten Versicherungssumme beträgt die Höchstersatzleistung für alle
Versicherungsfälle eines Jahres 10% der Versicherungssumme, max. 50.000 €.
Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf die Verwendung von
Klärschlamm. Kein Versicherungsschutz besteht auch für solche Schäden,
die über die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung gedeckt sind.

1.3 Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die Haftpflicht wegen 
Schäden eines Dritten, die dadurch entstehen, dass Stoffe in Abwässer und
mit diesen in Gewässer gelangen.

2. Risikobegrenzung
Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umwelteinwirkungen aus

2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässer-
schädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu
befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen).

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum Umwelt-
haftungsgesetz (UHG-Anlagen).

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz 
dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unter-
liegen (sonstige deklarierungspflichtige Anlagen).

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder dem Einbringen 
oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein Gewässer
derart, dass die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit
des Wassers verändert wird, durch den Versicherungsnehmer
(Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko).

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum 
Umwelthaftungsgesetz (UHG-Anlagen / Pflichtversicherung).

2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung
und Wartung von Anlagen gemäß Ziffer 2.1 - 2.5 oder Teilen, die ersichtlich
für Anlagen gemäß Ziffer 2.1 - 2.5 bestimmt sind.

3. Fakultative Erweiterung des Versicherungsschutzes; Mitversicherte 
Anlagen

3.1 Falls ausdrücklich vereinbart, ist - abweichend von Ziffer 2.6 - versi-
chert die gesetzliche Haftpflicht aus Planung, Herstellung, Lieferung,
Montage, Demontage, Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß
Ziffer 2.1 - 2.5 oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen gemäß Ziffer 2.1 - 2.5
bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht selbst Inhaber der
Anlagen ist. Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gemäß § 7 Ziffer
14.1 AHB findet insoweit keine Anwendung.
Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles werden unter den in Ziffer
5 genannten Voraussetzungen durch den Versicherer ersetzt, sofern
Regressansprüche des Inhabers der Anlage gegen denVersicherungsnehmer
bestehen können.

3.2 Mitversicherte Anlagen
Abweichend von Ziffer 1 und 2 ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht

3.2.1 aus der Lagerung sonstiger umweltgefährlicher Stoffe auf dem 
Betriebsgrundstück, sofern die Gesamtlagermenge 1.000 Liter nicht über-
steigt, das Fassungsvermögen des einzelnen Behältnisses nicht mehr als 210
Liter beträgt und diese Stoffe überwiegend für den versicherten Betrieb
bestimmt sind;

3.2.2 aus dem Vorhandensein von Betriebsmitteln in über die Betriebs-
haftpflicht mitversicherten Kraftfahrzeugen und selbstfahrenden Arbeits-
maschinen;

3.2.3 aus dem Vorhandensein von Betriebsmitteln in sonstigen über die 
Betriebshaftpflicht mitversicherten nicht selbstfahrenden Maschinen und /
oder Einrichtungen bis zu 100 Liter je geschlossenes System.

3.3 Wird eine der Mengenschwellen der Ziffer 3.2.1 - 3.2.3 überschritten, 
erlischt - abweichend von § 3 Ziffer 1.2 AHB - die Mitversicherung des Risikos
vollständig. Der Versicherungsschutz bedarf insoweit besonderer
Vereinbarung.

4. Versicherungsfall

Versicherungsfall ist - abweichend von § 1 Ziffer 1 AHB - die nachprüfbare
erste Feststellung des Personenschadens (Tod, Verletzung oder
Gesundheitsschädigung von Menschen), Sachschadens (Beschädigung oder
Vernichtung von Sachen) oder eines gemäß Ziffer 1.1 mitversicherten
Vermögensschadens durch den Geschädigten, einen sonstigen Dritten oder
den Versicherungsnehmer. Der Versicherungsfall muss während der
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht dar-
auf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang des Schadens
oder die Möglichkeit zur Erhebung von Haftpflichtansprüchen erkennbar war.

5. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles

5.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall einge-
treten ist,
- nach einer Störung des Betriebes oder
- aufgrund behördlicher Anordnung
Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnahmen zur Abwendung
oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Personen-, Sach-
oder gemäß Ziffer 1.1 mitversicherten Vermögensschadens. Die Feststellung
der Störung des Betriebes oder die behördliche Anordnung müssen in die
Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei maßgeblich der frühere
Zeitpunkt ist.

5.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im Sinne der 
Ziffer 5.1 werden unter den dort genannten Voraussetzungen unbeschadet
der Tatsache übernommen, dass die Maßnahmen durch den Versicherungs-
nehmer oder im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde ausgeführt
werden.

5.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,

5.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des 
Betriebes oder eine behördliche Anordnung unverzüglich anzuzeigen und
alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu
begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den Schadeneintritt zu
verhindern oder den Schadenumfang zu mindern und auf Verlangen des
Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen behördliche Anordnungen einzu-
legen oder

5.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen.

5.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 5.3 genannten 
Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen des für Aufwendungen
gemäß Ziffer 5 vereinbarten Gesamtbetrages nur die notwendigen und objek-
tiv geeigneten Aufwendungen ersetzt. Verletzt der Versicherungsnehmer eine
der in Ziffer 5.3 genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der
Versicherer berechtigt, etwaige über die notwendigen und objektiv geeigne-
ten Aufwendungen hinausgehende Aufwendungen in einem der Schwere des
Verschuldens des Versicherungsnehmer entsprechenden Verhältnis zu kür-
zen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt
der Versicherungsnehmer. Abweichend von Absatz 1 und 2 bleibt der
Versicherer zum Ersatz etwaiger über die notwendigen und objektiv geeigne-
ten Aufwendungen hinausgehender Aufwendungen verpflichtet, soweit die
Verletzung der Obliegenheit nicht für den Umfang der Leistungspflicht des 
Versicherers ursächlich ist.

5.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten Versicherungs-
summe und der Jahreshöchstersatzleistung bis zu einem Gesamtbetrag von
100.000 € je Störung des Betriebes oder behördlicher Anordnung und für
alle Fälle eines Versicherungsjahres ersetzt. Der Versicherungsnehmer hat
von den Aufwendungen 10 %, höchstens 2.500 €, selbst zu tragen. Kommt es
trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem Schaden, so werden die vom
Versicherer ersetzten Aufwendungen auf die für den Versicherungsfall maß-
gebende Versicherungssumme angerechnet, es sei denn, dass der 
Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen der Jahreshöchstersatz-
leistung eines früheren Versicherungsjahres die Ersatzleistung für 
Versicherungsfälle tatsächlich gemindert hat.

5.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen - auch soweit sie 
sich mit Aufwendungen im Sinne der Ziffer 5.1 decken - zur Erhaltung,
Reparatur, Erneuerung, Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von
Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder Sachen (auch gemietete, gepach-
tete, geleaste und dgl.) des Versicherungsnehmers; auch für solche, die frü-
her im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers standen. Ersetzt
werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung eines
sonst unvermeidbar eintretenden Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1.1 mit-
versicherten Vermögensschadens, falls Betriebseinrichtungen, Grundstücke
oder Sachen des Versicherungsnehmers, die von einer Umwelteinwirkung
nicht betroffen sind, beeinträchtigt werden müssen. Eintretende
Wertverbesserungen sind abzuziehen.
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6. Nicht versicherte Tatbestände

Nicht versichert sind

6.1 Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder entstanden 
sind, dass beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen diese Stoffe ver-
schüttet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen, verdunsten oder durch
ähnliche Vorgänge in den Boden oder ein Gewässer gelangen. Das gilt nicht,
soweit solche Vorgänge auf einer Störung des Betriebes beruhen.

6.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt unvermeidba-
re, notwendige oder in Kauf genommene Umwelteinwirkungen entstehen.
Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nachweis erbringt, dass er
nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der schadenursächlichen
Umwelteinwirkungen unter den Gegebenheiten des Einzelfalles die
Möglichkeiten derartiger Schäden nicht erkennen musste. 

Die Versicherungssumme hierfür beträgt ungeachtet der in Ziffer 7.1 getrof-
fenen Vereinbarungen je Versicherungsfall für Personen-, Sach- und
Vermögensschäden pauschal 250.000 €. Diese Summe bildet auch die
Höchstersatzleistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines
Versicherungsjahres.

6.3 Ansprüche wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetretener Schäden.

6.4 Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer Versiche-
rungsverträge Versicherungsschutz besteht oder hätte beantragt werden
können.

6.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass der 
Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsverhältnisses Grund-
stücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits von
einer Umwelteinwirkung betroffen waren.

6.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von 
Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen.

6.7 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer 
hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, durch Arbeiten oder sonstige
Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten
entstehen (Produkthaftpflicht). Wird Versicherungsschutz nach Ziffer 3
genommen, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht.

6.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer 
erzeugte oder gelieferte Abfälle entstehen.

6.9 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden 
Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, dass sie bewusst
von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer gerichteten
behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz die-
nen, abweichen.

6.10 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden 
Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, dass sie es bewusst
unterlassen, die vom Hersteller gegebenen oder nach dem Stand der Technik
einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für Anwendung,
regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen zu befolgen oder not-
wendige Reparaturen bewusst nicht ausführen.

6.11 Ansprüche
- wegen Bergschäden (im Sinne des § 114 BBergG), soweit es sich handelt 

um die Beschädigung von Grundstücken, deren Bestandteilen und 
Zubehör;

- wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (im Sinne des § 114 BBergG) durch 
schlagende Wetter, Wasser- und Kohlensäureeinbrüche sowie 
Kohlenstaubexplosionen.

6.12 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der Lagerstätte 
des Grundwassers oder seines Fließverhaltens.

6.13 Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, 
anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik,
illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von
hoher Hand beruhen; das gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt,
soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

6.14 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein 
Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch
den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers verursa-
chen. Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder
beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursa-
chen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in
Anspruch genommen werden.
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungs-
nehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für
alle anderen Versicherten.
Eine Tätigkeit der in Absatz 1 und 2 genannten Personen an einem Kraftfahr-
zeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne
dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer dieses
Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.
Falls im Rahmen und Umfang des Vertrages eine abweichende Regelung
getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht.

6.15 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein 
Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch
den Gebrauch eines Luftfahrzeuges verursachen oder für die sie als Halter
oder Besitzer eines Luftfahrzeuges in Anspruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungs-
nehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für
alle anderen Versicherten.
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus
- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von 

Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahr-
zeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raum-
fahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt 
waren;

- Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, 
Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren 
Teilen, und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, 
der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen sowie wegen sonsti-
ger Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge.

6.16 Ansprüche aus Anlass von Abbruch- und Einreißarbeiten an 
Bauwerken sowie von Sprengungen, sofern nicht eine besondere Verein-
barung hierüber mit dem Versicherer getroffen worden ist. Auch wenn eine
solche Vereinbarung getroffen worden ist, sind in jedem Fall ausgeschlossen
Sachschäden, die entstehen
- bei Abbruch- und Einreißarbeiten in einem Umkreis, dessen Radius 

dem des einzureißenden Bauwerks entspricht,
- bei Sprengungen an Immobilien in einem Umkreis von weniger als 

150 m.

7. Versicherungssummen; Maximierung; Serienschadenklausel; Selbst-
behalt

7.1 Die Versicherungssumme beträgt je Versicherungsfall pauschal für 
Personen-, Sach- sowie gemäß Ziffer 1.1 mitversicherte Vermögensschäden
(siehe Versicherungsschein oder Nachtrag) bei Personenschäden für die ein-
zelne Person jedoch nicht mehr als (siehe Versicherungsschein oder
Nachtrag). Diese Versicherungssumme bildet auch die Höchstersatzleistung
des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.

7.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die angegebene 
Versicherungssumme die Höchstgrenze bei jedem Versicherungsfall. Dies
gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädi-
gungspflichtige Personen erstreckt. Mehrere während der Wirksamkeit der
Versicherung eintretende Versicherungsfälle
- durch dieselbe Umwelteinwirkung,
- durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache oder unmittelbar 

auf den gleichen Ursachen beruhenden Umwelteinwirkungen, 
wenn zwischen den gleichen Ursachen ein innerer, insbesondere 
sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht,

- aus Lieferungen solcher Erzeugnisse, die mit den gleichen 
Mängeln behaftet sind, 

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versicherungsfall,
der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als eingetreten gilt. § 6
Ziffer 3 AHB wird gestrichen.

7.3 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Sach- und mitversichertem 
Vermögensschaden von der Schadenersatzleistung 10 % (höchstens 2.500 €)
selbst zu tragen.

8. Nachhaftung

8.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen oder 
dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch Kündigung des
Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so besteht der Versiche-
rungsschutz für solche Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1.1 mitversicher-
te Vermögensschäden weiter, die während der Wirksamkeit der Versicherung
eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungs-
verhältnisses noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe:

- Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom 
Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses an 
gerechnet.

- Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungs-
zeit im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des 
unverbrauchten Teils der Versicherungssumme des Versiche-
rungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis endet.

8.2 Ziffer 8.1 gilt für den Fall entsprechend, dass während der Laufzeit des 
Versicherungsverhältnisses ein versichertes Risiko teilweise wegfällt, mit der
Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten Risikos abzu-
stellen ist.

9. Versicherungsfälle im Ausland

9.1 Eingeschlossen sind im Umfang von Ziffer 1 dieser Bedingungen - 
abweichend von § 7 Ziffer 9 AHB - auch im Ausland eintretende Versiche-
rungsfälle,
- die auf eine Umwelteinwirkung im Inland oder eine Tätigkeit im 

Sinne der Ziffer 3 im Inland zurückzuführen sind. Dies gilt für 
Tätigkeiten im Sinne der Ziffer 3 nur, wenn die Anlagen oder Teile 
nicht ersichtlich für das Ausland bestimmt waren;

- aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an 
Ausstellungen und Messen.
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9.2 Nur aufgrund ausdrücklicher Vereinbarung sind eingeschlossen im 
Umfang von Ziffer 1 dieser Bedingungen - abweichend von § 7 Ziffer 9 AHB -
auch im Ausland eintretende Versicherungsfälle,

9.2.1 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen oder 
Teilen im Sinne von Ziffer 3 zurückzuführen sind, wenn die Anlagen oder Teile
ersichtlich für das Ausland bestimmt waren;

9.2.2 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von 
Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 3 zurückzuführen sind, wenn diese
Tätigkeiten im Ausland erfolgen;

9.2.3 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung oder 
Wartung zurückzuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen.

zu Ziffer 9.2:

Der Versicherungsschutz besteht nur für solche Personen- und Sachschäden,
die Folgen einer plötzlichen und unfallartigen Störung des bestimmungsge-
mäßen Betriebes sind. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles
gemäß Ziffer 5 werden nicht ersetzt.

zu Ziffer 9.2.2 und 9.2.3:

Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haftpflicht für im
Ausland belegene Anlagen oder Betriebsstätten, z.B. Produktions- oder
Vertriebsniederlassungen, Läger und dgl..

9.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche

9.3.1 aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen, die vom 
Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der Durchführung
von Arbeiten betraut worden sind.
Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer und die mitversicherten Personen aus Arbeitsunfällen und
Berufskrankheiten, die den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VII (SGB)
unterliegen (siehe § 7 Ziffer 9 AHB);

9.3.2 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder 
exemplary damages;

9.3.3 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im 
Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1147 des franzö-
sischen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder;

9.4 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden - abweichend von 
§ 6 Ziffer 5 AHB - als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen
zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des
Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die
dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten
auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

9.5 Bei Versicherungsfällen in USA, US-Territorien und Canada oder in 
den USA, US-Territorien und Canada geltend gemachten Ansprüchen, gilt: 

Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 20 % (mindestens 5.000 €)
selbst zu tragen. Kosten gelten als Schadensersatzleistungen.

9.6 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion
angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

10. Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend gemacht werden
Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, gilt:

10.1 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche

10.1.1 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder 
exemplary damages.

10.1.2 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im 
Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1147 des franzö-
sischen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.

10.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten - abweichend von § 6 
Ziffer 5 AHB - werden als Leistungen auf die Versicherungssumme angerech-
net.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen
zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des
Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die
dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten
auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

10.3 Bei Versicherungsfällen, die in USA, US-Territorien und Canada gel-
tend gemacht werden, gilt: 

Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 20 % (mindestens 5.000 €)
selbst zu tragen. Kosten gelten als Schadensersatzleistungen.

10.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion
angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeit-
punkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

X. Schäden durch Umwelteinwirkung
(Umwelthaftpflicht-Modell)

(Nur gültig, sofern ausdrücklich beantragt und mit
Versicherungsschein / Nachtrag beurkundet)

1. Gegenstand der Versicherung

1.1 Der Versicherungsschutz richtet sich nach den Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und den
nachfolgenden Vereinbarungen.

1.2 Versichert ist - abweichend von § 7 Ziffer 10.2 AHB - die gesetzliche 
Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen
Personen- und Sachschäden durch Umwelteinwirkung für die gemäß Ziffer 2
in Versicherung gegebenen Risiken.
Mitversichert sind gemäß Ziffer 2.1 AHB Vermögensschäden aus der
Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts am eingerichteten und aus-
geübten Gewerbebetrieb, wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder -befug-
nissen. Sie werden wie Sachschäden behandelt.

1.3 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht

1.3.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher 
Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebes
oder eines Teiles desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft;

1.3.2 sämtlicher übriger Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in 
Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungsnehmer
verursachen. Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im
Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB)
handelt. Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtli-
chen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen
derselben Dienststelle zugefügt werden.

1.4 Falls besonders vereinbart, sind eingeschlossen im Umfang der gemäß 
Ziffer 2 versicherten Risiken folgende Deckungserweiterungen:

1.4.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Gebrauch von 
folgenden, nicht versicherungspflichtigen Kfz:
- Kfz und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchstgeschwindigkeit, 

die nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehren;
- Kfz mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit;
- selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h 

Höchstgeschwindigkeit (selbstfahrende Arbeitsmaschinen sind Fahr-
zeuge, die nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug 
fest verbundenen Einrichtungen zur Leistung von Arbeit, nicht zur 
Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt und geeignet sind 
und die zu einer vom Bundesminister für Verkehr bestimmten Art sol-
cher Fahrzeuge gehören).

Hierfür gilt:
Hinsichtlich Ziffer 2.7 dieser Bedingungen gelten für die vorgenannten Kfz
nicht die Ausschlüsse in § 3 Ziffer 1.2 und § 4 Ziffer 2 AHB.
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden.
Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des
Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten
Fahrer gebraucht wird. Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf
öffentlichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass
das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche
Fahrerlaubnis hat.

1.4.2 Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 6 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht wegen Schäden an gemieteten, gepachteten Gebäuden und /
oder Räumlichkeiten durch Brand und Explosion und alle sich daraus erge-
benden Vermögensschäden.
Ausgeschlossen bleiben die unter den Regressverzicht nach dem Abkommen
der Feuerversicherer bei übergreifenden Schadenereignissen fallenden
Rückgriffsansprüche**).

1.4.3 Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 3 AHB - die der 
Deutsche Bahn AG gegenüber gemäß den Allgemeinen Bedingungen für
Privatgleisanschlüsse (PAB) übernommene Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers (nicht jedoch eine darüber hinaus zusätzlich vereinbarte Haftung).

Für Ärzte gilt:
Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 6 AHB - die gesetzliche
Haftpflicht aus der Beschädigung von gemieteten Praxisräumen und alle sich
daraus ergebenden Vermögensschäden.

1.5 Ausgeschlossen sind

1.5.1 Haftpflichtansprüche wegen
a) Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspruchung,
b) Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasser-
bereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten,
c) Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen 
besonders versichern kann;

**) Auf Wunsch wird dem Versicherungsnehmer der Wortlaut des Feuerregressverzichts-
abkommens ausgehändigt.
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1.5.2 die unter den Regressverzicht nach dem Abkommen der Feuer-
versicherer bei übergreifenden Schadenereignissen fallenden Rückgriffs-
ansprüche**).

1.6 Für Gemeinschaften von Wohnungseigentümern gilt:
Eingeschlossen sind - abweichend von § 7 Ziffer 4 AHB -
a) Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen den Verwalter;
b) Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen die
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer;
c) gegenseitige Ansprüche von Wohnungseigentümern bei Betätigung im
Interesse und für Zwecke der Gemeinschaft.
Ausgeschlossen bleiben Schäden am Gemeinschafts-, Sonder- und
Teileigentum und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

1.7 Für Bahnhofsgaststätten und Bahnhofshotels gilt:
Eingeschlossen ist - abweichend von § 7 Ziffer 6 AHB - die von der Deutsche
Bahn AG gemäß den Allgemeinen Vertragsbedingungen für Nebenbetriebe
der DB (AVN) übernommene gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts
(nicht jedoch eine darüber hinaus zusätzlich vereinbarte Haftung).
Ausgeschlossen bleibt die Beschädigung der gepachteten Gegenstände (§ 7
Ziffer 6 AHB).

1.8 Für Bauhandwerker gilt im Rahmen von Ziffer 2.7:
Falls besonders vereinbart, sind eingeschlossen - in teilweiser Abweichung
von § 7 Ziffer 14.1 AHB - Haftpflichtansprüche aus Schäden, die entstehen
durch Abwässer. Ausgeschlossen bleiben Schäden an
Entwässerungsleitungen durch Verschmutzungen und Verstopfungen.

2. Umfang der Versicherung
Die Versicherung erstreckt sich ausschließlich auf die im Versicherungs-
schein aufgeführten Risiken. Versicherungsschutz besteht für die unter Ziffer
2.1 - 2.7 aufgeführten, jeweils ausdrücklich zu vereinbarenden
Risikobausteine:
2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässer-
schädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu
befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen).
Ausgenommen sind solche WHG-Anlagen, die in Anhang 1 oder 2 zum UHG
aufgeführt sind, Abwasseranlagen, Einwirkungen auf Gewässer sowie
Schäden durch Abwässer.

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum UHG (UHG-
Anlagen). Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf Gewässer
sowie Schäden durch Abwässer.

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz 
dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unter-
liegen, soweit es sich nicht um WHG- oder UHG-Anlagen handelt (sonstige
deklarierungspflichtige Anlagen). Ausgenommen sind Abwasseranlagen,
Einwirkungen auf Gewässer und Schäden durch Abwässer.

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Einbringen oder 
Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein Gewässer der-
art, dass die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des
Wassers verändert wird, durch den Versicherungsnehmer (Abwasseranlagen-
und Einwirkungsrisiko). Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gemäß
§ 7 Ziffer 14.1 AHB findet insoweit keine Anwendung.

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum UHG (UHG-
Anlagen / Pflichtversicherung).

2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instand-
haltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziffer 2.1 - 2.5 oder Teilen, die
ersichtlich für Anlagen gemäß Ziffer 2.1 - 2.5 bestimmt sind, wenn der
Versicherungsnehmer nicht selbst Inhaber der Anlagen ist. Der Ausschluss
von Schäden durch Abwässer gemäß § 7 Ziffer 14.1 AHB findet insoweit keine
Anwendung. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles werden unter
den in Ziffer 5 genannten Voraussetzungen durch den Versicherer ersetzt,
sofern Regressansprüche des Inhabers der Anlage gegen den
Versicherungsnehmer bestehen können.

2.7 Umwelteinwirkungen, die im Zusammenhang mit dem im Versiche-
rungsschein beschriebenen Risiko stehen, soweit diese Umweltein-
wirkungen nicht von Anlagen oder Tätigkeiten ausgehen oder ausgegangen
sind, die unter den Anwendungsbereich der Risikobausteine Ziffer 2.1 - 2.6
fallen, unabhängig davon, ob diese Risikobausteine vereinbart wurden oder
nicht.
Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte Stoffe bei ihrer
Verwendung im räumlichen und gegenständlichen Zusammenhang mit versi-
cherten Anlagen gemäß Ziffer 2.1 - 2.5 und 2.7 in Boden, Luft oder Wasser
(einschließlich Gewässer) gelangen, ohne in diese eingebracht oder eingelei-
tet zu sein. Der Versicherungsschutz bezieht sich jedoch nicht auf die
Verwendung von Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem Stalldung, Pflanzen-
schutz- und Düngemitteln.

Versicherungsschutz besteht jedoch für Haftpflichtansprüche Dritter, 
wenn

2.7.1 beim Verwendungsvorgang durch plötzliche und unfallartige 
Ereignisse die genannten Stoffe bestimmungswidrig und unbeabsichtigt aus
ihren Behältnissen entweichen;

2.7.2 bei der Verwendung von Jauche, Gülle, festem Stalldung, 

Pflanzenschutz-, Unkraut-, Schädlingsbekämpfungs- und Düngemittel
Pflanzen und Kulturen Dritter, die nicht Gegenstand der Bearbeitung sind,
sowie fremde Bienenvölker, durch Umwelteinwirkungen geschädigt werden.
Innerhalb der vereinbarten Versicherungssumme beträgt die
Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines Jahres 10 % der
Versicherungssumme, max. 50.000 €. Der Versicherungsschutz bezieht sich
nicht auf die Verwendung von Klärschlamm. Kein Versicherungsschutz
besteht auch für solche Schäden, die über die Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung gedeckt sind.
Der Versicherungsschutz gemäß Ziffer 2.1 - 2.7 bezieht sich auch auf die
Haftpflicht wegen Schäden eines Dritten, die dadurch entstehen, dass Stoffe
in Abwässer und mit diesen in Gewässer gelangen.

3. Vorsorgeversicherung; Erhöhungen und Erweiterungen

3.1 Die Bestimmungen des § 3 Ziffer 1.3 und § 4 AHB - 
Vorsorgeversicherung - finden für die Ziffer 2.1 - 2.6 keine Anwendung. Der
Versicherungsschutz für neue Risiken bedarf insoweit besonderer
Vereinbarung.

3.2 § 3 Ziffer 1.2 und Ziffer 2 AHB - Erhöhungen und Erweiterungen - 
findet für die Ziffer 2.1 - 2.6 ebenfalls keine Anwendung; hiervon unberührt
bleiben mengenmäßige Veränderungen von Stoffen innerhalb der unter Ziffer
2 versicherten Risiken.

4. Versicherungsfall
Versicherungsfall ist - abweichend von § 1 Ziffer 1 AHB - die nachprüfbare
erste Feststellung des Personenschadens (Tod, Verletzung oder
Gesundheitsschädigung von Menschen), Sachschadens (Beschädigung oder
Vernichtung von Sachen) oder eines gemäß Ziffer 1.2 mitversicherten
Vermögensschadens durch den Geschädigten, einen sonstigen Dritten oder
den Versicherungsnehmer. Der Versicherungsfall muss während der
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht dar-
auf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang des Schadens
oder die Möglichkeit zur Erhebung von Haftpflichtansprüchen erkennbar war.

5. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles

5.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall einge-
treten ist,
- nach einer Störung des Betriebes oder
- aufgrund behördlicher Anordnung
Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnahmen zur Abwendung
oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Personen-, Sach-
oder gemäß Ziffer 1.2 mitversicherten Vermögensschadens. Die Feststellung
der Störung des Betriebes oder die behördliche Anordnung müssen in die
Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei maßgeblich der frühere
Zeitpunkt ist.

5.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im Sinne der 
Ziffer 5.1 werden unter den dort genannten Voraussetzungen unbeschadet
der Tatsache übernommen, dass die Maßnahmen durch den Versicherungs-
nehmer oder im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde ausgeführt
werden.

5.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,

5.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des 
Betriebes oder eine behördliche Anordnung unverzüglich anzuzeigen und
alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu
begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den Schadeneintritt zu
verhindern oder den Schadenumfang zu mindern und auf Verlangen des
Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen behördliche Anordnungen einzu-
legen oder

5.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen.

5.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 5.3 genannten 
Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen des für Aufwendungen
gemäß Ziffer 5 vereinbarten Gesamtbetrages nur die notwendigen und objek-
tiv geeigneten Aufwendungen ersetzt. Verletzt der Versicherungsnehmer eine
der in Ziffer 5.3 genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der
Versicherer berechtigt, etwaige über die notwendigen und objektiv geeigne-
ten Aufwendungen hinausgehende Aufwendungen in einem der Schwere des
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kür-
zen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt
der Versicherungsnehmer.
Abweichend von Absatz 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz etwaiger
über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehen-
der Aufwendungen verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit nicht
für den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.

5.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten Versicherungs-
summe und der Jahreshöchstersatzleistung bis zu einem Gesamtbetrag von
100.000 € je Störung des Betriebes oder behördlicher Anordnung und für
alle Fälle eines Versicherungsjahres ersetzt. Der Versicherungsnehmer hat
von den Aufwendungen 10 % (höchstens 2.500 €) selbst zu tragen. Kommt
es trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem Schaden, so werden die vom
Versicherer ersetzten Aufwendungen auf die für den Versicherungsfall maß-
gebende Versicherungssumme angerechnet, es sei denn, dass der 
Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen der Jahreshöchstersatzleistung
eines früheren Versicherungsjahres die Ersatzleistung für Versicherungsfälle
tatsächlich gemindert hat.

**) Auf Wunsch wird dem Versicherungsnehmer der Wortlaut des Feuerregressverzichts-
abkommens ausgehändigt.
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5.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen - auch soweit sie 
sich mit Aufwendungen im Sinne der Ziffer 5.1 decken - zur Erhaltung,
Reparatur, Erneuerung, Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von
Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder Sachen (auch gemietete, gepach-
tete, geleaste und dgl.) des Versicherungsnehmers; auch für solche, die frü-
her im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers standen. Ersetzt
werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung eines
sonst unvermeidbar eintretenden Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1.2
mitversicherten Vermögensschadens, falls Betriebseinrichtungen,
Grundstücke oder Sachen des Versicherungsnehmers, die von einer 
Umwelteinwirkung nicht betroffen sind, beeinträchtigt werden müssen.
Eintretende Wertverbesserungen sind abzuziehen.

6. Nicht versicherte Tatbestände

Nicht versichert sind

6.1 Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder entstanden 
sind, dass beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen diese Stoffe ver-
schüttet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen, verdunsten oder durch
ähnliche Vorgänge in den Boden oder ein Gewässer gelangen. Das gilt nicht,
soweit solche Vorgänge auf einer Störung des Betriebes beruhen.

6.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt unvermeidbare,
notwendige oder in Kauf genommene Umwelteinwirkungen entstehen. Das
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nachweis erbringt, dass er
nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der schadenursächlichen
Umwelteinwirkungen unter den Gegebenheiten des Einzelfalles die
Möglichkeiten derartiger Schäden nicht erkennen musste.
Die Versicherungssumme hierfür beträgt ungeachtet der zu Ziffer 7.1 getrof-
fenen Vereinbarungen je Versicherungsfall für Personen-, Sach- und
Vermögensschäden pauschal 250.000 €. Diese Summe bildet auch die
Höchstersatzleistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines
Versicherungsjahres.

6.3 Ansprüche wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetretener Schäden.

6.4 Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer 
Versicherungsverträge Versicherungsschutz besteht oder hätte beantragt
werden können.

6.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass der 
Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsverhältnisses
Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits
von einer Umwelteinwirkung betroffen waren.

6.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von 
Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen.

6.7 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer 
hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, durch Arbeiten oder sonstige
Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten
entstehen (Produkthaftpflicht). Wird Versicherungsschutz nach
Risikobaustein Ziffer 2.6 genommen, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht.

6.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer 
hergestellte oder gelieferte Abfälle entstehen.

6.9 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden 
Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, dass sie bewusst
von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer gerichteten
behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz die-
nen, abweichen.

6.10 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden 
Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, dass sie es bewusst
unterlassen, die vom Hersteller gegebenen oder nach dem Stand der Technik
einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für Anwendung,
regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen zu befolgen oder not-
wendige Reparaturen bewusst nicht ausführen.

6.11 Ansprüche
- wegen Bergschäden (im Sinne des § 114 BBergG), soweit es sich handelt 

um die Beschädigung von Grundstücken, deren Bestandteilen und 
Zubehör;

- wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (im Sinne des § 114 BBergG) durch 
schlagende Wetter, Wasser- und Kohlensäureeinbrüche sowie 
Kohlenstaubexplosionen.

6.12 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der Lagerstätte 
des Grundwassers oder seines Fließverhaltens.

6.13 Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, 
anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik,
illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von
hoher Hand beruhen; das gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt,
soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

6.14 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein 
Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch
den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers verursa-
chen.
Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versicherungs-
nehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte
Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursachen oder für
die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch genom-

men werden. Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so
gilt das auch für alle anderen Versicherten. Eine Tätigkeit der in Absatz 1 und
2 genannten Personen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und
Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine
dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das
Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

6.15 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mit-
versicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den
Gebrauch eines Luftfahrzeuges verursachen oder für die sie als Halter oder
Besitzer eines Luftfahrzeuges in Anspruch genommen werden.
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungs-
nehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für
alle anderen Versicherten.
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus
- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von 

Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahr-
zeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raum-
fahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt 
waren,

- Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, 
Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren 
Teilen, und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der 
mit diesen beförderten Sachen, der Insassen sowie wegen sonstiger 
Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge.

6.16 Ansprüche aus Anlass von Abbruch- und Einreißarbeiten an 
Bauwerken sowie von Sprengungen, sofern nicht eine besondere
Vereinbarung hierüber mit dem Versicherer getroffen worden ist. Auch wenn
eine solche Vereinbarung getroffen worden ist, sind in jedem Fall ausge-
schlossen Sachschäden, die entstehen 
- bei Abbruch- und Einreißarbeiten in einem Umkreis, dessen Radius 

dem des einzureißenden Bauwerks entspricht, 
- bei Sprengungen an Immobilien in einem Umkreis von weniger als 

150 m.

7. Versicherungssummen; Maximierung; Serienschadenklausel; Selbst-
behalt

7.1 Die Versicherungssumme beträgt je Versicherungsfall pauschal für 
Personen-, Sach- sowie gemäß Ziffer 1.2 mitversicherte Vermögensschäden
(siehe Versicherungsschein oder Nachtrag) bei Personenschäden für die ein-
zelne Person jedoch nicht mehr als (siehe Versicherungsschein oder
Nachtrag). Diese Versicherungssumme bildet auch die Höchstersatzleistung
des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.

7.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die angegebene 
Versicherungssumme die Höchstgrenze bei jedem Versicherungsfall. Dies
gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädi-
gungspflichtige Personen erstreckt.
Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versiche-
rungsfälle
- durch dieselbe Umwelteinwirkung,
- durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache oder unmittelbar 

auf den gleichen Ursachen beruhenden Umwelteinwirkungen, 
wenn zwischen gleichen Ursachen ein innerer, insbesondere sach-
licher und zeitlicher Zusammenhang besteht,

- aus Lieferungen solcher Erzeugnisse, die mit den gleichen 
Mängeln behaftet sind, 

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versicherungsfall,
der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als eingetreten gilt.
§ 6 Ziffer 3 AHB wird gestrichen.

7.3 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Sach- und mitversicherten 
Vermögensschaden von der Schadenersatzleistung 10 %, höchstens 2.500 €
selbst zu tragen.

8. Nachhaftung

8.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen oder 
dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch Kündigung des
Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so besteht der Versiche-
rungsschutz für solche Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1.2 mitversicher-
te Vermögensschäden weiter, die während der Wirksamkeit der Versicherung
eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung des
Versicherungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren, mit folgender
Maßgabe:
- Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom 

Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses an 
gerechnet.

- Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungs-
zeit im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhält-
nisses geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des 
unverbrauchten Teils der Versicherungssumme des Versiche-
rungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis endet.

8.2 Ziffer 8.1 gilt für den Fall entsprechend, dass während der Laufzeit des 
Versicherungsverhältnisses ein versichertes Risiko teilweise wegfällt, mit der
Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten Risikos abzu-
stellen ist.



9. Versicherungsfälle im Ausland

9.1 Eingeschlossen sind im Umfang von Ziffer 1 dieser Bedingungen - 
abweichend von § 7 Ziffer 9 AHB - auch im Ausland eintretende Versiche-
rungsfälle,
- die auf den Betrieb einer im Inland belegenen Anlage oder eine 

Tätigkeit im Inland im Sinne der Ziffer 2.1 - 2.7 zurückzuführen 
sind. Dies gilt für Tätigkeiten im Sinne der Ziffer 2.6 nur, wenn die 
Anlagen oder Teile nicht ersichtlich für das Ausland bestimmt 
waren,

- aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an Aus-
stellungen und Messen, wenn Versicherungsschutz gemäß Ziffer 2.7 
vereinbart wurde.

9.2 Nur aufgrund ausdrücklicher Vereinbarung sind eingeschlossen im 
Umfang von Ziffer 1 dieser Bedingungen - abweichend von § 7 Ziffer 9 AHB -
auch im Ausland eintretende Versicherungsfälle,

9.2.1 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen oder 
Teilen im Sinne von Ziffer 2.6 zurückzuführen sind, wenn die Anlagen oder
Teile ersichtlich für das Ausland bestimmt waren;

9.2.2 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von 
Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 2.6 zurückzuführen sind, wenn diese
Tätigkeiten im Ausland erfolgen;

9.2.3 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung oder 
Wartung zurückzuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen
und Versicherungsschutz gemäß Ziffer 2.7 vereinbart wurde.

zu Ziffer 9.2:

Der Versicherungsschutz besteht nur für solche Personen- und Sachschäden,
die Folgen einer plötzlichen und unfallartigen Störung des bestimmungsge-
mäßen Betriebes sind. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles
gemäß Ziffer 5 werden nicht ersetzt.

zu Ziffer 9.2.2 und 9.2.3:

Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haftpflicht für im
Ausland gelegene Anlagen oder Betriebsstätten, z. B. Produktions- oder
Vertriebsniederlassungen, Läger und dgl..

9.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche

9.3.1 aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen, die vom 
Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der Durchführung
von Arbeiten betraut worden sind. Eingeschlossen bleiben jedoch
Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer und die mitversicher-
ten Personen aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die den
Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VII (SGB) unterliegen (siehe § 7
Ziffer 9 AHB);

9.3.2 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder 
exemplary damages;

9.3.3 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im 
Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1147 des franzö-
sischen Code Civil oder gleichartigen Bestimmungen anderer Länder.

9.4 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden - abweichend von 
§ 6 Ziffer 5 AHB - als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen
zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach 
Eintritt des Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch
Reisekosten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann,
wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

9.5 Bei Versicherungsfällen in USA, US-Territorien und Canada oder in 
den USA, US-Territorien und Canada geltend gemachten Ansprüchen, gilt: 

Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 20 % (minde-
stens 5.000 €) selbst zu tragen. Kosten gelten als Schadensersatzleistungen.

9.6 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahl-
ungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion ange-
hören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt
als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

10. Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend gemacht wer-
den

Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, gilt:

10.1 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche

10.1.1 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder 
exemplary damages;

10.1.2 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im 
Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1147 des franzö-
sischen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.

10.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten - abweichend von § 6 
Ziffer 5 AHB - werden als Leistungen auf die Versicherungssumme angerech-
net.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen
zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des
Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die

dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten
auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

10.3 Bei Versicherungsfällen, die in USA, US-Territorien und Canada gel-
tend gemacht werden, gilt: 

Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 20 % (mindestens 5.000 €)
selbst zu tragen. Kosten gelten als Schadensersatzleistungen.

10.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion
angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

XI. Umweltschadenversicherung (USV)
(Generell gültig bei Betriebs- und

Berufshaftpflichtversicherungen, wenn im
Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet).

Umfang des Versicherungsschutzes
1. Gegenstand der Versicherung

1.1 Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-rechtlichen Inhalts des
Versicherungsnehmers gemäß Umweltschadensgesetz zur Sanierung von
Umweltschäden. Umweltschaden ist eine

- Schädigung von geschützten Arten und natürlichen Lebensräumen,

- Schädigung der Gewässer,

- Schädigung des Bodens.

Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn der Versicherungsnehmer von
einer Behörde oder einem sonstigen Dritten auf Erstattung der Kosten für
Sanierungsmaßnahmen / Pflichten der oben genannten Art in Anspruch
genommen wird. Dabei kommt es nicht darauf an, ob der Versicherungs-
nehmer auf öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Grundlage in
Anspruch genommen wird.

Ausgenommen vom Versicherungsschutz bleiben jedoch solche gegen den
Versicherungsnehmer gerichteten Ansprüche, die auch ohne das Bestehen
des Umweltschadensgesetzes oder anderer auf der EU-Umwelthaftungs-
richtlinie (2004/35/EG) basierender nationaler Umsetzungsgesetze bereits
aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts
gegen den Versicherungsnehmer geltend gemacht werden könnten.
Versicherungsschutz für derartige Ansprüche kann ausschließlich über eine
Betriebs-, Berufs- oder Umwelt-Haftpflichtversicherung vereinbart werden.

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf folgende Risiken und Tätigkeiten:

1.1.1 Anlagen, Betriebseinrichtungen, Tätigkeiten auf eigenen oder fremden
Grundstücken, sofern sie nicht unter die Ziffer 2.1 bis 2.5 fallen,

1.1.2 Herstellung oder Lieferung von Erzeugnissen, die nicht von Ziffer 1.1.3
umfasst sind, nach Inverkehrbringen,

1.1.3 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung
und Wartung von Anlagen gemäß Ziffer 2.1 bis 2.5 oder Teilen, die ersichtlich
für derartige Anlagen bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht
selbst Inhaber der Anlagen ist.

1.1.4 Abweichend von Ziffer 2.1 und 2.4 ist mitversichert die gesetzliche Pflicht 

- aus der Lagerung sonstiger Stoffe auf dem Betriebsgrundstück, sofern 
die Gesamtlagermenge 1.000 Liter nicht übersteigt, das Fassungsvermö-
gen des einzelnen Behältnisses nicht mehr als 210 Liter beträgt und diese
Stoffe überwiegend für den versicherten Betrieb bestimmt sind,

- aus dem Vorhandensein von Betriebsmitteln in über die Betriebs-
haftpflicht mitversicherten Kraftfahrzeugen und selbstfahrenden 
Arbeitsmaschinen,

- aus dem Vorhandensein von Betriebsmitteln in sonstigen über die 
Betriebshaftpflicht mitversicherten nicht selbstfahrenden Maschinen 
und / oder Einrichtungen bis zu 100 Liter je geschlossenes System.

1.2 Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Pflicht

1.2.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher
Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebes
oder eines Teiles desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft,

1.2.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in
Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungsnehmer
verursachen.
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1.3 Mitversichert ist die gesetzliche Pflicht aus dem Gebrauch von folgen-
den nicht versicherungspflichtigen Kraftfahrzeugen:

- Kraftfahrzeuge und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchstgeschwin-
digkeit, die nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehren.

- Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit.

- Selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h 
Höchstgeschwindigkeit. Selbstfahrende Arbeitsmaschinen sind Fahr-
zeuge, die nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest 
verbundenen Einrichtungen zur Leistung von Arbeit, nicht zur Beförde-
rung von Personen oder Gütern bestimmt und geeignet sind und die zu 
einer vom Bundesminister für Verkehr bestimmten Art solcher Fahrzeuge 
gehören.

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden.
Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des
Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten
Fahrer gebraucht wird.

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder
Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug
nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis
hat.

2. Risikobegrenzung

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden aus

2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässer-
schädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu
befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen),

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum UHG (UHG-
Anlagen),

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz die-
nenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterlie-
gen, soweit es sich nicht um WHG- oder UHG-Anlagen handelt (sonstige
deklarierungspflichtige Anlagen),

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Einbringen oder
Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein Gewässer der-
art, dass die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des
Wassers verändert wird, durch den Versicherungsnehmer (Abwasseranlagen-
und Einwirkungsrisiko),

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum UHG (UHG-
Anlagen).

3. Betriebsstörung

3.1 Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Umweltschäden, die
unmittelbare Folge einer plötzlichen und unfallartigen, während der
Wirksamkeit des Versicherungsvertrages eingetretenen Störung des bestim-
mungsgemäßen Betriebes des Versicherungsnehmers oder des Dritten sind
(Betriebsstörung).

3.2 Auch ohne Vorliegen einer Betriebsstörung besteht im Rahmen der
Ziffer 1.1.2 Versicherungsschutz für Umweltschäden durch hergestellte oder
gelieferte Erzeugnisse. Das Gleiche gilt im Rahmen der Ziffer 1.1.1 für
Umweltschäden durch Lagerung, Verwendung oder anderen Umgang von
oder mit Erzeugnissen Dritter im Sinne von Ziffer 1.1.2. Versicherungsschutz
besteht in den Fällen der Sätze 1 und 2 ausschließlich dann, wenn der
Umweltschaden auf einen Konstruktions-, Produktions- oder
Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse zurückzuführen ist. Jedoch besteht
kein Versicherungsschutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt des
Inverkehrbringens der Erzeugnisse nach dem Stand von Wissenschaft und
Technik nicht hätte erkannt werden können (Entwicklungsrisiko).

4. Leistungen der Versicherung

4.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der gesetzlichen
Verpflichtung, die Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme und die
Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Sanierungs- und
Kostentragungsverpflichtungen gegenüber der Behörde oder einem sonsti-
gen Dritten.

Berechtigt sind Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtungen dann, wenn
der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils,
Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Sanierung und Kostentragung ver-
pflichtet ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse oder
Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des
Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den
Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich
bestanden hätte. Ist die Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung des
Versicherungsnehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer festge-
stellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen
vom Anspruch des Dritten freizustellen.

4.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des
Schadens oder der Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme durch die
Behörde oder einen sonstigen Dritten zweckmäßig erscheinenden
Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben. Kommt es in
einem Versicherungsfall zu einem Verwaltungsverfahren oder Rechtsstreit

über Sanierungs- oder Kostentragungsverpflichtungen gegen den
Versicherungsnehmer, ist der Versicherer zur Verfahrens- und
Prozessführung bevollmächtigt. Er führt das Verwaltungsverfahren oder den
Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers.

4.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Umweltschadens /
Umweltdeliktes, der / das eine unter den Versicherungsschutz fallende
Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung zur Folge haben kann, die
Bestellung eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem
Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die gebüh-
renordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders vereinbarten höheren
Kosten des Verteidigers.

5. Versicherte Kosten

Versichert sind im Rahmen des in Ziffer 4.1 geregelten Leistungsumfangs
nachfolgende Kosten einschließlich notwendiger Gutachter-,
Sachverständigen-, Anwalts-, Zeugen-, Verwaltungsverfahrens- und
Gerichtskosten

5.1 für die Sanierung von Schäden an 

a) geschützten Arten, natürlichen Lebensräumen oder 

b) Gewässern

5.1.1 die Kosten für die "primäre Sanierung", d. h. für Sanierungs-
maßnahmen, die die geschädigten natürlichen Ressourcen und/oder beein-
trächtigten Funktionen ganz oder annähernd in den Ausgangszustand
zurückversetzen,

5.1.2 die Kosten für die "ergänzende Sanierung", d. h. für Sanierungs-
maßnahmen in Bezug auf die natürlichen Ressourcen und / oder Funktionen,
mit denen der Umstand ausgeglichen werden soll, dass die primäre
Sanierung nicht zu einer vollständigen Wiederherstellung der geschädigten
natürlichen Ressourcen und/oder Funktionen führt,

5.1.3 die Kosten für die "Ausgleichssanierung", d. h. für die Tätigkeiten zum
Ausgleich zwischenzeitlicher Verluste natürlicher Ressourcen und / oder
Funktionen, die vom Zeitpunkt des Eintretens des Schadens bis zu dem
Zeitpunkt entstehen, in dem die primäre Sanierung ihre Wirkung vollständig
entfaltet hat. "Zwischenzeitliche Verluste" sind Verluste, die darauf zurückzu-
führen sind, dass die geschädigten natürlichen Ressourcen und / oder
Funktionen ihre ökologischen Aufgaben oder ihre Funktionen für andere
natürliche Ressourcen nicht erfüllen können, solange die Maßnahmen der
primären bzw. der ergänzenden Sanierung ihre Wirkung nicht entfaltet haben.

Die Kosten für die Ausgleichssanierung werden im Rahmen der vereinbarten
Versicherungssumme und der Jahreshöchstersatzleistungen bis zu einem
Gesamtbetrag von 10 % der vereinbarten Versicherungssumme ersetzt;

5.2 für die Sanierung von Schädigungen des Bodens: 
Die Kosten für die erforderlichen Maßnahmen, die zumindest sicherstellen,
dass die betreffenden Schadstoffe beseitigt, kontrolliert, eingedämmt oder
vermindert werden, so dass der geschädigte Boden unter Berücksichtigung
seiner zum Zeitpunkt der Schädigung gegebenen gegenwärtigen oder zuge-
lassenen zukünftigen Nutzung kein erhebliches Risiko einer Beeinträchti-
gung der menschlichen Gesundheit mehr darstellt.

5.3 Die unter Ziffer 5.1b) und Ziffer 5.2 genannten Kosten für
Umweltschäden, die auf Grundstücken des Versicherungsnehmers gemäß
Ziffer 10.1 oder am Grundwasser gemäß Ziffer 10.2 eintreten, sind nur nach
besonderer Vereinbarung versicherbar (Abschluss einer Bodenkasko-
versicherung).

6. Erhöhungen und Erweiterungen

6.1 Für Risiken der Ziffer 1.1.4 besteht kein Versicherungsschutz für
Erhöhungen und Erweiterungen. Der Versicherungsschutz umfasst aber
mengenmäßige Veränderungen von Stoffen innerhalb der unter Ziffer 1.1.4
versicherten Risiken.

6.2 Für Risiken gemäß Ziffer 1.1.1 bis 1.1.3 umfasst der Versicherungsschutz
Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versicherungsschein und seinen
Nachträgen angegebenen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem Halten
oder Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder
Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder
Deckungsvorsorgepflicht unterliegen.

6.3 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des ver-
sicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass neuer
Rechtsvorschriften, soweit es sich hierbei um Rechtsvorschriften auf der
Grundlage der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) handelt und
diese nicht Vorschriften zur Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht
zum Gegenstand haben. Der Versicherer kann den Vertrag jedoch unter den
Voraussetzungen von § 21 AHB kündigen.

7. Neue Risiken 

Es gelten die Regelungen des § 4 der AHB entsprechend.

8. Versicherungsfall

Versicherungsfall ist die nachprüfbare erste Feststellung des
Umweltschadens durch den Versicherungsnehmer, die zuständige Behörde
oder einen sonstigen Dritten. Der Versicherungsfall muss während der
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Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht dar-
auf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang des Schadens
oder eine Pflicht zur Vornahme von Sanierungsmaßnahmen erkennbar war.

9. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles

9.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall eingetre-
ten ist,

9.1.1 für die Versicherung nach Ziffer 1.1.1 nach einer Betriebsstörung beim
Versicherungsnehmer oder Dritten - in den Fällen der Ziffer 3.2 auch nach
behördlicher Anordnung ohne Vorliegen einer Betriebsstörung,

9.1.2 für die Versicherung nach Ziffer 1.1.2 nach einer Betriebsstörung bei
Dritten - in den Fällen der Ziffer 3.2 auch nach behördlicher Anordnung ohne
Vorliegen einer Betriebsstörung,

9.1.3 für die Versicherung nach Ziffer 1.1.3 nach einer Betriebsstörung bei
Dritten.

Aufwendungen des Versicherungsnehmers - oder soweit versichert des
Dritten gemäß Ziffer 9.1.1 bis 9.1.3 - für Maßnahmen zur Abwendung oder
Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Umweltschadens. Die
Feststellung der Betriebsstörung oder die behördliche Anordnung müssen in
die Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei maßgeblich der frühere
Zeitpunkt ist.

9.2 Aufwendungen aufgrund von Betriebsstörungen oder behördlichen
Anordnungen im Sinne der Ziffer 9.1 werden unter den dort genannten
Voraussetzungen unbeschadet der Tatsache übernommen, dass die
Maßnahmen durch den Versicherungsnehmer oder im Wege der
Ersatzvornahme durch die Behörde ausgeführt werden.

9.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,

9.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des
Betriebes oder eine behördliche Anordnung unverzüglich anzuzeigen und
alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu
begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den Schadeneintritt zu
verhindern oder den Schadenumfang zu mindern und auf Verlangen des
Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen behördliche Anordnungen einzu-
legen oder

9.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen. 

9.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 9.3 genannten
Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen des für Aufwendungen
gemäß Ziffer 9 vereinbarten Gesamtbetrages nur die notwendigen und objek-
tiv geeigneten Aufwendungen ersetzt.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 9.3 genannten
Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, etwaige
über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehen-
de Aufwendungen in einem der Schwere des Verschuldens des
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast
für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der
Versicherungsnehmer.

Abweichend von Absatz 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz etwaiger
über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehen-
der Aufwendungen verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit nicht
für den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.

9.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten Versicherungs-
summe und der Jahreshöchstersatzleistung bis zu einem Gesamtbetrag von
100.000 € je Störung des Betriebes oder behördlicher Anordnung, und für
alle Fälle eines Versicherungsjahres ersetzt.

Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen 10 %, höchstens 
2.500 € selbst zu tragen.

Kommt es trotz Durchführung der Maßnahme zu einem Schaden, so werden
die vom Versicherer ersetzten Aufwendungen auf die für den
Versicherungsfall maßgebende Versicherungssumme angerechnet, es sei
denn, dass der Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen der
Jahreshöchstersatzleistung eines früheren Versicherungsjahres die
Ersatzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich gemindert hat.

9.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Fall Aufwendungen - auch soweit sie
sich mit Aufwendungen im Sinne von Ziffer 9.1 decken - zur Erhaltung,
Reparatur, Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von Betriebseinrichtun-
gen, Grundstücken oder Sachen (auch gemietete, gepachtete, geleaste und
dgl.) des Versicherungsnehmers; auch für solche, die früher im Eigentum
oder Besitz des Versicherungsnehmers standen, auch für solche, die der
Versicherungsnehmer hergestellt oder geliefert hat.

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwehr oder Minderung
eines sonst unvermeidbar eintretenden versicherten Umweltschadens, falls
nicht betroffene Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder Sachen des
Versicherungsnehmers beeinträchtigt werden müssen. Eintretende
Wertverbesserungen sind abzuziehen.

10. Nicht versicherte Tatbestände

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, unabhängig
davon, ob diese bereits erhebliche nachteilige Auswirkungen auf den
Erhaltungszustand von Arten und natürlichen Lebensräumen oder Gewässer
haben oder eine Gefahr für die menschliche Gesundheit darstellen,

10.1 die auf Grundstücken (an Böden oder an Gewässern) des
Versicherungsnehmers eintreten, die im Eigentum des Versicherungs-
nehmers stehen, standen oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet, geliehen
sind oder durch verbotene Eigenmacht erlangt wurden, 

10.2 am Grundwasser,

10.3 infolge der Veränderung der Lagerstätte des Grundwassers oder seines
Fließverhaltens,

10.4 die vor Beginn des Versicherungsvertrages eingetreten sind,

10.5 die sich daraus ergeben, dass der Versicherungsnehmer nach Beginn
des Versicherungsverhältnisses Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt,
die zu diesem Zeitpunkt bereits kontaminiert waren,

10.6 die im Ausland eintreten,

10.7 die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass beim Umgang mit
Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen,
verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in den Boden, in ein Gewässer oder
in die Luft gelangen. Dies gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf einer
Betriebsstörung beruhen,

10.8 die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige oder in Kauf
genommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen,

10.9 durch die Herstellung, Lieferung, Verwendung oder Freisetzung von
Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem Stalldung, Pflanzenschutz-, Dünge- oder
Schädlingsbekämpfungsmitteln, es sei denn, dass diese Stoffe durch plötzli-
che und unfallartige Ereignisse bestimmungswidrig und unbeabsichtigt in
die Umwelt gelangen, diese Stoffe durch Niederschläge plötzlich abge-
schwemmt werden oder in andere Grundstücke abdriften, die nicht im Besitz
des Versicherungsnehmers stehen,

10.10 die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzu-
führen sind,

10.11 die zurückzuführen sind auf

10.11.1 gentechnische Arbeiten,

10.11.2 gentechnisch veränderte Organismen (GVO),

10.11.3 Erzeugnisse, die

-   Bestandteile aus GVO enthalten,

-   aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden,

10.12 infolge Zwischen-, Endablagerung oder anderweitiger Entsorgung von
Abfällen ohne die dafür erforderliche behördliche Genehmigung, unter feh-
lerhafter oder unzureichender Deklaration oder an einem Ort, der nicht im
erforderlichen Umfang dafür behördlich genehmigt ist,

10.13 aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen oder Einrichtungen zur
Endablagerung von Abfällen,

10.14 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen
bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges
oder Kraftfahrzeuganhängers verursachen.

Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungs-
nehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte
Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursachen oder für
die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch genom-
men werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungs-
nehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für
alle anderen Versicherten.

Eine Tätigkeit der in Absatz 1 und 2 genannten Personen an einem Kraftfahr-
zeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne
dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer des
Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

Falls im Rahmen und Umfang dieses Vertrages eine abweichende Regelung
getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht,

10.15 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen
bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Luft- oder
Raumfahrzeuges verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines
Luft- oder Raumfahrzeuges in Anspruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungs-
nehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für
alle anderen Versicherten.

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden durch Luft-
oder Raumfahrzeuge aus

- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luft- oder 
Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahrzeuge, soweit die 
Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den 
Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren,

- Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Reparatur, 
Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren Teilen,



10.16 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) richten, die den Schaden
dadurch verursachen, dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an
den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder
Verfügungen, die dem Umweltschutz dienen, abweichen,

10.17 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) richten, die den Schaden
dadurch verursachen, dass sie es bewusst unterlassen, die vom Hersteller
gegebenen oder nach dem Stand der Technik einzuhaltenden Richtlinien oder
Gebrauchsanweisungen für Anwendung, regelmäßige Kontrollen,
Inspektionen oder Wartungen zu befolgen oder notwendige Reparaturen
bewusst nicht ausführen,

10.18 durch Bergbaubetrieb im Sinne des Bundesberggesetzes,

10.19 die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen
Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder
unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das
Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare
Naturkräfte ausgewirkt haben,

10.20 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen rich-
ten, die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt haben,

10.21 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen rich-
ten, die den Schaden dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von
deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit
-   Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
-   Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht 
haben,

10.22 soweit diese Pflichten oder Ansprüche auf Grund vertraglicher
Vereinbarung oder Zusage über die gesetzliche Verpflichtung des
Versicherungsnehmers hinausgehen,

10.23 die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehörenden, von
ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden sind. Es besteht
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er weder
vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat,

10.24 durch den Betrieb von Kernenergieanlagen.

11. Versicherungssummen; Maximierung; Serienschadenklausel;
Selbstbehalt

11.1 Die Versicherungssumme beträgt je Versicherungsfall - siehe Versiche-
rungsschein oder Nachtrag.

Diese Versicherungssumme bildet auch die Höchstersatzleistung des
Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.

11.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die angegebene
Versicherungssumme die Höchstgrenze bei jedem Versicherungsfall. Dies
gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädi-
gungs- oder ersatzpflichtige Personen erstreckt. Sämtliche Kosten gemäß
Ziffer 5 werden auf die Versicherungssumme angerechnet.

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende
Versicherungsfälle durch

- dieselbe Einwirkung auf die Umwelt,

- mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhende Einwirkungen auf 
die Umwelt,

- mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhende Einwirkungen 
auf die Umwelt, wenn zwischen den gleichen Ursachen ein innerer, insbe-
sondere sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht, 

- die Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Mängeln

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versicherungsfall,
der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als eingetreten gilt.

11.3 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall von den
gemäß Ziffer 5 versicherten Kosten 10 %, höchstens 2.500 € selbst zu tragen.
Der Versicherer ist auch in diesen Fällen zur Prüfung der gesetzlichen
Verpflichtung und zur Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme verpflichtet.

11.4 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Anspruchs
durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am Verhalten des
Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer für den von der
Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Kosten gemäß Ziffer 5 und
Zinsen nicht aufzukommen.

12. Nachhaftung

12.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen oder dau-
ernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch Kündigung des
Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so besteht der
Versicherungsschutz für solche Umweltschäden weiter, die während der
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt der
Beendigung des Versicherungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren,
mit folgender Maßgabe:

- Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom Zeitpunkt 
der Beendigung des Versicherungsverhältnisses an gerechnet.

- Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungszeit im 
Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses geltenden 
Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der 
Versicherungssumme des Versicherungsjahres, in dem das 
Versicherungsverhältnis endet.

12.2 Die Regelung der Ziffer 12.1 gilt für den Fall entsprechend, dass wäh-
rend der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein versichertes Risiko teil-
weise wegfällt, mit der Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des
versicherten Risikos abzustellen ist.

13. Versicherungsfälle im Ausland

13.1 Versichert sind abweichend von Ziffer 10.6 im Umfang dieses
Versicherungsvertrages im Geltungsbereich der EU-Umwelthaftungs-
richtlinie (2004/35/EG) eintretende Versicherungsfälle,

- die auf den Betrieb einer im Inland belegenden Anlage oder eine Tätigkeit 
im Inland im Sinne der Ziffer 1.1.1 bis 1.1.4 zurückzuführen sind. Dies gilt 
für Tätigkeiten im Sinne der Ziffer 1.1.2 und 1.1.3 nur, wenn die Anlagen 
oder Teile oder Erzeugnisse nicht ersichtlich für das Ausland bestimmt 
waren,

- aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an Ausstellungen 
und Messen gemäß Ziffer 1.1.1.

Versicherungsschutz besteht insoweit abweichend von Ziffer 1.1 auch für
Pflichten oder Ansprüche gemäß nationalen Umsetzungsgesetzen anderer
EU-Mitgliedstaaten, sofern diese Pflichten oder Ansprüche den Umfang der
o. g. EU-Richtlinie nicht überschreiten.

13.2 Nur aufgrund ausdrücklicher Vereinbarung sind versichert im Umfang
dieses Versicherungsvertrages im Geltungsbereich der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintretende Versicherungsfälle,

13.2.1 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen oder
Teilen im Sinne von Ziffer 1.1.3 oder Erzeugnisse im Sinne von Ziffer 1.1.2
zurückzuführen sind, wenn die Anlagen oder Teile oder Erzeugnisse ersicht-
lich für das Ausland bestimmt waren,

13.2.2 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von
Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 1.1.3 zurückzuführen sind, wenn diese
Tätigkeiten im Ausland erfolgen,

13.2.3 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung, Wartung
oder sonstige Tätigkeiten gemäß Ziffer 1.1.1 zurückzuführen sind, wenn diese
Tätigkeiten im Ausland erfolgen.

13.3 Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung für im Ausland
belegener Anlagen oder Betriebsstätten, z. B. Produktions- oder Vertriebs-
niederlassungen, Läger und dgl..

13.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion
angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

Beginn des Versicherungsschutzes; Beitragszahlung

14. Beginn des Versicherungsschutzes

Es gelten die Regelungen des § 8 der AHB entsprechend.

15. Fälligkeit und Folgen verspäteter Zahlung des Erst- oder Einmal-
beitrags

Es gelten die Regelungen des § 9 der AHB entsprechend.

16. Fälligkeit und Folgen verspäteter Zahlung des Folgebeitrags

Es gelten die Regelungen des § 10 der AHB entsprechend.

17. Lastschriftverfahren

Es gelten die Regelungen des § 11 der AHB entsprechend.

18. Ratenzahlung

Es gelten die Regelungen des § 12 der AHB entsprechend.

19. Beitragsregulierung

Es gelten die Regelungen des § 13 der AHB entsprechend.

20. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Es gelten die Regelungen des § 14 der AHB entsprechend.
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Dauer und Ende des Vertrages; Kündigung

21. Dauer und Ende des Vertrages

Es gelten die Regelungen des § 15 der AHB entsprechend.

22. Wegfall des versicherten Interesses

Es gelten die Regelungen des § 16 der AHB entsprechend.

23. Kündigung nach Versicherungsfall

Es gelten die Regelungen des § 19 der AHB entsprechend.

24. Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen

Es gelten die Regelungen des § 20 der AHB entsprechend.

25. Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder Erlass von
Rechtsvorschriften

Es gelten die Regelungen des § 21 der AHB entsprechend.

26. Mehrfachversicherung

Es gelten die Regelungen des § 22 der AHB entsprechend.

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

27. Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers

Es gelten die Regelungen des § 23 der AHB entsprechend.

28. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

Es gelten die Regelungen des § 24 der AHB entsprechend.

29. Obliegenheiten bei unmittelbarer Gefahr eines Umweltschadens und
nach Eintritt eines solchen

29.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich nach
Kenntnis durch den Versicherungsnehmer anzuzeigen, auch wenn noch keine
Sanierungs- oder Kostentragungsansprüche erhoben wurden.

29.2 Dem Versicherungsnehmer obliegt es ferner, den Versicherer jeweils
unverzüglich und umfassend zu informieren über

- seine ihm gemäß § 4 Umweltschadensgesetz obliegende Information an 
die zuständige Behörde,

- behördliches Tätigwerden wegen der Vermeidung oder Sanierung eines 
Umweltschadens gegenüber dem Versicherungsnehmer,

- die Erhebung von Ansprüchen auf Ersatz der einem Dritten entstandenen 
Aufwendungen zur Vermeidung, Begrenzung oder Sanierung eines 
Umweltschadens,

- den Erlass eines Mahnbescheids,

- eine gerichtliche Streitverkündung,

- die Einleitung eines staatsanwaltlichen, behördlichen oder gerichtlichen 
Verfahrens.

29.3 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Abwendung
und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des Versicherers sind zu
befolgen, soweit es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem
Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten
und ihn bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle
Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des
Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten
Schriftstücke übersandt werden.

29.4 Maßnahmen und Pflichten im Zusammenhang mit Umweltschäden
sind unverzüglich mit dem Versicherer abzustimmen.

29.5 Gegen einen Mahnbescheid oder einen Verwaltungsakt im
Zusammenhang mit Umweltschäden muss der Versicherungsnehmer fristge-
mäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen.
Einer Weisung des Versicherers bedarf es nicht.

29.6 Im Widerspruchsverfahren oder einem gerichtlichen Verfahren wegen
eines Umweltschadens hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer die
Führung des Verfahrens zu überlassen. Im Falle des gerichtlichen Verfahrens
beauftragt der Versicherer einen Rechtsanwalt im Namen des
Versicherungsnehmers. Der Versicherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt
Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten
Unterlagen zur Verfügung stellen.

30. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

Es gelten die Regelungen des § 26 der AHB entsprechend.

Weitere Bestimmungen

31. Mitversicherte Personen

Es gelten die Regelungen des § 27 der AHB entsprechend.

32. Abtretungsverbot

Es gelten die Regelungen des § 28 der AHB entsprechend.

33. Anzeigen; Willenserklärungen; Anschriftenänderung

Es gelten die Regelungen des § 29 der AHB entsprechend.

34. Verjährung

Es gelten die Regelungen des § 30 der AHB entsprechend.

35. Gerichtsstand

Es gelten die Regelungen des § 31 der AHB entsprechend.

36. Anzuwendendes Recht

Es gelten die Regelungen des § 32 der AHB entsprechend.
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D. Satzung 
Name, Sitz, Zweck, Geschäftsbereich und Geschäftsjahr

§ 1
1. Der im Jahre 1906 gegründete Verein ist ein Versicherungsverein auf 

Gegenseitigkeit und führt den Namen:
Itzehoer Versicherung/Brandgilde von 1691
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit.

2. Der Verein hat seinen Sitz in Itzehoe.

3. Der Verein betreibt alle Versicherungszweige in der Erstversicherung, 
jedoch die Lebens-, Kranken-, Kredit- und Kautionsversicherung nur in 
der Rückversicherung. In der Kraftfahrtversicherung werden nicht versichert
die Wagnisse des gewerblichen Güterfernverkehrs, der Kraftfahrzeug-
hersteller, des Kraftfahrzeug-Handels und -Handwerks, Kraftomnibusse, 
Lehrlastkraftwagen und Selbstfahrervermietlastkraftwagen.
In den von ihm nicht betriebenen Versicherungszweigen kann der Verein 
den Abschluss von Versicherungsverträgen vermitteln.

4. Das Vereinsgebiet ist das Inland und Ausland.

5. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

Bekanntmachungen

§ 2
Die Bekanntmachungen des Vereins werden im Bundesanzeiger veröffentlicht.

Mitgliedschaft

§ 3
1. Die Mitgliedschaft entsteht mit dem Beginn oder mit dem aufgrund 

gesetzlicher Bestimmungen erfolgten Übergang eines Versicherungs-
verhältnisses. Einen Versicherungsvertrag mit dem Verein können alle 
natürlichen und juristischen Personen abschließen.

2. Die Mitgliedschaft erlischt mit der Beendigung des Versicherungs-
vertrages. Ausscheidende Mitglieder verlieren alle auf der Mitgliedschaft 
beruhenden Rechte, sie haften jedoch für die Verbindlichkeiten des 
Vereins aus dem laufenden Geschäftsjahr.

3. Der Verein kann auch Versicherungen zu festem Beitrag abschließen, 
ohne dass die Versicherungsnehmer Mitglieder des Vereins werden. Der 
Umfang derartiger Versicherungsabschlüsse darf jedoch 10 % der jährli-
chen Gesamtbeitragseinnahme nicht übersteigen.

Organe des Vereins sind

§ 4
A. der Vorstand,
B. der Aufsichtsrat,
C. die Hauptversammlung.

A. Der Vorstand

§ 5
1. Der Vorstand besteht aus mindestens 2 Personen, die vom Aufsichtsrat 

bestellt werden.

2. Der Vorstand leitet den Verein nach Maßgabe der gesetzlichen 
Bestimmungen, der Satzung und der vom Aufsichtsrat zu genehmigenden 
Geschäftsordnung. 

3. Der Verein wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder ein 
Vorstandsmitglied mit einem Prokuristen gerichtlich und außergericht-
lich vertreten.

4. Ein zum Vorsitzenden des Vorstandes bestelltes Vorstandsmitglied hat 
nicht die alleinige Entscheidungsbefugnis. Bei Stimmengleichheit im 
Vorstand gibt seine Stimme den Ausschlag.

§ 6
1. Der Vorstand kann im Einvernehmen mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden 

einen Beirat gründen.

2. Aufgabe des Beirates ist es, Vorstand und Aufsichtsratsvorsitzenden auf 
Wunsch in wichtigen geschäftspolitischen Fragen zu beraten und zu unter-
stützen und den Versicherungsgedanken in der Öffentlichkeit zu fördern.

3. Die Mitglieder des Beirates werden vom Vorstand im Einvernehmen mit 
dem Aufsichtsratsvorsitzenden berufen und abberufen; erneute Berufung 
ist zulässig. Ihre Amtszeit beträgt vier Jahre.

4. Der Vorstand kann im Einvernehmen mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden 
eine Geschäftsordnung für den Beirat erlassen und setzt die Vergütung 
der Beiratsmitglieder fest.

B. Der Aufsichtsrat

§ 7

1. Der Aufsichtsrat besteht aus sechs von der Hauptversammlung gewählten
Personen. Die Hauptversammlung kann gleichzeitig mit den ordentlichen 
Aufsichtsratsmitgliedern für ein bestimmtes Aufsichtsratsmitglied oder 
für mehrere bestimmte Aufsichtsratsmitglieder ein Ersatzmitglied wählen,
das für die Dauer der restlichen Amtszeit des ausscheidenden ordentli-
chen Mitglieds an dessen Stelle tritt.

2. Die Aufsichtsratsmitglieder werden bis zur Beendigung derjenigen 
Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das vierte 
Geschäftsjahr nach der Wahl beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, 
in dem gewählt wird, nicht mitgerechnet. Wird in Ermangelung eines 
Ersatzmitgliedes ein Aufsichtsratsmitglied an Stelle eines vorzeitig aus-
scheidenden Mitgliedes gewählt, so gilt sein Amt für den Rest der 
Amtsdauer des ausscheidenden Mitgliedes. Jedes Mitglied bzw. 
Ersatzmitglied des Aufsichtsrates kann, sofern nicht ein wichtiger Grund 
zur fristlosen Niederlegung des Amtes berechtigt, sein Amt unter 
Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten durch schriftliche 
Erklärung gegenüber dem Vorstand niederlegen.

3. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und den ersten 
und zweiten Stellvertreter. Scheidet im Laufe der Wahlperiode der 
Vorsitzende oder einer der gewählten Stellvertreter aus seinem Amt aus, 
so hat der Aufsichtsrat innerhalb von sechs Monaten eine Neuwahl für 
den Ausgeschiedenen vorzunehmen.

4. Das Amt eines Aufsichtsratsmitgliedes ist ein Ehrenamt. Die Hauptver-
sammlung kann eine angemessene Aufwandsentschädigung festsetzen.

5. Alle Erklärungen des Aufsichtsrates werden namens des Aufsichtsrates 
von seinem Vorsitzenden oder einem seiner Stellvertreter abgegeben.

§ 8

1. Beschlüsse des Aufsichtsrates werden in Sitzungen gefasst. 
Beschlussfassung durch schriftliche oder telegraphische Stimmabgabe 
ist zulässig, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrates aus besonderen 
Gründen eine solche Beschlussfassung anordnet und kein Mitglied des 
Aufsichtsrates diesem Verfahren widerspricht.

2. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der 
Mitglieder anwesend ist. Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit 
Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden, bei Wahlen das Los den Ausschlag. Die 
Art der Abstimmung bestimmt der Vorsitzende. Bei schriftlicher oder tele-
graphischer Stimmabgabe gelten diese Bestimmungen entsprechend.

3. Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrates ist eine 
Niederschrift zu fertigen, die von dem Vorsitzenden oder einem Stellver-
treter und einem weiteren Aufsichtsratsmitglied zu unterzeichnen ist.

§ 9

Die Einberufung der Sitzungen des Aufsichtsrates erfolgt durch den
Vorsitzenden, im Verhinderungsfalle durch einen seiner Stellvertreter.
Die Einberufung erfolgt schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung. In
dringenden Fällen kann sie auch mündlich, fernmündlich oder telegraphisch
erfolgen.

§ 10

Der Aufsichtsrat hat die Befugnis, durch Geschäftsordnung oder durch
Beschluss festzulegen, dass bestimmte Geschäfte nur mit seiner
Zustimmung vom Vorstand vorgenommen werden dürfen. Insbesondere ist
die Zustimmung des Aufsichtsrates erforderlich

1. zur Veräußerung und dinglichen Belastung sowie zum Erwerb von 
Grundeigentum;

2. zur Erteilung von Prokura;

3. zur Festsetzung der Beiträge und Nachschüsse.

C. Die Hauptversammlung

§ 11

1. Die Hauptversammlung ist die oberste Vertretung des Vereins. Sie 
besteht aus mindestens 40 und höchstens 48  Mitgliedervertretern, die 
sich auf die einzelnen Regionen des Geschäftsgebietes den Mitglieder-
verhältnissen entsprechend verteilen sollen. Jeder Mitgliedervertreter hat 
eine Stimme.

2. Mitgliedervertreter kann nur ein volljähriges, im Besitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte befindliches Mitglied des Vereins werden.
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3. Die Mitgliedervertreter werden von der Hauptversammlung auf höchstens 
4 Jahre gewählt. Wiederwahl ist zulässig.
Alljährlich scheidet ein Viertel der Mitgliedervertreter mit dem Schluss 
der ordentlichen Hauptversammlung aus dem Amt aus.
Für innerhalb der Amtszeit ausscheidende Mitgliedervertreter erfolgt in 
der nächsten Hauptversammlung eine Zuwahl für den Rest der Amtszeit.
Für jede Wahl unterbreitet ein aus Mitgliedern des Vorstandes, des 
Aufsichtsrates und der Mitgliedervertreterversammlung bestehender 
Wahlausschuss einen Vorschlag.

4. Das Amt eines Mitgliedervertreters ist ein Ehrenamt und erlischt vor 
Ablauf der ordentlichen Amtszeit
– durch Wegfall der Mitgliedschaft,
– durch Eröffnung des Konkursverfahrens über sein Vermögen,
– durch Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte,
– durch Abwahl seitens der Hauptversammlung.

§ 12

1. Die Hauptversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte 
der Mitgliedervertreter anwesend ist.

2. Beschlüsse werden durch einfache Stimmenmehrheit gefasst, soweit 
sich aus dem Gesetz oder dieser Satzung nichts anderes ergibt. Bei 
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.
Zur Änderung der Satzung sowie zur Verschmelzung oder Auflösung des 
Vereins ist eine Mehrheit von drei Viertel der in der Hauptversammlung 
abgegebenen Stimmen erforderlich.
Wahlen erfolgen mit Stimmzetteln, wenn nicht sämtliche anwesenden 
Mitgliedervertreter einem anderen Abstimmungsverfahren zustimmen.
Erhält bei einer Wahl niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen gül-
tigen Stimmen, so kommen die beiden Personen, die die meisten 
Stimmen erhalten haben, in die engere Wahl. Bei der engeren Wahl ent-
scheidet einfache Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit entscheidet 
das Los.

§ 13

1. Den Zeitpunkt und den Ort der Hauptversammlung bestimmt nach 
Anhören des Aufsichtsrates der Vorstand.

2. Die Einberufung einer außerordentlichen Hauptversammlung hat durch 
den Aufsichtsrat zu erfolgen, wenn das Interesse des Vereins es erfordert.

3. Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand unter Mitteilung der 
Tagesordnung spätestens einen Monat vor der Versammlung durch 
Bekanntmachung in dem in § 2 genannten Blatt und durch schriftliche 
Benachrichtigung der Mitgliedervertreter einberufen.

§ 14

Die Hauptversammlungen werden durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrates
und bei seiner Verhinderung oder persönlichen Beteiligung durch einen der
stellvertretenden Vorsitzenden geleitet. Sind der Vorsitzende und die stellver-
tretenden Vorsitzenden verhindert oder persönlich beteiligt, so übernimmt
von den anderen Aufsichtsratsmitgliedern das dem Lebensalter nach älteste
die Leitung.

§ 15

Die Hauptversammlung beschließt in den in Gesetz und Satzung bestimmten
Fällen insbesondere über
a) die Wahl der Mitgliedervertreter,
b) die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder,
c) die Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates,
d) die Änderungen der Satzung,
e) die Auflösung des Vereins.
Anträge der Mitgliedervertreter für die Hauptversammlung müssen späte-
stens zwei Wochen vor der Versammlung schriftlich beim Vorstand einge-
reicht sein.

§ 16

Rechte, die das Gesetz einer Minderheit von Mitgliedern der obersten
Vertretung einräumt, stehen einem Fünftel der Mitgliedervertreter zu.

§ 17

Jedes Mitglied hat das Recht, Anträge an die ordentliche Hauptversammlung
zu stellen. Diese müssen schriftlich bis zum 31. 01. beim Vorstand eingehen.
Alle Mitglieder des Vereins haben das Recht, der Hauptversammlung als
Zuhörer beizuwohnen.

Rechnungs- und Buchführungswesen

§ 18

Die Hauptversammlung beschließt alljährlich in den ersten acht Monaten des
Geschäftsjahres über die Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates,
über die Verwendung des Bilanzgewinns und in den im Gesetz vorgesehenen
Fällen über die Feststellung des Jahresabschlusses.

Rücklagen

§ 19

1. Zur Deckung eines außerordentlichen Verlustes aus dem 
Geschäftsbetrieb ist eine Verlustrücklage zu bilden. Ihre Mindesthöhe soll 
20% der Beitragseinnahme für eigene Rechnung betragen.

2. Der Verlustrücklage sind jährlich mindestens 25% des Jahresüberschus-
ses zuzuführen.

3. Ist die Mindesthöhe nach Ziffer 1 erreicht bzw. wieder erreicht, so sind der 
Verlustrücklage jährlich mindestens 20% des Jahresüberschusses zuzu-
führen.

4. Neben der gesetzlichen Verlustrücklage kann eine freie Rücklage gebildet 
werden. Über Zuführungen beschließt die Hauptversammlung.

Deckung der Ausgaben und Verwendung der Überschüsse

§ 20

1. Die Mittel zur Deckung der Ausgaben bestehen in
a) den Beiträgen,
b)dem Ertrag von Kapitalanlagen,
c) der Verlustrücklage, die in einem Jahr nur bis zur Hälfte ihres 

Bestandes verbraucht werden darf; ihr Bestand darf die Höhe des 
gesetzlich vorgeschriebenen Garantiefonds nicht unterschreiten,

d)den freien Rücklagen.

2. Reichen in einem Jahr die Mittel von a) – d) nicht aus, so wird der 
Fehlbetrag durch Nachschüsse gedeckt, zu deren Entrichtung sämtliche 
Mitglieder im Verhältnis der im letzten Geschäftsjahr gezahlten Beiträge 
bis zum fünffachen ihres Jahresbeitrages verpflichtet sind.

§ 21

Die Hauptversammlung entscheidet über Beitragserhöhungen insoweit, als
die Erhöhungen mit Wirkung für bestehende Versicherungsverhältnisse
erfolgen sollen.
Dies gilt nicht für Beitragserhöhungen, zu denen der Verein bereits aufgrund
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen berechtigt ist.

§ 22

1. Der nach Vornahme von Abschreibungen und Wertberichtigungen sowie 
nach Bildung von Rücklagen und Rückstellungen verbleibende Über-
schuss ist in voller Höhe der Rückstellung für Beitragsrückerstattung 
zuzuweisen. Die Rückstellung für Beitragsrückerstattung ist ausschließ-
lich zur Gewährung von Beitragsrückerstattungen bestimmt.

2. Die Beitragsrückerstattungen können für alle oder einzelne versicherte 
Wagnisse erfolgen. Alle Mitglieder, deren Versicherungsverhältnis im 
letzten Geschäftsjahr nicht schadenfrei verlaufen ist, können von der 
Beitragsrückerstattung ausgeschlossen werden, oder ihr Anteil kann auf 
den Betrag beschränkt werden, um den die Beitragsrückerstattung die 
Entschädigungsleistung des Vereins übersteigt. Im Laufe des Geschäfts-
jahres beigetretene oder ausgeschiedene Mitglieder sind von jeglicher 
Beitragsrückerstattung ausgeschlossen. In der Kraftfahrtversicherung 
können abweichend von Satz 3 auch im Laufe des Geschäftsjahres beige-
tretene oder ausgeschiedene Mitglieder bei der Beitragsrückerstattung 
berücksichtigt werden.

Vermögensanlage

§ 23

Die Anlage des Vermögens erfolgt nach den gesetzlichen Vorschriften und
den von der Aufsichtsbehörde aufgestellten Grundsätzen.

Änderung der Satzung und der Allgemeinen Versicherungsbedingungen

§ 24

Änderungen der Satzung werden von der Hauptversammlung beschlossen
und bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Zur Vornahme von
Satzungsänderungen, die nur die Fassung betreffen, ist der Aufsichtsrat
ermächtigt.
Änderungen und Einführungen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen
beschließt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates.

Auflösung des Vereins

§ 25

Der Beschluss über die Verschmelzung oder Auflösung des Vereins bedarf
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die bestehenden Versicherungs-
verhältnisse enden einen Monat nach der Veröffentlichung des genehmigten
Auflösungsbeschlusses. Nach der Auflösung findet die Liquidation statt, die
durch den Vorstand durchgeführt wird; es können auch besondere
Liquidatoren bestellt werden. Nach Beendigung der Liquidation ist der
Hauptversammlung eine Schlussrechnung zur Prüfung und Genehmigung
vorzulegen. Über die Verteilung des nach Erfüllung der Verbindlichkeiten ver-
bleibenden Vermögens beschließt die Hauptversammlung. 
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Vorbemerkung

Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elektro-
nischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich Vertragsver-
hältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet die EDV
einen besseren Schutz der Versichertengemeinschaft vor missbräuchlichen
Handlungen als die bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns
bekannt gegebenen Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundesdaten-
schutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und -nut-
zung zulässig, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt
oder wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die
Datenverarbeitung und -nutzung stets, wenn dies im Rahmen der
Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen
Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung berechtigter
Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der
Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem
Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt.

Einwilligungserklärung

Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung
und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung
ist in Ihrem Versicherungsantrag eine Einwilligungserklärung nach dem
BDSG aufgenommen worden. Diese gilt über die Beendigung des
Versicherungsvertrages hinaus, endet jedoch – außer in der Lebens- und
Unfallversicherung – schon mit Ablehnung des Antrags oder durch Ihren
jederzeit möglichen Widerruf. Wird die Einwilligungserklärung bei
Antragstellung ganz oder teilweise gestrichen, kommt es unter Umständen
nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise
gestrichener Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung und -nut-
zung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbe-
merkung beschrieben, erfolgen.

Schweigepflichtentbindungserklärung

Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die wie z.B. beim Arzt, einem
Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen
(Schweigepflichtentbindung) voraus. In der Lebens-, Kranken- und Unfall-
versicherung (Personenversicherung) ist daher im Antrag auch eine
Schweigepflichtentbindungsklausel enthalten.
Im folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die
Datenverarbeitung und -nutzung nennen:
1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Das
sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden zum
Vertrag versicherungstechnische Daten wie Kundennummer (Partnernum-
mer), Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung
sowie erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, z. B. eines Vermittlers,
eines Sachverständigen oder eines Arztes geführt (Vertragsdaten). Bei einem
Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben zum Schaden und ggfs. auch
Angaben von Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermittelten Grad der
Berufsunfähigkeit, die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt über einen Kfz-
Totalschaden oder bei Ablauf einer Lebensversicherung den Auszahlungs-
betrag (Leistungsdaten).
2. Datenübermittlung an Rückversicherer
Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen
Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Deshalb geben wir in
vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rückversicherer im In- und Ausland ab.
Diese Rückversicherer benötigen ebenfalls entsprechende versicherungs-
technische Angaben von uns, wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des
Versicherungsschutzes und des Risikos und Risikozuschlags sowie im
Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit Rückversicherer bei der Risiko- und
Schadenbeurteilung mitwirken, werden ihnen auch die dafür erforderlichen
Unterlagen zur Verfügung gestellt.
In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückversicherer,
denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben.
3. Datenübermittlung an andere Versicherer
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei
Antragstellung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versicherer
alle für die Einschätzung des Wagnisses und die Schadenabwicklung wichti-
gen Umstände anzugeben. Hierzu gehören z. B. frühere Krankheiten und
Versicherungsfälle oder Mitteilungen über gleichartige andere
Versicherungen (beantragte, bestehende, abgelehnte oder gekündigte). Um
Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Widersprüche in den
Angaben des Versicherten aufzuklären oder um Lücken bei den
Feststellungen zum entstandenen Schaden zu schließen, kann es erforderlich
sein, andere Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende
Auskünfte auf Anfragen zu erteilen.
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, gesetzli-
cher Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen) eines Austausches
von personenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten
des Betroffenen weitergegeben, wie Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen,
Art des Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden,
wie Schadenhöhe und Schadentag.

4. Zentrale Hinweissysteme
Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig sein, zur
Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts oder zur
Verhinderung von Versicherungsmissbrauch Anfragen an den zuständigen
Fachverband bzw. an andere Versicherer zu richten oder auch entsprechende
Anfragen anderer Versicherer zu beantworten. Dazu bestehen beim GDV zen-
trale Hinweissysteme. 
Solche Hinweissysteme gibt es beim Gesamtverband der deutschen
Versicherungswirtschaft e.V. (Zusammenschluss der bisherigen Verbände:
Verband der Haftpflichtversicherer, Unfallversicherer, Autoversicherer und
Rechtsschutzversicherer -HUK-Verband-, Verband der Sachversicherer,
Deutscher Transport-Versicherungs-Verband, Verband der privaten
Krankenversicherung und Verband der Lebensversicherungs-Unternehmen).
Die Aufnahme in diese Hinweissysteme und deren Nutzung erfolgt lediglich
zu Zwecken, die mit dem jeweiligen System verfolgt werden dürfen, also nur
soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. 

Beispiele:

Kfz-Versicherer:
Registrierung von auffälligen Schadenfällen, Kfz-Diebstählen sowie von
Personen, bei denen der Verdacht des Versicherungsmissbrauchs besteht.
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung.

Lebensversicherer:
Aufnahme von Sonderrisiken, z. B. Ablehnung des Risikos bzw. Annahme mit
Beitragszuschlag
– aus versicherungsmedizinischen Gründen,
– aufgrund der Auskünfte anderer Versicherer,
– wegen verweigerter Nachuntersuchung.
Aufhebung des Vertrages durch Rücktritt oder Anfechtung seitens des
Versicherers; Ablehnung des Vertrages seitens des Versicherungsnehmers
wegen geforderter Beitragszuschläge. 
Zweck: Risikoprüfung.

Rechtsschutzversicherer:
– Vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Vertragsablauf 

durch den Versicherer nach mindestens zwei Versicherungsfällen inner-
halb von 12 Monaten.

– Kündigungen zum normalen Vertragsablauf durch den Versicherer nach 
mindestens 3 Versicherungsfällen innerhalb von 36 Monaten.

– Vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Vertragsablauf 
bei konkret begründetem Verdacht einer betrügerischen 
Inanspruchnahme der Versicherung.

Zweck: Überprüfung der Angaben zu Vorversicherungen bei der
Antragstellung.

Sachversicherer:
Aufnahme von Schäden und Personen, wenn Brandstiftung vorliegt oder
wenn aufgrund des Verdachts des Versicherungsmissbrauchs der Vertrag
gekündigt wird und bestimmte Schadensummen erreicht sind. 
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung, Verhinderung weiteren
Missbrauchs.

Transportversicherer:
Aufnahme von auffälligen (Verdacht des Versicherungsmissbrauchs)
Schadenfällen, insbesondere in der Reisegepäckversicherung. 
Zweck: Schadenaufklärung und Verhinderung von Versicherungsmissbrauch.

Unfallversicherer:
– Meldung bei erheblicher Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht.
– Leistungsablehnung wegen vorsätzlicher Obliegenheitsverletzung im 

Schadenfall, wegen Vortäuschung eines Unfalles oder von Unfallfolgen.
– Außerordentlicher Kündigung durch den Versicherer nach 

Leistungserbringung oder Klageerhebung auf Leistung.
Zweck: Risikoprüfung und Aufdeckung von Versicherungsmissbrauch.

Allgemeine Haftpflichtversicherer:
Registrierung von auffälligen Schadenfällen sowie von Personen, bei denen
der Verdacht des Versicherungsmissbrauchs besteht.
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung.

5. Datenverarbeitung in und außerhalb der Unternehmensgruppe
Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sachversicherung)
und andere Finanzdienstleistungen, z. B. Kredite, Bausparen, Kapitalanlagen,
Immobilien werden durch rechtlich selbstständige Unternehmen betrieben.
Um den Kunden einen umfassenden Versicherungsschutz anbieten zu kön-
nen, arbeiten die Unternehmen häufig in Unternehmensgruppen zusammen.
Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie das
Inkasso oder die Datenverarbeitung. So wird z. B. Ihre Adresse nur einmal
gespeichert, auch wenn Sie Verträge mit verschiedenen Unternehmen der
Gruppe abschließen; und auch Ihre Versicherungsnummer, die Art der
Verträge, ggfs. Ihr Geburtsdatum, Kontonummer und Bankleitzahl, d. h. Ihre
allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, werden in einer zentra-
len Datensammlung geführt.

E. Merkblatt zur Datenverarbeitung 
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Dabei sind die sogenannten Partnerdaten (z. B. Name, Adresse, Kundennum-
mer, Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende Verträge) von allen Unterneh-
men der Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann eingehende Post immer
richtig zugeordnet und bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige Part-
ner genannt werden. Auch Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne
Rückfragen korrekt verbucht werden.

Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dage-
gen nur von den Versicherungsunternehmen der Gruppe abfragbar.
Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweiligen
Kunden durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden, spricht das
Gesetz auch hier von „Datenübermittlung“, bei der die Vorschriften des
Bundesdatenschutzgesetzes zu beachten sind. Branchenspezifische Daten –
wie z.B. Gesundheits- oder Bonitätsdaten – bleiben dagegen unter aus-
schließlicher Verfügung der jeweiligen Unternehmen.

Unserer Unternehmensgruppe gehören zurzeit folgende Unternehmen an:
Itzehoer Versicherung/Brandgilde von 1691 Versicherungsverein a.G.,
Itzehoer Lebensversicherungs-AG, Itzehoer/HanseMerkur Finanz- und
Versicherungsvermittlungs GmbH, Itzehoer Rechtsschutz-Schadenservice
GmbH, Brandgilde Versicherungskontor GmbH Versicherungsmakler, IVI
Informationsverarbeitungs GmbH. 

Daneben arbeiten unsere Versicherungsunternehmen und Vermittler zur
umfassenden Beratung und Betreuung ihrer Kunden in weiteren
Versicherungs-Finanzdienstleistungen (z.B. Versicherungen, die die Itzehoer
nicht zeichnet, Bausparverträge, Kapitalanlagen) auch mit Kreditinstituten,
Bausparkassen und Kapitalanlagegesellschaften außerhalb der Gruppe
zusammen. Zurzeit kooperieren wir mit:
– AXA Versicherung AG
– Barmenia Krankenversicherung a.G.
– BHW Bauspar AG
– DBV-Winterthur Versicherung Aktiengesellschaft
– DEURAG Deutsche Rechtsschutzversicherung AG
– DSL Bank
– Gothaer Allgemeine Versicherung AG
– Hagelgilde Versicherungsverein a.G.
– HanseMerkur Krankenversicherung AG
– HanseMerkur Reiseversicherung AG
– IDEAL Lebensversicherung a.G.
– KRAVAG-Logistic Versicherungs-Aktiengesellschaft
– Mannheimer Versicherung AG
– Münchner Kapitalanlage AG
– Nürnberger Versicherungsgruppe
– R+V Versicherung AG
– Uelzener Versicherungen
– Vereinigte Tierversicherung Ges. a. G.
– Vereinsbank AG
– VHV Vereinigte Haftpflichtversicherung V.a.G.
– Victoria Versicherung AG
– Württembergische und Badische Versicherungs-Aktiengesellschaft
– Zurich Versicherung AG (Deutschland)

Die Zusammenarbeit besteht dabei in der gegenseitigen Vermittlung der
jeweiligen Produkte und der weiteren Betreuung der so gewonnenen Kunden.
So vermitteln z.B. die genannten Kreditinstitute im Rahmen einer Kunden-
beratung/-betreuung Versicherungen als Ergänzung zu den eigenen
Finanzdienstleistungsprodukten. Für die Datenverarbeitung der vermitteln-
den Stelle gelten die folgenden Ausführungen unter Punkt 6.

6. Betreuung durch Versicherungsvermittler

In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des sonstigen
Dienstleistungsangebots unserer Unternehmensgruppe bzw. unseres
Kooperationspartners werden Sie durch einen unserer Vermittler betreut, der
Sie mit Ihrer Einwilligung auch in sonstigen Finanzdienstleistungen berät.
Vermittler in diesem Sinn sind neben Einzelpersonen auch Vermittlungs-
gesellschaften sowie im Rahmen der Zusammenarbeit bei Finanzdienst-
leistungen auch Kreditinstitute, Bausparkassen, Kapitalanlage- und
Immobiliengesellschaften und andere.

Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Vermittler
zu diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und Beratung notwendigen
Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, z.B.
Versicherungsnummer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und des
Risikos, Zahl der Versicherungsfälle und Höhe von Versicherungsleistungen
sowie von unseren Partnerunternehmen Angaben über andere finanzielle
Dienstleistungen, z.B. Abschluss und Stand Ihres Bausparvertrages.
Ausschließlich zum Zweck von Vertragsanpassungen in der Personen-
versicherung können an den zuständigen Vermittler auch Gesundheitsdaten
übermittelt werden.

Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personenbezogenen
Daten im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung des Kunden. Auch
werden Sie von uns über Änderungender kundenrelevanten Daten informiert.
Jeder Vermittler ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen
des BDSG und seine besonderen Verschwiegenheitspflichten (z.B.
Berufsgeheimnis und Datengeheimnis) zu beachten.

Der für Ihre Betreuung zuständige Vermittler wird Ihnen mitgeteilt. Endet
seine Tätigkeit für unser Unternehmen (z.B. durch Kündigung des 
Vermittlervertrages oder bei Pensionierung), regelt das Unternehmen Ihre
Betreuung neu; Sie werden hierüber informiert.

7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte

Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz neben dem
eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft sowie unter
bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder
Löschung Ihrer in einer Datei gespeicherten Daten.

Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich
bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres Versicherers.
Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft, Berichtigung,
Sperrung oder Löschung wegen der beim Rückversicherer gespeicherten
Daten stets an Ihren Versicherer.
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I.  Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

§ 186.  Geltungsbereich
Für die in Gesetzen, gerichtlichen Verfügungen und Rechtsgeschäften ent-
haltenen Frist- und Terminbestimmungen gelten die Auslegungsvorschriften
der §§ 187 bis 193.

§ 836.  Haftung bei Einsturz eines Bauwerkes

(1) Wird durch den Einsturz eines Gebäudes oder eines anderen mit einem
Grundstücke verbundenen Werkes oder durch die Ablösung von Teilen des
Gebäudes oder des Werkes ein Mensch getötet, der Körper oder die
Gesundheit eines Menschen verletzt oder eine Sache beschädigt, so ist der
Besitzer des Grundstücks, sofern der Einsturz oder die Ablösung die Folge
fehlerhafter Errichtung oder mangelhafter Unterhaltung ist, verpflichtet, dem
Verletzten den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Die Ersatzpflicht
tritt nicht ein, wenn der Besitzer zum Zwecke der Abwendung der Gefahr die
im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat.

(2) Ein früherer Besitzer des Grundstücks ist für den Schaden verantwortlich,
wenn der Einsturz oder die Ablösung innerhalb eines Jahres nach der
Beendigung seines Besitzes eintritt, es sei denn, dass er während seines
Besitzes die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat oder ein späte-
rer Besitzer durch Beobachtung dieser Sorgfalt die Gefahr hätte abwenden
können.

(3) Besitzer im Sinne dieser Vorschriften ist der Eigenbesitzer.

II.  Handelsgesetzbuch (HGB)

§ 48.  Erteilung der Prokura, Gesamtprokura

(1) Die Prokura kann nur von dem Inhaber des Handelsgeschäfts oder seinem
gesetzlichen Vertreter und nur mittels ausdrücklicher Erklärung erteilt wer-
den.

(2) Die Erteilung kann an mehrere Personen gemeinschaftlich erfolgen
(Gesamtprokura).

III.  Sozialgesetzbuch VII  (SGB)
§ 22.  Sicherheitsbeauftragte

(1) In Unternehmen mit regelmäßig mehr als 20 Beschäftigte hat der
Unternehmer unter Beteiligung des Betriebsrates oder Personalrates
Sicherheitsbeauftragte unter Berücksichtigung der im Unternehmen für die
Beschäftigten bestehenden Unfall- und Gesundheitsgefahren und der Zahl
der Beschäftigten zu bestellen. Als Beschäftigte gelten auch die nach § 2
Absatz 1 Nr. 2, 8 und 12 Versicherten. In Unternehmen mit besonderen
Gefahren für Leben und Gesundheit kann der Unfallversicherungsträger
anordnen, dass Sicherheitsbeauftragte auch dann zu bestellen sind, wenn die
Mindestbeschäftigtenzahl nach Satz 1 nicht erreicht wird. Für Unternehmen
mit geringen Gefahren für Leben und Gesundheit kann der
Unfallversicherungsträger die Zahl 20 in seiner Unfallverhütungsvorschrift
erhöhen.

(2) Die Sicherheitsbeauftragten haben den Unternehmer bei der
Durchführung der Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen und
Berufskrankheiten zu unterstützen, insbesondere sich von dem
Vorhandensein und der ordnungsgemäßen Benutzung der vorgeschriebenen
Schutzeinrichtungen zu überzeugen und auf Unfall- und
Gesundheitsgefahren für die Versicherten aufmerksam zu machen. 

(3) Die Sicherheitsbeauftragten dürfen wegen der Erfüllung der ihnen über-
tragenen Aufgaben nicht benachteiligt werden.

§ 110.  Haftung gegenüber den Sozialversicherungsträgern

(1)  Haben Personen, deren Haftung nach den §§ 104 bis 107 beschränkt ist,
den Versicherungsfall vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt, haften
sie den Sozialversicherungsträgern für die infolge des Versicherungsfalls
entstandenen Aufwendungen, jedoch nur bis zur Höhe des zivilrechtlichen
Schadenersatzanspruchs. Statt der Rente kann der Kapitalwert gefordert wer-
den. Das Verschulden braucht sich nur auf das den Versicherungsfall verur-
sachende Handeln oder Unterlassen zu beziehen.

(1a)  Unternehmer, die Schwarzarbeit nach § 1 des Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetzes erbringen und dadurch bewirken, dass Beiträge nach dem
Sechsten Kapitel nicht, nicht in der richtigen Höhe oder nicht rechtzeitig ent-
richtet werden, erstatten den Unfallversicherungsträgern die Aufwendungen,
die diesen infolge von Versicherungsfällen bei Ausführung der Schwarzarbeit
entstanden sind. Eine nicht ordnungsgemäße Beitragsentrichtung wird ver-
mutet, wenn die Unternehmer die Personen, bei denen die Versicherungsfälle
eingetreten sind, nicht nach § 28 a des Vierten Buches bei der Einzugsstelle
angemeldet haben.

(2)  Die Sozialversicherungsträger können nach billigem Ermessen, insbe-
sondere unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse des
Schädigers, auf den Ersatzanspruch ganz oder teilweise verzichten. 

IV.  Bundesberggesetz (BBergG)

§ 114.  Bergschaden

(1) Wird infolge der Ausübung einer der in § 2 Absatz 1 Nr. 1 und 2 bezeich-
neten Tätigkeiten oder durch eine der in § 2 Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten
Einrichtungen (Bergbaubetrieb) ein Mensch getötet oder der Körper oder die
Gesundheit eines Menschen verletzt oder eine Sache beschädigt
(Bergschaden), so ist für den daraus entstehenden Schaden nach den §§ 115
bis 120 Ersatz zu leisten.

(2) Bergschaden im Sinne des Absatzes 1 ist nicht 

1. ein Schaden, der an im Bergbaubetrieb beschäftigten Personen oder an
im Bergbaubetrieb verwendeten Sachen entsteht,

2. ein Schaden, der an einem anderen Bergbaubetrieb oder an den dem
Aufsuchungs- oder Gewinnungsrecht eines anderen unterliegenden
Bodenschätzen entsteht,

3. ein Schaden, der durch Einwirkungen entsteht, die nach § 906 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht verboten werden können,

4. ein Nachteil, der durch Planungsentscheidungen entsteht, die mit
Rücksicht auf die Lagerstätte oder den Bergbaubetrieb getroffen werden und

5. ein unerheblicher Nachteil oder eine unerhebliche Aufwendung im
Zusammenhang mit Maßnahmen der Anpassung nach § 110.

V.  Arzneimittelgesetz (AmG)

§ 4. Sonstige Begriffsbestimmungen

(1) Fertigarzneimittel sind Arzneimittel, die im Voraus hergestellt und in
einer zur Abgabe an den Verbraucher bestimmten Packung in den Verkehr
gebracht werden oder andere zur Abgabe an Verbraucher bestimmte
Arzneimittel, bei deren Zubereitung in sonstiger Weise ein industrielles
Verfahren zur Anwendung kommt oder die, ausgenommen in Apotheken,
gewerblich hergestellt werden. Fertigarzneimittel sind nicht
Zwischenprodukte, die für eine weitere Verarbeitung durch einen Hersteller
bestimmt sind.

(2) Blutzubereitungen sind Arzneimittel, die aus Blut gewonnene Blut-,
Plasma- oder Serumkonserven, Blutbestandteile oder Zubereitungen aus
Blutbestandteilen sind oder als Wirkstoffe enthalten.

(3) Sera sind Arzneimittel im Sinne des § 2 Absatz 1, die aus Blut, Organen,
Organteilen oder Organsekreten gesunder, kranker, krank gewesener oder
immunisatorisch vorbehandelter Lebewesen gewonnen werden, Antikörper
enthalten und die dazu bestimmt sind, wegen dieser Antikörper angewendet
zu werden. Sera gelten nicht als Blutzubereitungen im Sinne des Absatzes 2.

(4) Impfstoffe sind Arzneimittel im Sinne des § 2 Absatz 1, die Antigene
enthalten und die dazu bestimmt sind, bei Mensch oder Tier zur Erzeugung
von spezifischen Abwehr- und Schutzstoffen angewendet zu werden. 

(5) Allergene sind Arzneimittel im Sinne des § 2 Absatz 1, die Antigene
oder Haptene enthalten und dazu bestimmt sind, bei Mensch oder Tier zur
Erkennung von spezifischen Abwehr- oder Schutzstoffen angewendet zu wer-
den (Testallergene) oder Stoffe enthalten, die zur antigenspezifischen
Verminderung einer spezifischen immunologischen Überempfindlichkeit
angewendet werden (Therapieallergene).

(6) Testsera sind Arzneimittel im Sinne des § 2 Absatz 2 Nr. 4, die aus Blut,
Organen, Organteilen oder Organsekreten gesunder, kranker, krank gewese-
ner oder immunisatorisch vorbehandelter Lebewesen gewonnen werden,
spezifische Antikörper enthalten und die dazu bestimmt sind, wegen dieser
Antikörper verwendet zu werden, sowie die dazu gehörenden Kontrollsera.

(7) Testantigene sind Arzneimittel im Sinne des § 2 Absatz 2 Nr. 4, die
Antigene oder Haptene enthalten und die dazu bestimmt sind, als solche ver-
wendet zu werden.

(8) Radioaktive Arzneimittel sind Arzneimittel, die radioaktive Stoffe sind
oder enthalten und ionisierende Strahlen spontan aussenden und die dazu
bestimmt sind, wegen dieser Eigenschaften angewendet zu werden; als radio-
aktive Arzneimittel gelten auch für die Radiomarkierung anderer Stoffe vor
der Verabreichung hergestellte Radionuklide (Vorstufen) sowie die zur
Herstellung von radioaktiven Arzneimitteln bestimmten Systeme mit einem
fixierten Mutterradionuklid, das ein Tochterradionuklid bildet, (Generatoren).

F. Auszüge aus den Gesetzen



(9) Gentransfer-Arzneimittel sind zur Anwendung am Menschen bestimm-
te Arzneimittel im Sinne des § 2 Absatz 1, die zur genetischen Modifizierung
von Körperzellen durch Transfer von Genen oder Genabschnitten bestimmte
nackte Nukleinsäuren, virale oder nichtvirale Vektoren, genetisch modifizier-
te menschliche Zellen oder rekombinante Mikroorganismen, letztere ohne
mit dem Ziel der Prävention oder Therapie der von diesen hervorgerufenen
Infektionskrankheiten eingesetzt zu werden, sind oder enthalten.

(10) Fütterungsarzneimittel sind Arzneimittel in verfütterungsfertiger Form,
die aus Arzneimittel-Vormischungen und Mischfuttermitteln hergestellt wer-
den und die dazu bestimmt sind, zur Anwendung bei Tieren in den Verkehr
gebracht zu werden.

(11) Arzneimittel-Vormischungen sind Arzneimittel, die ausschließlich dazu
bestimmt sind, zur Herstellung von Fütterungsarzneimitteln verwendet zu
werden. Sie gelten als Fertigarzneimittel.

(12) Die Wartezeit ist die Zeit, die bei bestimmungsgemäßer Anwendung
des Arzneimittels nach der letzten Anwendung des Arzneimittels bei einem
Tier bis zur Gewinnung von Lebensmitteln, die von diesem Tier stammen,
zum Schutz der öffentlichen Gesundheit einzuhalten ist und die sicherstellt,
dass Rückstände in diesen Lebensmitteln die gemäß der Verordnung (EWG)
Nr. 2377/90 des Rates vom 26. Juni 1990 zur Schaffung eines
Gemeinschaftsverfahrens für die Festsetzung von Höchstmengen für
Tierarzneimittelrückstände in Nahrungsmitteln tierischen Ursprungs (ABl. EG
Nr. L 224 S. 1) festgelegten zulässigen Höchstmengen für pharmakologisch
wirksame Stoffe nicht überschreiten.

(13) Nebenwirkungen sind die beim bestimmungsgemäßen Gebrauch eines
Arzneimittels auftretenden schädlichen unbeabsichtigten Reaktionen.
Schwerwiegende Nebenwirkungen sind Nebenwirkungen, die tödlich oder
lebensbedrohend sind, eine stationäre Behandlung oder Verlängerung einer
stationären Behandlung erforderlich machen, zu bleibender oder schwerwie-
gender Behinderung, Invalidität, kongenitalen Anomalien oder
Geburtsfehlern führen; für Arzneimittel, die zur Anwendung bei Tieren
bestimmt sind, sind schwerwiegend auch Nebenwirkungen, die ständig auf-
tretende oder lang anhaltende Symptome hervorrufen. Unerwartete
Nebenwirkungen sind Nebenwirkungen, deren Art, Ausmaß oder Ausgang
von der Packungsbeilage des Arzneimittels abweichen. Die Sätze 1 bis 3 gel-
ten auch für die als Folge von Wechselwirkungen auftretenden Neben-
wirkungen.

(14) Herstellen ist das Gewinnen, das Anfertigen, das Zubereiten, das Be-
oder Verarbeiten, das Umfüllen einschließlich Abfüllen, das Abpacken, das
Kennzeichnen und die Freigabe.

(15) Qualität ist die Beschaffenheit eines Arzneimittels, die nach Identität,
Gehalt, Reinheit, sonstigen chemischen, physikalischen, biologischen
Eigenschaften oder durch das Herstellungsverfahren bestimmt wird.

(16) Eine Charge ist die jeweils aus derselben Ausgangsmenge in einem ein-
heitlichen Herstellungsvorgang oder bei einem kontinuierlichen
Herstellungsverfahren in einem bestimmten Zeitraum erzeugte Menge eines
Arzneimittels.

(17) Inverkehrbringen ist das Vorrätighalten zum Verkauf oder zu sonstiger
Abgabe, das Feilhalten, das Feilbieten und die Abgabe an andere.

(18) Der pharmazeutische Unternehmer ist bei zulassungs- oder registrie-
rungspflichtigen Arzneimitteln der Inhaber der Zulassung oder Registrierung.
Pharmazeutischer Unternehmer ist auch, wer Arzneimittel unter seinem
Namen in den Verkehr bringt, außer in den Fällen des § 9 Absatz 1 Satz 2.

(19) Wirkstoffe sind Stoffe, die dazu bestimmt sind, bei der Herstellung von
Arzneimitteln als arzneilich wirksame Bestandteile verwendet zu werden oder
bei ihrer Verwendung in der Arzneimittelherstellung zu arzneilich wirksamen
Bestandteilen der Arzneimittel zu werden.

(20) Somatische Zelltherapeutika sind zur Anwendung am Menschen
bestimmte Arzneimittel im Sinne des § 2 Absatz 1, die durch andere Verfahren
der Biotechnologie als genetische Modifikation in ihren biologischen
Eigenschaften veränderte oder nicht veränderte menschliche Körperzellen
sind oder enthalten, ausgenommen zelluläre Blutzubereitungen zur
Transfusion oder zur hämatopoetischen Rekonstitution.

(21) Xenogene Zelltherapeutika sind zur Anwendung am Menschen
bestimmte Arzneimittel im Sinne des § 2 Absatz 1, die genetisch modifizierte
oder durch andere Verfahren in ihren biologischen Eigenschaften veränderte
lebende tierische Körperzellen sind oder enthalten.

(22) Großhandel mit Arzneimitteln ist jede berufs- oder gewerbsmäßige
zum Zwecke des Handeltreibens ausgeübte Tätigkeit, die in der Beschaffung,
der Lagerung, der Abgabe oder Ausfuhr von Arzneimitteln besteht, mit
Ausnahme der Abgabe von Arzneimitteln an andere Verbraucher als Ärzte,
Zahnärzte, Tierärzte oder Krankenhäuser.

(23) Klinische Prüfung bei Menschen ist jede am Menschen durchgeführte
Untersuchung, die dazu bestimmt ist, klinische oder pharmakologische
Wirkungen von Arzneimitteln zu erforschen oder nachzuweisen oder
Nebenwirkungen festzustellen oder die Resorption, die Verteilung, den
Stoffwechsel oder die Ausscheidung zu untersuchen, mit dem Ziel, sich von
der Unbedenklichkeit oder Wirksamkeit der Arzneimittel zu überzeugen. 
Satz 1 gilt nicht für eine Untersuchung, die eine nichtinterventionelle Prüfung
ist. Nichtinterventionelle Prüfung ist eine Untersuchung, in deren Rahmen
Erkenntnisse aus der Behandlung von Personen mit Arzneimitteln gemäß den

in der Zulassung festgelegten Angaben für seine Anwendung anhand epide-
miologischer Methoden analysiert werden; dabei folgt die Behandlung ein-
schließlich der Diagnose und Überwachung nicht einem vorab festgelegten
Prüfplan, sondern ausschließlich der ärztlichen Praxis.

(24) Sponsor ist eine natürliche oder juristische Person, die die
Verantwortung für die Veranlassung, Organisation und Finanzierung einer kli-
nischen Prüfung bei Menschen übernimmt.

(25) Prüfer ist in der Regel ein für die Durchführung der klinischen Prüfung
bei Menschen in einer Prüfstelle verantwortlicher Arzt oder in begründeten
Ausnahmefällen eine andere Person, deren Beruf auf Grund seiner wissen-
schaftlichen Anforderungen und der seine Ausübung voraussetzenden
Erfahrungen in der Patientenbetreuung für die Durchführung von
Forschungen am Menschen qualifiziert. Wird eine Prüfung in einer Prüfstelle
von mehreren Prüfern vorgenommen, so ist der verantwortliche Leiter der
Gruppe der Hauptprüfer. Wird eine Prüfung in mehreren Prüfstellen durchge-
führt, wird vom Sponsor ein Prüfer als Leiter der klinischen Prüfung benannt.

(26) Homöopathisches Arzneimittel ist ein Arzneimittel, das nach einem im
Europäischen Arzneibuch oder, in Ermangelung dessen, nach einem in den
offiziell gebräuchlichen Pharmakopöen der Mitgliedstaaten der Europäischen
Union beschriebenen homöopathischen Zubereitungsverfahren hergestellt
worden ist. Ein homöopathisches Arzneimittel kann auch mehrere Wirkstoffe
enthalten.

(27) Ein mit der Anwendung des Arzneimittels verbundenes Risiko ist 

a) jedes Risiko im Zusammenhang mit der Qualität, Sicherheit oder 
Wirksamkeit des Arzneimittels für die Gesundheit der Patienten oder die 
öffentliche Gesundheit, bei zur Anwendung bei Tieren bestimmten 
Arzneimitteln für die Gesundheit von Mensch oder Tier,

b) jedes Risiko unerwünschter Auswirkungen auf die Umwelt.

(28) Das Nutzen-Risiko-Verhältnis umfasst eine Bewertung der positiven
therapeutischen Wirkungen des Arzneimittels im Verhältnis zu dem Risiko
nach Absatz 27 Buchstabe a), bei zur Anwendung bei Tieren bestimmten
Arzneimitteln auch nach Absatz 27 Buchstabe b).

(29) Pflanzliche Arzneimittel sind Arzneimittel, die als Wirkstoff ausschließ-
lich einen oder mehrere pflanzliche Stoffe oder eine oder mehrere pflanzliche
Zubereitungen oder eine oder mehrere solcher pflanzlichen Stoffe in
Kombination mit einer oder mehreren solcher pflanzlichen Zubereitungen
enthalten.

(30) Gewebezubereitungen sind Arzneimittel, die Gewebe im Sinne von § 1a
Nr. 4 des Transplantationsgesetzes sind oder aus solchen Geweben herge-
stellt worden sind. Menschliche Samen- und Eizellen, einschließlich imprä-
gnierter Eizellen (Keimzellen), und Embryonen sind weder Arzneimittel noch
Gewebezubereitungen.

§ 94. Deckungsvorsorge

(1) Der pharmazeutische Unternehmer hat dafür Vorsorge zu treffen, dass
er seinen gesetzlichen Verpflichtungen zum Ersatz von Schäden nachkom-
men kann, die durch die Anwendung eines von ihm in den Verkehr gebrach-
ten, zum Gebrauch bei Menschen bestimmten Arzneimittels entstehen, das
der Pflicht zur Zulassung unterliegt oder durch Rechtsverordnung von der
Zulassung befreit worden ist (Deckungsvorsorge). Die Deckungsvorsorge
muss in Höhe der in § 88 Satz 1 genannten Beträge erbracht werden. 

Sie kann nur 

1. durch eine Haftpflichtversicherung bei einem im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zum Geschäftsbetrieb befugten Versicherungsunternehmen 
oder

2. durch eine Freistellungs- oder Gewährleistungsverpflichtung eines inlän-
dischen Kreditinstituts oder eines Kreditinstituts eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines anderen Vertrags-
staates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum

erbracht werden.

(2) Wird die Deckungsvorsorge durch eine Haftpflichtversicherung
erbracht, so gelten § 113 Absatz 3 und §§ 114 bis 124 des Versicherungs-
vertragsgesetzes, sinngemäß.

(3) Durch eine Freistellungs- oder Gewährleistungsverpflichtung eines
Kreditinstituts kann die Deckungsvorsorge nur erbracht werden, wenn
gewährleistet ist, dass das Kreditinstitut, solange mit seiner
Inanspruchnahme gerechnet werden muss, in der Lage sein wird, seine
Verpflichtungen im Rahmen der Deckungsvorsorge zu erfüllen. Für die
Freistellungs- oder Gewährleistungsverpflichtung gelten § 113 Absatz 3 und
§§ 114 bis 124 des Versicherungsvertragsgesetzes sinngemäß.

(4) Zuständige Stelle im Sinne des § 117 Absatz 2 des Versicherungs-
vertragsgesetzes ist die für die Durchführung der Überwachung nach § 64
zuständige Behörde.

(5) Die Bundesrepublik Deutschland und die Länder sind zur
Deckungsvorsorge gemäß Absatz 1 nicht verpflichtet.
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VI. Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO)

§ 70. Ausnahmen

(1) Ausnahmen können genehmigen 

1. die höheren Verwaltungsbehörden in bestimmten Einzelfällen oder allge-
mein für bestimmte einzelne Antragsteller von den Vorschriften der §§ 32,
32d, 34 und 36, auch in Verbindung mit § 63, ferner der §§ 52 und 65, bei
Elektrokarren und ihren Anhängern auch von den Vorschriften des § 41
Absatz 9 und der §§ 53, 58 und 59,

2. die zuständigen obersten Landesbehörden oder die von ihnen bestimm-
ten oder nach Landesrecht zuständigen Stellen von allen Vorschriften dieser
Verordnung in bestimmten Einzelfällen oder allgemein für bestimmte einzel-
ne Antragsteller; sofern die Ausnahmen erhebliche Auswirkungen auf das
Gebiet anderer Länder haben, ergeht die Entscheidung im Einvernehmen mit
den zuständigen Behörden dieser Länder,

3. das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung von allen
Vorschriften dieser Verordnung, sofern nicht die Landesbehörden nach den
Nummern 1 und 2 zuständig sind - allgemeine Ausnahmen ordnet er durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates nach Anhören der
zuständigen obersten Landesbehörden an -,

4. das Kraftfahrt-Bundesamt mit Ermächtigung des Bundesministeriums für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung bei Erteilung oder in Ergänzung einer
Allgemeinen Betriebserlaubnis oder Bauartgenehmigung,

5. das Kraftfahrt-Bundesamt für solche Lagerfahrzeuge, für die durch
Inkrafttreten neuer oder geänderter Vorschriften die Allgemeine
Betriebserlaubnis nicht mehr gilt. In diesem Fall hat der Inhaber der
Allgemeinen Betriebserlaubnis beim Kraftfahrt-Bundesamt einen Antrag
unter Beifügung folgender Angaben zu stellen:

a) Nummer der Allgemeinen Betriebserlaubnis mit Angabe des Typs und der 
betroffenen Ausführung(en),

b) genaue Beschreibung der Abweichungen von den neuen oder geänderten 
Vorschriften,

c) Gründe, aus denen ersichtlich ist, warum die Lagerfahrzeuge die neuen 
oder geänderten Vorschriften nicht erfüllen können,

d) Anzahl der betroffenen Fahrzeuge mit Angabe der Fahrzeug-
identifizierungs-Nummern oder -Bereiche, gegebenenfalls mit Nennung 
der Typ- und / oder Ausführungs-Schlüsselnummern,

e) Bestätigung, dass die Lagerfahrzeuge die bis zum Inkrafttreten der neuen 
oder geänderten Vorschriften geltenden Vorschriften vollständig erfüllen,

f) Bestätigung, dass die unter Buchstabe d) aufgeführten Fahrzeuge sich in 
Deutschland oder in einem dem Kraftfahrt-Bundesamt im Rahmen des 
Typgenehmigungsverfahrens benannten Lager befinden.

(1a) Genehmigen die zuständigen obersten Landesbehörden oder die von
ihnen bestimmten Stellen Ausnahmen von den Vorschriften der §§ 32, 32d
Absatz 1 oder § 34 für Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen, die auf neu-
nen Technologien oder Konzepten beruhen und während eines
Versuchszeitraums in bestimmten örtlichen Bereichen eingesetzt werden, so
unterrichten diese Stellen das Bundesministerium für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung im Hinblick auf Artikel 4 Absatz 5 Satz 2 der Richtlinie
96/53/EG des Rates vom 25. Juli 1996 (ABl. EG Nr. 235 S. 59) mit einer
Abschrift der Ausnahmegenehmigung.

(2) Vor der Genehmigung einer Ausnahme von den §§ 32, 32d, 34 und 36
und einer allgemeinen Ausnahme von § 65 sind die obersten
Straßenbaubehörden der Länder und, wo noch nötig, die Träger der
Straßenbaulast zu hören. 

(3) Der örtliche Geltungsbereich jeder Ausnahme ist festzulegen.

(3a) Durch Verwaltungsakt für ein Fahrzeug genehmigte Ausnahmen von
den Bau- oder Betriebsvorschriften sind vom Fahrzeugführer durch eine
Urkunde nachzuweisen, die bei Fahrten mitzuführen und zuständigen
Personen auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen ist. Bei einachsigen
Zugmaschinen und Anhängern in land- oder forstwirtschaftlichen Betrieben
sowie land- oder forstwirtschaftlichen Arbeitsgeräten und hinter land- oder
forstwirtschaftlichen einachsigen Zug- oder Arbeitsmaschinen mitgeführten
Sitzkarren, wenn sie nur für land- oder forstwirtschaftliche Zwecke verwendet
werden, und von der Zulassungspflicht befreiten Elektrokarren genügt es,
dass der Halter eine solche Urkunde aufbewahrt; er hat sie zuständigen
Personen auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen.

(4) Die Bundeswehr, die Polizei, die Bundespolizei, die Feuerwehr und die
anderen Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes sowie der
Zolldienst sind von den Vorschriften dieser Verordnung befreit, soweit dies
zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben unter gebührender Berücksichtigung der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung dringend geboten ist. Abweichungen
von den Vorschriften über die Ausrüstung mit Kennleuchten, über
Warneinrichtungen mit einer Folge von Klängen verschiedener
Grundfrequenz (Einsatzhorn) und über Sirenen sind nicht zulässig.

(5) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu
bestimmen, dass abweichend von Absatz 1 Nr. 1 an Stelle der höheren
Verwaltungsbehörden und abweichend von Absatz 2 an Stelle der obersten
Straßenbaubehörden andere Behörden zuständig sind. Sie können diese
Ermächtigung auf oberste Landesbehörde übertragen.

VII. Verordnung über die Zulassung von Fahrzeugen zum
Straßenverkehr (FZV)

§ 2. Begriffsbestimmungen

....

(17) selbstfahrende Arbeitsmaschinen: Kraftfahrzeuge, die nach ihrer
Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbundenen
Einrichtungen zur Verrichtung von Arbeiten, jedoch nicht zur Beförderung
von Personen oder Gütern bestimmt und geeignet sind;

(18) Stapler: Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart für das Aufnehmen,
Heben, Bewegen und Positionieren von Lasten bestimmt oder geeignet sind;

....

VIII. Umweltschadensgesetz

§ 4. Informationspflicht

Besteht die unmittelbare Gefahr eines Umweltschadens oder ist ein
Umweltschaden eingetreten, hat der Verantwortliche die zuständige Behörde
unverzüglich über alle bedeutsamen Aspekte des Sachverhalts zu unterrich-
ten.
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